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reaktoranlagen sowie Gefährdung der Be-
völkerung im Raum Hanau und Aschaffen-
burg durch die Einlagerungsmenge von Plu-
tonium auf dem Werksgelände der NUKEM 
in Hanau-Wolfgang 

SchrAnfr B2 06.05.77 Drs 08/357 
Gerlach (Obernau) CDU/CSU 

SchrAnfr B3 06.05.77 Drs 08/357 
Gerlach (Obernau) CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr von Schoeler BMI . . . 1985* B 

Anlage 57 

Stellung eines Antrags gemäß § 9 b des 
Atomgesetzes betr. die Auswahl einer End

-

lagerungsstätte für Energieabfallstoffe 

durch die Physikalisch-Technische Bundes-
anstalt 

SchrAnfr B4 06.05.77 Drs 08/357 
Schröder (Lüneburg) CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr von Schoeler BMI . . . 1985* C 

Anlage 58 

Fälle von Körperverletzungen und Tötun-
gen mit nicht erlaubnispflichtigen. Schuß-
waffen nach Inkrafttreten der Novelle des 
Waffengesetzes 

SchrAnfr B5 06.05.77 Drs 08/357 
Schreiber SPD 

SchrAntw PStSekr von Schoeler BMI . . . 1985* D 

Anlage 59 

Nichtanerkennung der Vorschriften und 
Normen der Arbeitsgemeinschaft Druckbe-
hälter (AD) für Primärkomponenten in 
Kernkraftwerken durch die Schweiz 

SchrAnfr B6 06.05.77 Drs 08/357 
Schäfer (Offenburg) SPD 

SchrAnfr B7 06.05.77 Drs 08/357 
Schäfer (Offenburg) SPD 

SchrAntw PStSekr von Schoeler BMI . . . 1986* A 

Anlage 60 

Androhung der Ausweisung von Auslän-
dern, auch aus EG-Mitgliedstaaten, wegen 
vergleichsweise kleiner Delikte 

SchrAnfr B8 06.05.77 Drs 08/357 
Immer (Altenkirchen) SPD 

SchrAnfr B9 06.05.77 Drs 08/357 
Immer (Altenkirchen) SPD 

SchrAntw PStSekr von Schoeler BMI . . . 1986* D 

Anlage 61 

Unterschied zwischen kriminalpolizeilichem 
Meldedienst, Kriminalstatistik und Straf-
verfolgungsstatistik 

SchrAnfr B10 06.05.77 Drs 08/357 
Dr. Wittmann (München) CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr von Schoeler BMI . . . 1987* C 

Anlage 62 

Erläuterung der Vorschriften des Daten-
schutzgesetzes im Rahmen der Öffentlich-
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einem ruinösen Wettbewerb durch Importe 
billigerer Backwaren aus Frankreich; Ein-
beziehung von Brot und Backwaren in den 
für Marktordnungswaren erhobenen Wäh-
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legung der Bundesbahnstrecke Wiesba-
den—Diez 

SchrAnfr B66 06.05.77 Drs 08/357 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) CDU/CSU 

SchrAnfr B67 06.05.77 Drs 08/357 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Haar BMV 	 1999* A 

Anlage 100 

Finanzielle Aufwendungen für den einbah-
nigen Bundesautobahnneubau vom Auto-
bahnkreuz bei Singen bis zur schweizeri-
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hinsichtlich der Geschoßhöhe von Gebäu-
den 

SchrAnfr B78 06.05.77 Drs 08/357 
Schmitz (Baesweiler) CDU/CSU 

SchrAnfr B79 06.05.77 Drs 08/357 
Schmitz (Baesweiler) CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Dr. Haack BMBau . . 2000* D 

Anlage 106 

Beeinflussung westdeutscher Kinder wäh-
rend sogenannter Kinderferien in der DDR 
im Sinne kommunistischer Vorstellungen 
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27. Sitzung 

Bonn, den 13. Mai 1977 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen — Stand 
10. Mai 1977, 15 Uhr — vor, die keiner Beschluß-
fassung bedürfen und die gemäß § 76 Abs. 2 unserer 
Geschäftsordnung den zuständigen Ausschüssen 
überwiesen werden sollen: 

Betr.: Bericht der Bundesregierung über ihre Erfahrungen 
mit freiwilligen Tilgungen niedrigverzinslicher 
Schuldverschreibungen durch Hypothekenbanken und 
öffentlich-rechtliche Kreditanstalten (Drucksache 8/335) 

zuständig: Finanzausschuß (federführend), Ausschuß für Wirt-
schaft, Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

Betr.: Halbjahresbericht der Bundesregierung über die Tä-
tigkeit des Europarats und der Westeuropäischen 
Union für die Zeit vorn 1. Oktober 1976 bis 31. März 
1977 (Drucksache 8/341) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend), Verteidi-
gungsausschuß 

Erhebt sich gegen die vorgeschlagenen Überwei-
sungen Widerspruch? — Ich stelle fest, daß das nicht 
der Fall ist. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Be-
schluß des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden 
Vorlagen überwiesen: 

Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) des Rates über die 
Anwendung des Beschlusses vom 21. April 1970 über die 
Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch ei-
gene Mittel der Gemeinschaften auf die Mehrwertsteuer 
Eigenmittel (Drucksache 8/428) 

überwiesen an den Finanzausschuß (federführend), Haushaltsaus-
schuß mit der Bitte um rechtzeitige Vorlage des Berichts vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Anwendung des Finanz

-

protokolls mit der Republik Malta (Drucksache 8/429) 
überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
rechtzeitige Vorlage des Berichts vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur dritten Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2133/74 zur Aufstellung allgemei-
ner Regeln für die Bezeichnung und Aufmachung der Weine 
und der Traubenmoste (Drucksache 8/431) 

überwiesen , an den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund

-
heit (federführend), Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um rechtzeitige Vorlage des Berichts vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung des Nord-
seeheringfangverbots (Drucksache 8/432) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um rechtzeitige Vorlage des Berichts vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 471/76 bezüglich 
der Dauer der Aussetzung der Preisbedingung, der die 

Einfuhr frischer Zitronen mit Ursprung in einigen Ländern 
des Mittelmeerraums in die Gemeinschaft unterliegt 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 471/76 über die 
Aussetzung der Anwendung der Preisbedingung, der die 
Einfuhr frischer Zitronen mit Ursprung in einigen Ländern 
des Mittelmeerraums in die Gemeinschaft unterliegt (Druck-
sache 8/433) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um rechtzeitige Vorlage des Berichts vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für be-
stimmte Weine mit Ursprungsbezeichnung der Tarifstelle 
ex 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Alge-
rien (Drucksache 8/363) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
rechtzeitige Vorlage des Berichts vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) Nr. 723/77 des Rates vom 5. April 1977 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 557/76 hinsicht-
lich der in der Landwirtschaft anzuwendenden Umrech-
nungskurse für die dänische Krone 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen den Vorschlag er-
hoben werden 

Wir fahren in der Beratung von Punkt 3 der Ta-
gesordnung fort: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Zwanzigsten Rentenanpassung 
und zur Verbesserung der Finanzgrundlagen 
der gesetzlichen Rentenversicherung (Zwan-
zigstes Rentenanpassungsgesetz — 20. RAG) 
— Drucksache 8/165 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/351 — 

Berichterstatter: Abgeordneter 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(1 t. Ausschuß) 
— Drucksache 8/337 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Franke 
Abgeordneter Glombig 
Abgeordneter Schmidt (Kempten) 

(Erste Beratung 18. Sitzung) 

Wir sind gestern in den späten Abendstunden mit 
der Einzelberatung so weit vorangekommen, daß 
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sie abgeschlossen ist und wir jetzt in die Abstim-
mungen eintreten können. 

Erlauben Sie mir den Hinweis, daß das ein ver-
hältnismäßig umständliches und zeitraubendes, aber 
notwendiges Verfahren ist. Ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn wir alle einander die Arbeit bei diesen 
Abstimmungen erleichtern würden. 

Ich rufe nun zur Einzelabstimmung über den Ent-
wurf des Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes in 
der zweiten Beratung auf. 

Ich rufe zunächst den Art. 1 auf. Wer dem § 1 zu-
zustimmen wünscht, — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und unsere 
Änderungsanträge?) 

— In der zweiten Beratung müssen wir erst über 
jene Paragraphen abstimmen, die nicht strittig sind, 
Herr Kollege. 

Es wird eine Fülle von Abstimmungen geben. Es 
tut mir sehr leid, aber ich muß Ihnen das noch ein-
mal sagen. 

Ich rufe zunächst Art. 1 § 1 auf. Wer dem § 1 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe § 2 auf. Wer dem § 2 zustimmen will, den 
bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! 
Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe § 3 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 8/374 
ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
vor, die Fassung der Regierungsvorlage wiederher-
zustellen. Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! 
— Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem § 3 in der Fassung des Ausschußbe-
schlusses — Drucksache 8/337 — zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Ich rufe § 4 auf. Dazu liegt der Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf der Drucksache 8/375 
vor. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem § 4 in der vorliegenden Fassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Gegen die 
Stimmen der CDU/CSU angenommen. 

Ich rufe nunmehr mehrere Paragraphen gleichzei-
tig auf. Ich gehe davon aus, daß wir das wie auch 
sonst machen können. 

Ich rufe die §§ 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 
16 auf. Wer den aufgerufenen Paragraphen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
gebilligt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den ge-
samten Art. 1. Mir ist gesagt worden, daß hierzu 
ein Antrag der CDU/CSU gestellt wird. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Ich beantrage 
namens der Fraktion der CDU/CSU nament

-

liche Abstimmung!) 

— Sie beantragen namentliche Abstimmung. Ich 
gehe davon aus, daß der Antrag hinreichend unter-
stützt wird. 

Wir treten in die namentliche Abstimmung über 
den Art. 1 in seiner Gesamtheit ein. Die Abstimmung 
ist eröffnet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich frage 
zum letztenmal, ob ein Mitglied des Hohen Hauses 
seine Stimmkarte noch nicht abgegeben hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich muß 
doch noch einmal sagen, wenn aufgerufen wird zur 
namentlichen Abstimmung, bitte ich, nach vorn zu 
gehen und nicht auf den Plätzen zu bleiben und dann 
erst in letzter Minute mit der Stimmkarte zu kom

-

men; sonst werden wir die Prozedur nicht zu Ende 
bekommen. 

(Beifall) 

Die Abstimmung ist geschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich schlage vor, daß 
wir während der Auszählung mit den weiteren Ab-
stimmungen fortfahren. Ich bitte daher, Platz zu 
nehmen. 

Ich rufe Art. 2 auf. Dazu liegt Ihnen auf Druck-
sache 8/376 unter Teil A ein Gesamtantrag der Frak-
tion der CDU/CSU vor. Ich gehe im Einvernehmen 
mit den Antragstellern davon aus, daß der Antrag 
in seiner Gesamtheit zur Abstimmung gestellt wird. 
— Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Teil B auf 
Drucksache 8/376 auf. Auch hier gehe ich davon 
aus, daß über den Antrag in seiner Gesamtheit ab-
gestimmt wird. — Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Das erste war die 
Mehrheit!) 

- Herr Kollege Kohl, wenn Sie den Antrag auf 
Auszählung stellen wollen, können wir danach ver-
fahren. Nach unserer Übersicht war das erste nicht 
die Mehrheit. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zu den Einzelanträgen und 
rufe zunächst § 1 Nr. 1 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 8/377 ein Änderungsantrag der CDU/CSU-
Fraktion vor. Wer diesem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Danke. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das erste war 
die Mehrheit!) 

— Meine Damen und Herren, die Kollegin im Sit-
zungsvorstand ist sich im Zweifel, so daß ich hier 
nunmehr auszählen lassen muß. Wir kommen zum 
Hammelsprung. 
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Ich weise die Damen und Herren des Hauses, die 

jetzt in der Wandelhalle sind, noch einmal darauf 
hin, daß wir jetzt über den Änderungsantrag der 
CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 8/377 Buch-
stabe a abstimmen. Wer diesem Antrag zuzustim-
men wünscht, muß mit Ja stimmen; wer ihm nicht 
zustimmt, muß mit Nein stimmen oder durch die 
Stimmenthaltungs-Tür gehen. 

Ich hoffe, daß damit Klarheit über die Abstim-
mungsprozedur besteht, und bitte nunmehr, sämt-
liche Türen zu schließen. Ich bitte, mit der Aus-
zählung zu beginnen. 

(Becker [Nienberge] [SPD] : Herr Präsident, 
es ist unklar, worüber jetzt abgestimmt 

wird!) 

— Über den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Drucksache 8/377. Es geht um den Buch-
staben a. Wer diesem Änderungsantrag zuzustim-
men wünscht, muß mit Ja stimmen; wer nicht zu-
stimmen will, muß mit Nein stimmen bzw. Stimm-
enthaltung üben. — Meine Damen und Herren, ich 
bitte, nunmehr mit der Abstimmung zu beginnen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis 
der Abstimmung bekannt. Mit Ja haben 217, mit 
Nein 251 Mitglieder des Hohen Hauses gestimmt. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung bekannt. An der namentlichen Abstimmung 
über Art. 1 haben sich 428 uneingeschränkt stimmbe-
rechtigte Mitglieder des Hauses und 20 Berliner 
Kolleginnen und Kollegen beteiligt. Mit Ja haben 
428 uneingeschränkt stimmberechtigte Mitglieder des 
Hauses und 20 Berliner Abgeordnete gestimmt. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 428 und 20 Berliner Abgeordnete; 

davon 

ja: 428 und 20 Berliner Abgeordnete 

nein: — 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Bayha 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Benz 
Biechele 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
Blumenfeld 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Braun 
Broll 
Bühler (Bruchsal) 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Conrad (Riegelsberg) 

Dr. Czaja 
Daweke 
Dr. Dollinger 
Dreyer 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Ey 
Eymer (Lübeck) 
Dr. Eyrich 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gierenstein 
Glos 

Dr. Gölter 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Hanz 
Hasinger 
von Hassel 
Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 
von Massenbach 

Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Hoya) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Dr. Jobst 
Josten 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Klinker 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Krampe 
Dr. Kraske 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Landré 
Dr. Langguth 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Leicht 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Lintner 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Dr. Narjes 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Dr. Nothhelfer 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 

Picard 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Reimers 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Dr. Ritz 
Röhner 
Dr. Rose 
Rühe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-
Wittgenstein-Hohenstein 

Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schedl 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitz (Baesweiler) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Seiters 
Sick 
Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stercken 
Stommel 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 
Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Dr. Wilms 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann (München) 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 
Amrehn 
Dr. Gradl 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 
Luster 



1926 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 27. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Mai 1977 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Müller (Berlin) 
Dr. Pfennig 
Straßmeir 
Wohlrabe 

SPD 
Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Arendt 
Augstein 
Baack 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Biermann 
Bindig 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Glombig 
Dr. Glotz 
Gobrecht 
Grobecker 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Heyenn 
Höhmann 
Hofmann (Kronach) 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 

Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Junker 
Kaffka 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Matthöfer 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Meininghaus 
Möhring 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Paterna 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 
Rosenthal 
Roth 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Sieler 

Frau Simonis 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Stockleben 
Stöckl 
Sund 
Sybertz 
Thüsing 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Topmann 
Frau Traupe 
Ueberhorst 
Urbaniak 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Neuötting) 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 
Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert  

Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Dr.-Ing. Laermann 
Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Mischnick 
Möllemann 

O11esch 
Paintner 
Peters (Poppenbüll) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordneter 
Hoppe 

Damit ist Art. 1 in namentlicher Abstimmung ange-
nommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Nr. 1 
unter Berücksichtigung der Ablehnung des Ände-
rungsantrags. Wer Nr. 1 zustimmt, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Die Nr. 1 in der Ausschußfassung ist angenom-
men. 

Ich rufe Nr. 1 a auf. Hierzu liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/378 vor. Jetzt muß ich die Kollegen von der CDU/ 
CSU fragen, wie wir darüber abstimmen sollen. 

(Franke [CDU/CSU] : Erst über den Ände

-

rungsantrag und dann über Nr. 1 a!) 

Meine Damen und Herren, wer dem Antrag der 
CDU/CSU auf Drucksache 8/378 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer der Nr. 1 a in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich lasse nun über Nr. 2 in der Ausschußfassung 
abstimmen. Wer der Nr. 2 zuzustimmen wünscht, 
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den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Jetzt rufe ich Nr. 2 a auf. Es handelt sich um den 
Ausschußantrag. Wer dem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Ge-
gen die Stimmen der CDU/CSU angenommen. 

Jetzt kommen wir zu Nr. 2 b in der Fassung des 
Ausschußantrags. Wer dem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist in der Ausschuß-
fassung gegen die Stimmen der CDU/CSU angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu Nr. 3, 
der nach dem Ausschußantrag entfallen soll. Dazu 
liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Drucksache 8/379 vor. Wir stimmen über 
diesen Änderungsantrag ab. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegenpro-
be! — Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Nr. 4 entfällt. Dazu ist kein Antrag gestellt. 

Nr. 5 soll unverändert angenommen werden. Wer 
Nr. 5 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Mit den Stimmen der Regierungsfraktionen gegen 
die der Opposition beschlossen. 

Jetzt kommen wir zu Nr. 6. 

(Franke [CDU/CSU] : Bis Buchstabe c, Herr 
Präsident!) 

— Bis Buchstabe c. Sind Sie einverstanden? — Die 
Wünsche zu den Abstimmungen sind sehr vielfältig. 
Wir stimmen also über Buchstaben a und b ab. 

Wer den Buchstaben a und b zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegenpro-
be! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Wir kommen zum Buchstaben c. Wer dem Buch-
staben c zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Mit den Stimmen der Regierungsparteien gegen 
die Opposition so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nrn. 7 
und 8. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Gegen die Stimmen der Opposition so be-
schlossen. 

Bei Nr. 9 wird Einzelabstimmung zu dem Buch-
staben a gewünscht. Wer dem Buchstaben a zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? Gegen die 
Stimmen der Opposition so beschlossen. 

Wir kommen zum Buchstaben b in der Ausschuß-
fassung. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 10. Wer 
der Nr. 10 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe die Nrn. 11 bis 14 gemeinsam auf. Wer 
dem zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — 

Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ohne 
Stimmenthaltungen mit Mehrheit angenommen. 

Zu Nr. 15 werden Einzelabstimmungen gewünscht. 
Wir kommen zu Buchstabe a. Wer dem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Wer dem Buchstaben b zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Gegen die Stimmen der Opposition 
angenommen. 

Bei dem Buchstaben c bin ich gebeten worden, 
über aa gesondert und dann über bb abstimmen zu 
lassen. Wer aa zustimmt, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über bb. Wer dem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Gegen 
die Stimmen der Opposition angenommen. 

Wir kommen zur gesonderten Abstimmung über 
den Buchstaben c 1. Wer dem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Buch-
staben d. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenstimmen? — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Buchstabe e auf. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Nr. 15 a. Hierzu liegt ein 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf der 
Drucksache 3/380 vor. Ich gehe davon aus, daß 
wir über diesen Antrag geschlossen abstimmen 
können. Wer dem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 15 a. Wer 
dem zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Die Aus-
schußfassung ist damit angenommen. 

Wir kommen zu Nr. 16. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag auf Drucksache 8/381 vor. Es ist um 
Einzelabstimmung zu den Buchstaben a und b ge-
beten worden. Ich lasse zunächst über den Ände-
rungsantrag abstimmen. Wer dem Änderungsantrag 
auf Drucksache 8/381 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich uni das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Ich lasse wunschgemäß über die einzelnen Buch-
staben gesondert abstimmen und rufe zunächst Buch-
stabe a der Ausschußvorlage auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltung? — Es ist so beschlossen. 

Jetzt Buchstabe b. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 
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Wir kommen nunmehr zu Nr. 17. Wer der Nr. 17 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ge-
gen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Über die Nr. 18 und 19 a kann ich wohl gemein-
sam abstimmen lassen. — Keine Bedenken. Wer den 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich komme nunmehr zu der Nr. 20. Hierzu liegt 
ein Änderungsantrag auf der Drucksache 8/382 vor. 
Zunächst lasse ich über diesen Änderungsantrag 
abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über Buchstabe a der Nr. 20 
betr. § 1262 ab. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu Buchstabe b. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Nr. 20 a! Hierzu liegen keine Änderungsanträge 
vor. Wer der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe nunmehr Nr. 21 auf. Hierzu liegt ein 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf der 
Drucksache 8/383 vor. Ich schlage vor, zunächst 
über diesen Änderungsantrag und dann über die 
Ausschußfassung abzustimmen. 

Wer dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer der Ausschußvorlage zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Mit den Stimmen der Regie-
rungsparteien gegen die Stimmen der Opposition 
angenommen. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 22 auf. Hier steht die 
Ausschußfassung zur Abstimmung. Wer ihr zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Gegen 
die Stimmen der Opposition angenommen. 

Wir kommen zu Nr. 23. Hier wird, wie ich fest-
stelle, Einzelabstimmung über die Buchstaben a 
und b gewünscht. 

Wer dem Buchstaben a zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! - Keine 
Gegenstimmen. — Stimmenthaltungen? — Buch-
stabe a ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Buch-
stabe b. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Gegen die Stimmen der Opposition 
angenommen. 

Wir kommen zu Nr. 24. Ich gehe davon aus, daß 
ich gleichzeitig Nr. 24 a aufrufen kann. — Einver-
standen. Wer den beiden aufgerufenen Nummern 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe jetzt Nr. 24 b und Nr. 24 c auf, über die 
wir wohl gemeinsam abstimmen können. Wer den 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Die Vorschriften sind mit den Stimmen der 
Regierungsparteien gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Ich rufe Nr. 25 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Darf ich Nr. 26 und Nr. 27 gemeinsam aufrufen? — 
Keine Bedenken. Wer diesen Nummern zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Nr. 26 und 
Nr. 27 sind mit den Stimmen der Regierungsparteien 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Zu Nr. 27 a liegt auf der Drucksache 8/384 ein 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU vor. 
Ich lasse zunächst über diesen Änderungsantrag 
abstimmen. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über Nr. 27 a 
in der Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Ich rufe Nr. 27 b auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Zu Nr. 28 liegt auf Drucksache 8/385 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU vor. Bevor 
wir über die Ausschußvorlage abstimmen, stimmen 
wir über den Änderungsantrag ab. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über Nr. 28 in der Aus-
schußfassung ab. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Damit ist Nr. 28 in der Ausschuß-
fassung gegen die Stimmen der Opposition ange-
nommen. 

Die Nummern 29 und 30 rufe ich gemeinsam auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Damit sind die Nummern 29 und 30 mit den Sti

m-men der Regierungsparteien gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen. 

Ich rufe nunmehr Nr. 31 auf. Hierzu liegt auf 
Drucksache 8/386 ein Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU vor. Wir stimmen zunächst über 
den Änderungsantrag ab und werden danach über 
die Buchstaben der Nr. 31 einzeln abstimmen. Wer 
dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
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bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nun wunschgemäß zunächst über 
Nr. 31 Buchstabe a ab. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Wer Nr. 31 Buchstabe b zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen? — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Nummern 32 bis 34 auf. Ich gehe davon 
aus, daß ich über diese Nummern gemeinsam ab-
stimmen lassen kann. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe nunmehr Nr. 35 auf. Hierzu liegen keine 
Änderungsanträge vor. Wir stimmen zunächst über 
Nr. 35 Buchstabe a ab. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Nr. 35 Buchstabe a ist mit 
den Stimmen der Regierungsparteien gegen die 
Stimmen der Opposition gebilligt. 

Wer Nr. 35 Buchstaben b und c zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so ge-
billigt. 
Ich rufe die Nummern 35 a, 36 und 37 gemeinsam 

auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Nr. 38 auf. Hierzu liegt auf der 
Drucksache 8/387 ein Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU vor. Wir stimmen zunächst über den 
Änderungsantrag ab. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 38. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine. Damit ist Nr. 38 Mit den Stimmen der Re-
gierungsparteien gegen die Stimmen der Opposi-
tion gebilligt. 

Die Nummern 39 und 40 kann ich nach den vor-
hergehenden Abstimmungen gemeinsam aufrufen. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe Nr. 40 a auf, die darauf abzielt, § 1405 a 
Abs. 1 Satz 2 RVO zu streichen. Hierzu liegt auf 
Drucksache 8/388 ein Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU vor. Wir kommen zunächst zur 
Abstimmung über den Änderungsantrag. Wer ihm 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Der An-
trag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nun über Nr. 40 a ab. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Da-
mit ist die Ausschußvorlage mit den Stimmen der 
Regierungsparteien gegen die Stimmen der Oppo-
sition angenommen. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 42 auf. Hierzu liegt ein 
Änderungsantrag auf der Drucksache 8/389 vor. Ich 
schlage vor, daß wir zunächst über diesen Ände-
rungsantrag abstimmen. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Damit ist 
der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 42 in 
der Ausschußfassung. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Die Ausschuß-
fassung ist gegen die Stimmen der Opposition ge-
billigt. 

Ich rufe nunmehr § 2 auf. Wer der Nr. 1 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
gebilligt. 

Die Nummern 1 a, 1 b und 4 kann ich jetzt wohl 
gemeinsam aufrufen. Einverstanden? — Danke. Wer 
den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Meine Damen und 
Herren, die Nummern 1 a, 1 b und 4 sind damit mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der Opposition gebil-
ligt. 

Ich rufe Nr. 5 auf. Ich schlage vor, daß wir über 
die Buchstaben a und b gemeinsam, über c geson-
dert abstimmen. Wer den Buchstaben a und b zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mige Beschlußfassung des Hauses. 

Wer dem Buchstaben c zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Der Buchstabe c ist mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der Opposition gebil-
ligt. 

Bei den Nummern 6 und 7 schlage ich gemeinsame 
Abstimmung vor. — Kein Bedenken. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit den 
bisherigen Mehrheiten sind die Nummern 6 und 7 
gebilligt. 

Wir kommen zur Nr. 8. Hier schlage ich vor, daß 
wir zunächst über den Buchstaben a abstimmen. 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Meine Damen und Herren, der Buchstabe a 
ist mit den Stimmen der Regierungsparteien gegen 
die Stimmen der Opposition gebilligt. 

Wer dem Buchstaben b zuzustimmen wünscht, tien 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen? — 
Keine. Stimmenthaltungen? — Keine. Damit ist die-
ser Buchstabe einstimmig gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 9 auf. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
gebilligt. 

Die Nummern 10 bis 13 rufe ich gemeinsam auf. 
— Keine Bedenken. Wer den Nummern 10 bis 13 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Meine 
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Damen und Herren, damit sind die Nummern 10 bis 
13 gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 14 auf. Hier bestehen 
sehr vielfältige Abstimmungswünsche. Wir kommen 
insgesamt zu sieben Einzelabstimmungen. Ich rufe 
zunächst den Buchstaben a auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Wir kommen zu Buchstabe b. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. - Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit der 
Mehrheit der Regierungsparteien gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Ich rufe nunmehr aa des Buchstaben c auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mig so beschlossen. 

Wir kommen zu bb von Buchstabe c. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? — Keine 
Stimmenthaltungen. Mit den Stimmen der Regie-
rungsparteien gegen die Opposition angenommen. 

Bei dem Buchstaben c 1 wird auch eine Einzelab-
stimmung erbeten. Wer ihm zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. 
Mit den bisherigen Mehrheiten gebilligt. 

Ich rufe den Buchstaben d auf. Wer ihm zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so 
beschlossen. 

Wir kommen zum Buchstaben e. Wer dem Buchsta-
ben e zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine Stimmenthaltungen. Mit den bisherigen Mehr-
heiten angenommen. 

Die Nr. 14 a rufe ich gesondert zur Abstimmung 
auf. Wer ihr zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Damit ist die Ausschußfassung mit Mehrheit ge-
billigt. 

Ich rufe die Nr. 15 auf. 

Wir stimmen zunächst über den Buchstaben a ab. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Mit Mehrheit gegen die Stimmen der Opposition 
gebilligt. 

Ich rufe den Buchstaben b auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
stimmen! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 16 in der Ausschußfas-
sung auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Keine Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit ge-
billigt. 

Ich rufe die Nummern 17 und 18 a auf. Es wird 
keine gesonderte Abstimmung gewünscht. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 

Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
gebilligt. 

Ich rufe die Nr. 19 auf. Über Buchstabe a und 
Buchstabe b stimmen wir gesondert ab. 

Wer dem Buchstaben a zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen! — 
Stimmenthaltungen? — Gebilligt. 

Wer dem Buchstaben b zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen! — 
Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit, nämlich den 
Stimmen der Regierungsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition, gebilligt. 

Ich rufe Nr. 19 a in der Ausschußfassung auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mig gebilligt. 

Ich rufe die Nummern 20 und 21 in der Fassung 
der Ausschußvorlage auf und lasse gemeinsam ab-
stimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Mit Mehrheit so beschlossen. 

Ich rufe die Nr. 22 auf. Wir stimmen über Buch-
stabe a und Buchstabe b gesondert ab. 

Wer dem Buchstaben a zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Ich bitte um das Zeichen für die Zustimmung zu 
dem Buchstaben b. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Keine Stimmenthaltungen. Der Buchstabe 
b ist mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe die Nummern 23 und 23 a in der Aus-
schußfassung auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe die Nummern 23 b und 23 c gemeinsam 
auf. Wer zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine 
Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit gegen die Stim-
men der Opposition so beschlossen. 

Ich rufe die Nr. 24 auf. Wer ihr zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe die Nummern 25, 26 und 26 a gemeinsam 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe!.— Stimmenthaltungen? 
— Die drei Nummern sind gegen die Stimmen der 
Opposition gebilligt. 

Ich rufe Nr. 26 b auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe die Nummern 27, 28 und 29 gemeinsam 
auf. Gegen den gemeinsamen Aufruf bestehen keine 
Bedenken. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Keine Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit 
gebilligt. 

Ich rufe die Nr. 30 auf. Hier wird Einzelabstim-
mung zu den Buchstaben a und b gewünscht. Ich 
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rufe zunächst den Buchstaben a auf. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine Stimm-
enthaltungen. Mit Mehrheit gebilligt. 

Nunmehr kommt der Buchstabe b zur Abstim-
mung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Einstimmig gebilligt. 

Die Nummern 31, 32 und 33 kann ich gemeinsam 
aufrufen. — Dagegen bestehen keine Bedenken. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mig gebilligt. 

Ich rufe die Nr. 34 auf. Ich schlage vor, zunächst 
über den Buchstaben a und dann gemeinsam über 
die Buchstaben b und c abzustimmen. 

Wer dem Buchstaben a zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Mit Mehrheit gebilligt. 

Wir kommen zur gemeinsamen Abstimmung über 
die Buchstaben b und c. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Zu Nr. 34 a liegt ein Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 8/390 vor. Ich 
lasse zunächst über diesen Änderungsantrag ab-
stimmen. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Der Antrag ist mit Mehrheit abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
vorlage. Wer ihr zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Nummern 35 und 36 auf. Ich 
gehe davon aus, daß ich über beide Nummern ge-
meinsam abstimmen lassen kann. — Wer ihnen zu-
stimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Gegenpro-
be! — Stimmenthaltungen? — So gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Nummern 37, 37 a und 39 
auf. Kann ich davon ausgehen, daß ich sie gemein-
sam zur Abstimmung stellen kann? — Das ist der 
Fall. Wer ihnen zustimmt, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit gebilligt. 

Wir kommen dann zu den Abstimmungen zu § 3. 
Zunächst zur Nr. 1. Wer der Nr. 1 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 
Die Nummern 1 a, 1 b und 3 rufe ich gemeinsam 

auf. Einverstanden? — Wer ihnen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit an-
genommen. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 4 auf, und zwar zu-
nächst die Buchstaben a und b, über die wir gemein-
sam abstimmen. Wer den Buchstaben a und b zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
so beschlossen. 

Ich rufe den Buchstaben c auf. Wer ihm zustimmt, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Nunmehr kann ich die Nummern 5 und 6 gemein-
sam aufrufen. Wer ihnen zustimmt, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenenthal-
tungen? — Keine. Damit sind die Nummern 5 und 6 
mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 7. 
Ich rufe zunächst den Buchstaben a auf. Wer ihm zu-
stimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Gegenpro-
be! — Stimmenthaltungen? — Gegen die Stimmen 
der Opposition angenommen. 

Ich rufe Buchstabe b auf. Wer ihm zustimmt, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine, so daß der Buchstabe b ein-
stimmig angenommen ist. 

Ich rufe die Nr. 8 auf. Wer ihr zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
stimmen! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so 
gebilligt. 

Ich rufe die Nummern 9 bis 12 gemeinsam auf. 
Keine Bedenken? — Wer ihnen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? Keine. Mit Mehrheit 
gebilligt. 
Ich rufe die Nr. 13 auf. Hier müssen wir sieben 

Abstimmungen durchführen. 

Ich rufe zunächst den Buchstaben a in der Aus-
schußfassung auf. Wer ihm zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe Buchstabe b auf. Wer ihm zustimmt, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. — Ge-
gen die Stimmen der Opposition mit Mehrheit gebil-
ligt. 
Ich rufe Buchstabe c auf, und zwar zunächst aa. 

Wer zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 
Wir stimmen ab über bb. Wer zustimmt, den bitte 

ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Mit Mehr-
heit so gebilligt. 

Ich rufe den Buchstaben c 1 auf. Wer ihm zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Gegen die 
Stimmen der Opposition gebilligt. 

Ich rufe den Buchstaben d auf. Wer ihm zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Buchstabe e auf. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit an-
genommen. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 13 a auf. Wer der Nr. 
13 a in der Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. 
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Ich rufe Nr. 14 auf. Auch hier ist gebeten worden, 

über die Buchstaben a und b getrennt abzustimmen. 

Ich rufe zunächst den Buchstaben a  auf. Wer ihm 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Buchstabe b auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so ge-
billigt. 

Ich rufe Nr. 15 auf. Wer dieser Nummer der Aus-
schußvorlage zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Gegen die Stimmen der Opposition be-
schlossen. 

Die Nummern 16 und 16 a rufe ich zur gemein-
samen Abstimmung auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig beschlossen. 

Von Nr. 17 der Ausschußvorlage rufe ich zunächst 
Buchstabe a auf. Wer ihm zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig beschlossen. 

Nun rufe ich Buchstabe b auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? — Keine Stimm-
enthaltungen. Gegen die Stimmen der Opposition 
gebilligt. 

Ich rufe Nr. 17 a auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig beschlossen. 

Über die Nummern 18 und 19 kann ich gemeinsam 
abstimmen lassen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Die 
Nummern 18 und 19 sind mit Mehrheit gegen die 
Stimmen der Opposition gebilligt. 

Ich rufe Nr. 20 auf. Hier ist ebenfalls darum ge-
beten worden, über die Buchstaben a und b geson-
dert abzustimmen. Ich komme dieser Bitte nach. 

Wer Buchstabe a zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Keine Ge-
genstimmen, auch keine Stimmenthaltungen. Ein-
stimmig beschlossen. 

Ich rufe Buchstabe b auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
stimmen? — Stimmenthaltungen? Mit Mehrheit ge-
gen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich rufe Nr. 20 a auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Nummern 20 b und c auf. Wer zuzustim
-men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-

genprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine Stimm-
enthaltungen. Mit Mehrheit gebilligt. 

Nummern 21 und 22 rufe ich ebenfalls gemeinsam 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! Stimmenthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

Nun rufe ich Nr. 22 a auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine Stimm-
enthaltungen. Gegen die Stimmen der Opposition 
gebilligt. 

Nr. 22 b. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Die Nummern 23 und 25 kann ich gemeinsam zur 
Abstimmung aufrufen. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen? 
— Stimmenthaltungen? — Ohne Stimmenthaltungen 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 26 der Ausschußvorlage auf. Ich lasse 
zunächst über Buchstabe a abstimmen. Wer zuzu

-

stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Keine Gegenstimmen? — Keine Enthaltungen? — 
Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe Buchstabe b und Buchstabe c zur gemein-
samen Abstimmung auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit ohne Stimm-
enthaltungen gebilligt. 

Ich rufe Buchstaben d und e zur gemeinsamen Ab-
stimmung auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Einstim-
mig angenommen. 

Die Nummern 26 a und 27 rufe ich gemeinsam auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? 
— Mit Mehrheit ohne Stimmenthaltungen gebilligt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu § 4. 
Hier rufe ich zunächst Nr. 1 auf. Wer ihr zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 

Ich rufe die Nummern 1 a und 1 b zur Abstim-
mung auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Keine Enthaltungen. Mit Mehrheit gebilligt. 

Dann rufe ich Nr. 2 auf, Buchstabe a und anschlie-
ßend Buchstabe b. Wer a zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Jetzt kommt Buchstabe b zur Abstimmung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? — Keine 
Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit gebilligt. 

Meine Damen und Herren, ich komme nunmehr 
zur Abstimmung über Nr. 2 a. Wer ihr zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 

Ich rufe Nr. 3 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen! — 
Stimmenthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. 
Mit Mehrheit gegen die Stimmen der Opposition 
gebilligt. 

Ich rufe die Nummern 4 und 4 a auf und verbinde 
die Abstimmung. — Wer dem zuzustimmen wünscht, 
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den bitte ich um das Zeichen. — Stimmenthaltungen? 
— Gegenprobe! — Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Nummern 5, 6 und 6 a auf und 
verbinde die Abstimmung. — Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit 
ohne Stimmenthaltungen angenommen. 

Ich rufe Nr. 7 auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig so gebilligt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr § 5 
auf, und zwar zunächst Nr. 1. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so ge-
billigt. 

Ich verbinde die Abstimmung über die Nummern 
1 a und 1 b der Ausschußfassung. — Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Gegen 
die Stimmen der Opposition mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nr. 2 der Ausschußvorlage auf. Hier 
stimmen wir zunächst über Buchstabe a ab. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe Nr. 2 Buchstabe b auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Keine. Nr. 2 Buchstabe b 
ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 2 a auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe Nr. 3 auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen! — 
Stimmenthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit ge-
billigt. 

Ich verbinde die Abstimmungen über die Num-
mern 4 und 4 a. — Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Keine Gegenstimmen, keine Enthaltun-
gen. Einstimmig gebilligt. 

Ich verbinde nunmehr die Abstimmung über die 
Nummern 5, 6 und 6 a. — Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Nr. 7 auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr § 6 auf, und zwar zunächst die 
Nummern 01 und 02. Ich kann die Abstimmung dar-
über verbinden. — Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? Ohne Stimmenthaltungen mit 
Mehrheit gebilligt. 

Bei Nr. 1 werden wir über jeden Buchstaben ge-
sondert abstimmen. Ich beginne mit Buchstabe a. 
Wer zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
gebilligt. 

Buchstabe b. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenstimmen? — Stimm

-

enthaltungen? — Keine. Gegen die Stimmen der 
Opposition gebilligt. 

Buchstabe c. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Ich verbinde die Abstimmung über die Num-
mern 2 und 2 a. — Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Nummern 2 b und 4 auf und verbinde 
die Abstimmung hierzu. — Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so ge-
billigt. 
Ich rufe die Nummern 4 a und 5 auf und verbinde 

die Abstimmung. — Wer dafür ist, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltung? 
— Keine Stimmenthaltungen. Gegen die Stimmen 
der Opposition mit Mehrheit gebilligt. 

Ich kann nunmehr § 7 aufrufen. Wer § 7 in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenstimmen! — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe § 8 auf. 

Ich stelle zunächst Nr. 1 zur Abstimmung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Nr. 2 Buchstabe a auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
stimmen! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 
Buchstabe b. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 

ich um das Zeichen. — Gegenstimmen! — Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Mit 
Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nr. 3 auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Gegen die Stimmen der Opposition 
mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe § 8 a auf. Wer zustimmen will, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Keine. Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe § 9 auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die §§ 10 bis 14 auf und lasse gemein-
sam abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Art. 3 auf, und zwar zunächst § 1. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? 
— Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen über die §§ 2 bis 4, Einleitung und 
Überschrift ab. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Den Bestimmungen ist 
zugestimmt. 

Damit ist die zweite Beratung des Zwanzigsten 
Rentenanpassungsgesetzes abgeschlossen. 
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Wir fahren in der Behandlung des Punktes 4 der 

Tagesordnung fort: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Dämpfung der Ausgabenent-
wicklung und zur Strukturverbesserung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung (Kran-
kenversicherungs -Kostendämpfungsgesetz 

—KVKG) 
— Drucksachen 8/166, 8/173, 8/338 — 

Ich rufe zunächst Art. 1 § 1 Nr. 1 und 2 auf. Ich 
lasse gemeinsam abstimmen. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Wir kommen zu Nr. 3. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 8/391 
vor. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Der Änderungsantrag ist 
abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über die Ausschußvorlage zu 
Nr. 3 nach den Buchstaben a und b getrennt ab-
stimmen. Wer bei a zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Gegen 
die Stimmen der Opposition mit Mehrheit gebilligt. 

Wer dem Buchstaben b zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Keine. Einstimmig gebilligt. 

Es kommt jetzt Nr. 4 der Ausschußvorlage zur 
Abstimmung. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu Nr. 5. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 8/392 vor. Ich lasse zunächst über diesen An-
trag abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 5. Auch 
hier lasse ich nun zunächst über den Buchstaben a 
abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. - Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen über b ab. Wer zuzustimmen wünscht, 
gebe das Zeichen. — Keine Gegenstimmen, keine 
Enthaltungen; es ist so beschlossen. Damit ist Nr. 5 
erledigt. 

Die Nummern 6 bis 9 der Ausschußvorlage rufe 
ich gemeinsam auf. Wer zustimmen will, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Damit kann ich Nr. 10 und den Änderungsantrag 
der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 8/393 auf 
ersatzlose Streichung der Nr. 10 aufrufen. Wer die-
sen Änderungsantrag annehmen will, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Keine. Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Jetzt muß noch über Nr. 10 in der Ausschußfas-
sung abgestimmt werden. Wer zustimmen will, den  

bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Es ist 
so beschlossen. 

Die Nummern 11 bis 16 kann ich gemeinsam auf-
rufen. Wer zustimmen will, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Nr. 17 auf. Dazu liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/394 
vor. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. —Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Der An-
trag ist abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den Buchstaben a der 
Nr. 17 abstimmen. Wer zustimmt, gebe bitte das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit angenom-
men. 

Wir kommen zu b. Wer zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Buchstaben c zur Abstimmung auf. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Mit Mehrheit angenommen. 

Die Nummern 18 bis 27 kann ich gemeinsam auf-
rufen. Wir kommen zur Abstimmung. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 27 a Buchstabe a der Aus-
schußvorlage auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Ich komme nunmehr zu Buchstabe b. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit 
Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nr. 28 auf. Hierzu liegen zwei Änderungs-
anträge auf den Drucksachen 8/395 und 8/396 vor. 
Kann ich darüber gemeinsam abstimmen lassen? — 
Sie haben keine Bedenken. Dann verbinde ich die 
Abstimmung über die beiden Anträge. Wer ihnen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Die beiden Anträge sind abgelehnt. 

Jetzt lasse ich aber einzeln abstimmen, und zwar 
zunächst über den Buchstaben a. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich lasse jetzt weiter über Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe nunmehr Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
auf. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Einstimmig so beschlossen. 
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Ich komme nun zu Nr. 29. Dazu liegen auf den 

Drucksachen 8/397 und 8/398 ebenfalls zwei Ände-
rungsanträge vor. Ich frage die Antragsteller, ob ich 
auch hier gemeinsam abstimmen lassen kann. — 
Das ist der Fall. Wer den Änderungsanträgen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Da-
mit sind die beiden Änderungsanträge abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
vorlage. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Die Ausschußvorlage ist mit Mehrheit ohne 
Stimmenthaltungen gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Nr. 30 auf. Hierzu liegt ein 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 8/399 auf ersatzlose Streichung vor. 
Meine Damen und Herren, wer den Änderungsan-
trag annehmen will, darf jetzt Nr. 30 nicht zustim-
men. Ich verbinde also die Abstimmung über den 
Änderungsantrag mit der Abstimmung über Nr. 30 
in der Ausschußvorlage. Können wir so verfahren? 

(Zuruf des Abg. Zink [CDU/CSU]) 

— Dann stimmen Sie dagegen! — Wer der Nr. 30 
zustimmen will, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe die Nr. 31 auf. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 8/400 vor. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine Stimmenthaltungen. Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe Buchstabe a Abs. 1 bis 5 auf. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstim-
mig gebilligt. 

Ich rufe Buchstabe a Abs. 5 a und 6 auf. Wer die-
sen Absätzen zustimmen will, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Mit Mehrheit ohne Stimmenthaltungen gebilligt. 

Ich rufe nunmehr den Buchstaben b auf. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit 
gebilligt. 

Ich rufe jetzt Nr. 32 auf. Wer Nr. 32 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so ge-
billigt. 

Ich rufe Nr. 33 auf. Hierzu liegt ein Änderungs

-

antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 8/401 auf ersatzlose Streichung vor. Hier ist 
das Verfahren ähnlich wie bei Nr. 30. Wir stimmen 
über Nr. 33 ab. Wer den Änderungsantrag anneh-
men will, darf Nr. 33 in der Abstimmung nicht zu-
stimmen. Wer Nr. 33 zustimmt, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Nr. 33 ist mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe nunmehr Nr. 34 auf. Hierzu liegen Ände-
rungsanträge der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sachen 8/402 und 8/403 vor. Ich schlage vor, daß wir 
darüber gemeinsam abstimmen. Wer dem zustimmt, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 

Stimmenthaltungen? — Die Anträge sind mit Mehr-
heit abgelehnt. 

Ich lasse nun zunächst über die Buchstaben a 
und b abstimmen. Wer den Buchstaben a und b zu-
stimmen will, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so 
gebilligt. 

Ich rufe zur Abstimmung über Buchstaben c bis e 
auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um das Zei-
chen. - Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nr. 35 auf. Hier stimmen wir zunächst 
über Buchstabe a ab. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit ge-
billigt. 

Ich rufe Buchstabe b auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 

Ich rufe Nr. 35 a auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe nunmehr Nr. 36 auf. Es liegen hierzu 
Änderungsanträge auf den Drucksachen 8/404, 8/405 
und 8/406 vor. Ich frage die Antragsteller, ob ich 
darüber gemeinsam abstimmen kann. — Das ist der 
Fall. Wer den Änderungsanträgen zu Nr. 36 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine Stimm-
enthaltungen. Die Anträge sind abgelehnt. 

Wer Nr. 36 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit Mehr-
heit angenommen. 

Ich rufe Nr. 37 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Nr. 38 auf. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag auf der Drucksache 8/407 vor. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 38. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Mit Mehr-
heit ohne Stimmenthaltungen angenommen. 

Ich rufe Nr. 39 auf. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/408 vor. Wer dem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Der Änderungs-
antrag ist mit Mehrheit ohne Stimmenthaltungen 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 39. Wer 
dem zustimmen will, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe nunmehr die Nummern 40 bis 43 auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
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— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Änderungsantrag auf Druck-
sache 8/409 betr. Einfügung einer Nr. 43 a auf. Wer 
dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. Der 
Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Ich lasse über die Nummern 44 bis 47 gemeinsam 
abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Nr. 48 auf. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag auf Drucksache 8/410 vor. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich schlage vor, daß wir jetzt eine Einzelabstim-
mung über Abs. 2, 3 und 4 vornehmen. Sie sind ein-
verstanden. Wer Abs. 2 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Abs. 3 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit ge-
billigt. 

Ich rufe Abs. 4 auf. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Abs. 4 ist einstim-
mig gebilligt. 

Wer Nr. 48 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit Mehr-
heit angenommen. 

Ich rufe die Nummern 49 und 50 auf. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine. Angenom-
men. 

Ich rufe Nr. 51 auf. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit 
angenommen. 

Ich rufe Nr. 52 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig so gebilligt. 

Wir nehmen jetzt die Gesamtabstimmung über 
§ 2 vor. Wer zuzustimmen wübnscht, den bitte ich 
um das Zeichen. Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Wir kommen zu § 3. Ich rufe zunächst Nr. 1 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Keine. Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe Nr. 2 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Über die Nummern 3 bis 7 stimmen wir gemein-
sam ab. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenstimmen? — Einstimmig 
gebilligt. 

Ich rufe Nr. 8 auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe die Nummern 9 bis 11 auf. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Keine. Ein-
stimmig gebilligt. 

Wir kommen zu Nr. 12. Hier rufe ich zunächst 
den Buchstaben a auf. Wer zustimmt, den bitte ich 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Buchstabe b. Wer stimmt zu? — Gegenstimmen? 
— Keine. Enthaltungen? — Keine. Einstimmig ge-
billigt. 

Buchstabe c. Wer stimmt zu? — Gegenstimmen? 
— Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nr. 13 auf. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Keine. Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe Nr. 14 auf. Wer zustimmen will, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nummern 15 bis 17 gemeinsam auf. Wer 
zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 

Nr. 18. Wer stimmt zu? — Gegenstimmen? — Ent-
haltungen? - Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Nr. 19. Wer zustimmen will, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenstimmen? — Keine. Enthaltungen? 
— Keine. Einstimmig gebilligt. 

Wir stimmen über die Nummern 20 und 21 ab. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nr. 22 auf. Wer zustimmen will, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Keine. Einstimmig gebilligt. 

Ich rufe § 4 Nr. 1 auf. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/411 auf ersatzlose Streichung der Nr. 1 vor. 
Wir stimmen über Nr. 1 ab. Wer den Änderungs-
antrag annehmen will, darf nicht zustimmen. Wer 
Nr. 1 zustimmen will, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe? — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Mit Mehrheit gebilligt. Damit ist der Änderungs-
antrag abgelehnt. 

Wir kommen zu Nr. 2. Dazu liegt der Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/412 vor. Wer diesem Änderungsantrag zustimmen 
will, den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! 
— Stimmenthaltungen? — Keine. Der Antrag ist ab-
gelehnt. 
Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-

vorlage. Wer ihr zustimmen will, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Keine. Mit Mehrheit gebilligt. 

Ich rufe Nr. 3 auf. Dazu liegt der Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/413 
vor, die Nr. 3 ersatzlos zu streichen. Wir stimmen 
jetzt über Nr. 3 ab und involvieren dabei den An- 
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derungsantrag. Wer Nr. 3 zustimmen will, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? - Keine. Damit ist Nr. 3 mit Mehrheit ge-
billigt. 

Wir kommen zu Nr. 3 a. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/414 vor, die Nr. 3 a ersatzlos zu streichen. Wir 
stimmen in gleicher Weise wie bisher ab. Wer den 
Änderungsantrag annehmen will, darf Nr. 3 a jetzt 
nicht zustimmen. Wer Nr. 3 a zustimmen will, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Damit ist Nr. 3 a mit Mehr-
heit angenommen. 

Wir kommen zu Nr. 4. Wer Nr. 4 zustimmen 
will, den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! 
— Stimmenthaltungen? — Einstimmig so beschlos-
sen. 

Jetzt kommen wir zu Nr. 6. Dazu liegt ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 8/415 vor. Hierzu hat die Fraktion der CDU/ 
CSU namentliche Abstimmung beantragt. Wer für 
"den Änderungsantrag ist, muß mit Ja stimmen, wer 
ihn ablehnt, mit Nein. 

Ich bitte, mit der namentlichen Abstimmung zu 
beginnen. 

Meine Damen und Herren, ich schlage vor, daß 
wir wie bei der ersten namentlichen Abstimmung 
verfahren und die weiteren Abstimmungen durch-
führen. Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie alle 
Platz nähmen, damit die Mehrheitsverhältnisse 
sichbar werden und wir nicht noch einen weiteren 
Hammelsprung machen müssen. 

Ich rufe nunmehr die Nummern 6 a und 7 a auf. 
Wer ihnen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe die Nr. 8 auf. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/416 vor. Wer ihnen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Antrag ist mit Mehrheit abge-
lehnt. 
Wer der Nr. 8 in der Ausschußfassung zuzustim-

men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Mit Mehrheit 
angenommen. 

Zur Nr. 9 liegt ein Änderungsantrag auf der 
Drucksache 8/417 vor. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wer der Nr. 9 in der Ausschußfassung zustimmt, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit ange-
nommen. 
Zu Nr. 10 liegt ein Änderungsantrag — Druck-

sache 8/418 — auf ersatzlose Streichung vor. Wir 
stimmen über die Nr. 10 ab. Wer den Streichungs-
antrag annehmen will, darf der Nr. 10 nicht zu-
stimmen. Wer der Nr. 10 zustimmt, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Keine. Mit Mehrheit beschlossen. 

Ich rufe diè Nummern 11 bis 13 auf und verbinde 
die Abstimmung. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Nummern 14, 16 und 17 auf und ver-
binde die Abstimmung. Wer den Vorschriften zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
so beschlossen. 

Über § 5 können wir insgesamt abstimmen. Wer 
ihm zuzustimmen wünscht, ,den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig beschlossen. 

§ 6! Auch hier schlage ich Gesamtabstimmung vor. 
Wer der Vorschrift zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — So  beschlossen. 

Ich rufe Art. 2 auf, zunächst die §§ 1 bis 4. Wer 
ihnen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die §§ 5 und 6 auf. Wer ihnen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die §§ 6 a und 7 auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig be-
schlossen. 

Ich rufe die §§ 8, 8 a und 9 auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Mit Mehr-
heit angenommen. 

§ 10! Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Einstimmig beschlossen. 

Ich rufe § 11 auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Zu § 12 liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU ,auf Drucksache 8/419 vor. Wer ihm 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer § 12 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig ge-
billigt. 

Ich rufe die §§ 13 und 14 auf. Wer den §§ 13 und 
14 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ein-
stimmig gebilligt. 

Ich rufe § 15 sowie Einleitung und Überschrift auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Keine. Mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung dieses Entwurfs ab-
geschlossen. 

Wir kommen zur Fortsetzung der Behandlung des 
Punktes 5 der Tagesordnung: 
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Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Neunten Gesetzes über die Anpassung der 
Leistungen .des Bundesversorgungsgesetzes 
(Neuntes Anpassungsgesetz — KOV 

—9. AnpG-KOV) 
— Drucksache 8/167 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/353 —

Berichterstatter: Abgeordneter Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein- Hohenstein 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
— Drucksache 8/339 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Franke 
Abgeordneter Glombig 
Abgeordneter Schmidt (Kempten) 

(Erste Beratung 18. Sitzung) 

Ich schlage vor, zunächst in zweiter Beratung 
über Art. 1, Nr. 1 bis 7 abzustimmen. Ich verbinde 
die Abstimmung. Wer diesen Nummern zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig . 
beschlossen. 

Zu Nr. 8 liegt ein Änderungsantrag auf der Druck-
sache 8/420 vor. Wer diesem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Der 
Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
vorlage. Wer ihr zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Nummern 9 bis 13 zur verbundenen 
Abstimmung auf. Wer den aufgerufenen Bestimmun-
gen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig beschlossen. 

Zu Nr. 14 liegt auf Drucksache 8/421 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU vor, den ich 
zunächst zur Abstimmung stelle. Wer ihm zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Keine. 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer Nr. 14 zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so gebilligt. 

Ich rufe nunmehr die Nummern 15 und 16 gemein-
sam auf. Wer ihnen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig so gebilligt. 

Auf Drucksache 8/422 liegt Ihnen ein Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Einfügung 
einer Nr. 16 a vor. Wir stimmen jetzt über diesen 
Änderungsantrag ab. Wer ihm zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 

Stimmenthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. 
Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Nr. 17 auf. Wer ihr zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Zu Nr. 18 liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 8/423 vor, den ich 
nunmehr zur Abstimmung stelle. Wer diesem Antrag 
zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Keine. Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über Nr. 18 ab. Wer Nr. 18 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist 
einstimmig so beschlossen. 

Erlauben Sie mir, daß ich die Abstimmung jetzt 
unterbreche und das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den Änderungsantrag auf Druck-
sache 8/415 zu Art. 1 § 4 Nr. 6 KVKG bekanntgebe. 
Mit Ja haben 213 Abgeordnete und 10 Berliner Ab-
geordnete, mit Nein haben 243 Abgeordnete und 11 
Berliner Abgeordnete gestimmt. Es gab keine 
Stimmenthaltungen. Insgesamt haben 456 Abgeord-
nete und 21 Kollegen aus Berlin die Stimme abge-
geben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 456 und 21 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 211 und 10 Berliner Abgeordnete 

nein: 242 und 11 Berliner Abgeordnete 

ungültig: 3 

Ja 

CDU/CSU 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Bayha 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger 
Biechele 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
Blumenfeld 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Braun 
Breidbach 
Broll 
Bühler (Bruchsal) 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Carstens (Fehmarn) 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Daweke 
Dr. Dollinger 
Dreyer 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 

Ey 
Eymer (Lübeck) 
Dr. Eyrich 
Feinendegen 
Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gierenstein 
Glos 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Haberl 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Hanz 
Hartmann 
Hasinger 
von Hassel 
Hauser (Bonn- 
Bad Godesberg) 

Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 
von Massenbach 

Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 27. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Mai 1977 	1939 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Frau Hoffmann (Hoya) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Dr. Hubrig 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
Dr. Jobst 
Josten 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Klinker 
Dr. Köhler  (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Dr. Kohl 
Krampe 
Dr. Kraske 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 	 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Landré 
Dr. Langguth 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Leicht 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Lintner 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Dr. Mende 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Dr. Narjes 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Dr. Nothhelfer 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pohlmann 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Reimers 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Dr. Ritz 
Röhner 
Dr. Rose 
Rühe 

Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein 

Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schedl 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Seiters 
Sick 
Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
de Terra 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer 
(Mönchengladbach) 

Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann (München) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Dr. Gradl 
Kittelmann 
Kunz (Berlin) 
Luster 
Müller (Berlin) 
Dr. Pfennig 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Nein 

SPD 

Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Arendt 
Augstein 
Baack 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Biermann 
Bindig 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Dr. Glotz 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Heyenn 
Höhmann 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Hofmann (Kronach) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Junker 
Kaffka 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Meininghaus 
Menzel 
Möhring 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Paterna 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 
Rosenthal 
Roth 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
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Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Sieler 
Frau Simonis 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Stockleben 
Stöckl 
Sund 
Sybertz 
Thüsing 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Topmann 
Frau Traupe 
Ueberhorst 
Urbaniak 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Weißkirchen (Wiesloch) 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 

Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Mischnick 
Möllemann 
O11esch 
Paintner 
Peters (Poppenbüll) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Ich muß nun noch über Art. 1 § 4 Nr. 6 KVKG ab-
stimmen lassen. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Mit Mehrheit gegen die Stimmen der Opposition 
und ohne Stimmenthaltungen angenommen. 

Wir fahren in der Abstimmung über das Neunte 
Anpassungsgesetz — KOV — fort. Ich rufe Art. 1 
Nr. 19 auf. Wer Nr. 19 zustimmen will, den bitte ich 
um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe jetzt den Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 8/424 auf Einfügung 
einer Nr. 20 auf. Wer diesem Antrag zustimmt, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Ich rufe Art. 1 a auf. Wer Art. 1 a zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe Art. 2 auf. Ich frage, wer dem Art. 2 zu-
zustimmen wünscht. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig so gebilligt. 

Ich rufe Art. 3 sowie Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. - 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
so gebilligt. 

Meine Damen und Herren, damit sind die Abstim-
mungen in der zweiten Beratung abgeschlossen. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

der unter den Punkten 3, 4 und 5 der Tagesord-
nung aufgeführten Gesetzentwürfe ein. Zur dritten 
Beratung liegen noch Änderungsanträge vor. — 
Meine Damen und Herren, ich höre gerade, daß sich 
die Fraktionen darauf verständigt haben, auf die 
allgemeine Aussprache zu verzichten und sofort in 
die Antragsbegründung einzutreten. 

Zum Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetz liegt 
auf Drucksache 8/425 ein Änderungsantrag der Frak-
tionen der SPD und FDP vor. Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte zu 
dem Änderungsantrag auf Drucksache 8/425 ein 
paar kurze Ausführungen machen. So wie sich mei-
ne Fraktion in den vergangenen Jahren dafür ein-
gesetzt hat, sozial gerechte und finanziell vertret-
bare strukturelle Leistungsverbesserungen zu ver-
wirklichen, so hat sie sich auch bei den beiden Ge-
setzentwürfen, die wir eben bereits in zweiter Le-
sung beraten und verabschiedet haben, um ein aus-
gewogenes Konsolidierungskonzept bemüht. Dabei 
haben sich insbesondere die Kolleginnen aus mei-
ner Fraktion, der sozialdemokratischen Fraktion, 
dafür eingesetzt, im Rahmen der notwendigen und 
von uns voll befürworteten finanziellen Stabilisie-
rungsmaßnahmen sicherzustellen, daß nicht ausge-
rechnet jene Frauen, die während ihres Erwerbs-
lebens nur unterdurchschnittlich verdient haben und 
im Alter auf eine niedrige Rente verwiesen sind, 
jetzt von überproportionalen Einsparungen betrof-
fen werden. Der Grundsatz sozial ausgewogener Ein-
sparung bei männlichen und weiblichen Versicher-
ten, Rentnern und Rentnerinnen wird von meiner 
Fraktion voll bejaht. Dies ändert nichts daran, daß 
wir über die konkreten Ausformulierungen einzel-
ner Vorschriften in unserer Fraktion hart gerungen 
haben. 

Es geht um eine Grundsatzfrage. Ich nenne hier 
nur das versicherungstechnische Stichwort „Halbbe-
legung". Andere Stichworte lauten Beitragsgerech-
tigkeit, Kontinuität von Beitragszahlungen, Dauer 
des gesamten Versicherungslebens. Sie stehen ja in 
einem gewissen Widerspruch zu typischen Merkma-
len der unregelmäßigen Erwerbsarbeit von Frauen. 

In unserem Änderungsantrag gehen wir über die 
vom Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung gefaß-
ten Beschlüsse hinaus. 

(Unruhe) 
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Frau Dr. Lepsius 
— Ich wäre dankbar, wenn Sie mir hier etwas von 
der Ruhe gewähren würden, die bei den Beratungen 
geherrscht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Änderungsantrag geht — kurz gesagt — auf 
eine Initiative der weiblichen sozialdemokratischen 
Bundestagsabgeordneten zurück. Er behandelt die 
einschränkenden Voraussetzungen bei der Gewäh-
rung von Kinderzuschüssen. 

Wir haben also, meine Damen und Herren von 
der CDU/CSU, die Frage anders als die Opposition 
gestellt, die mit ihren Anträgen zu den Kinderzu-
schüssen wieder einmal den warmen und natürlich 
bundeseigenen Milliardenregen auf die Bürger rie-
seln lassen wollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reden Sie doch 
nicht solchen Quatsch!) 

Sie haben ja zwei Anträge gestellt — die in zweiter 
Lesung abgelehnt worden sind —, die Dynamisie-
rung der Kinderzuschüsse insgesamt beizubehalten 
und dafür — das war die große Geste der Opposi-
tion — den Bund mit 3,5 Milliarden zu belasten. Wie 
Sie das mit der Ablehnung der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer in Übereinstimmung bringen, bleibt Ihrer 
finanzpolitischen Phantasie überlassen. 

Ich stelle nachträglich fest, daß Ihre Anträge im 
Rahmen eines Sparprogramms und eines Konsolidie-
rungsprogramms finanziell unsolide und in ihren fa-
milienpolitischen Leistungen zudem unausgewogen 
sind, weil die Kluft zwischen dem Kindergeld und 
den beitragsunabhängigen Leistungen des Kinder-
zuschusses noch weiter auseinandergehen wird. Ich 
meine, das ist sozialpolitisch wie auch finanzpoli-
tisch unsolide und vom Ansatz her nicht in Über-
einstimmung zu bringen mit einem von uns zu be-
schließenden Sanierungskonzept. 

Lassen Sie mich auf die grundsätzliche Problema-
tik zurückkommen, die in unserem Änderungsantrag 
behandelt wird. Wenn die Beiträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung und die daraus gewährten Lei-
stungen in einem angemessenen Verhältnis zuein-
ander stehen sollen, dann ist es berechtigt, die bei-
tragsunabhängigen Leistungen, zu denen die Kinder-
zuschüsse gehören, entweder zu schmälern oder 
gänzlich zu versagen, wenn der Versicherte nur 
über unzureichende Beitragszeiten verfügt. Darauf 
ist die Konzeption des von der Bundesregierung vor-
gelegten Entwurfs des 20. Rentenanpassungsgesetzes 
zurückzuführen, Leistungen für die medizinische Re-
habilitation und Kinderzuschüsse im System der 
Rentenversicherung, also bei den Versichertenren-
ten sowie den Halbwaisen- und Vollwaisenrenten, 
von der „Halbbelegung" — wieder dieses Stichwort 
der Reichsversicherungsordnung — abhängig zu 
machen. Mit anderen Worten: Nach der Regierungs-
vorlage sollten Kinderzuschüsse nur dann gewährt 
werden, wenn die Zeit vom Eintreten in die Renten-
versicherung bis zum Versicherungsfall, also wenn 
der Arbeitnehmer in die Rente geht, mindestens zur 
Hälfte mit Beiträgen belegt werden konnte. 

Diese Regelung hätte für den Kreis der Frauen 
sehr weitreichende Folgen gehabt. Die für erwerbs-
tätige Frauen und Mütter typische Versicherungs

-

biographie, ihre unregelmäßige Erwerbsbeschäfti-
gung, längere Zeiten der familienbedingten Arbeits-
unterbrechung, hätten dazu geführt, daß Frauen die 
sogenannte Halbbelegung häufig nicht erreichen 
würden. Ein Drittel der erwerbstätigen Frauen sind 
lebenslang erwerbstätig. Ein Drittel unterbrechen 
ihre Erwerbstätigkeit, um nach der Erziehung ihrer 
Kinder wieder ins Erwerbsleben zurückzukehren, 
und das letzte Drittel wird sich nach Abbruch der 
Erwerbstätigkeit nur der Familie widmen. Wegen 
der ohnehin niedrigen Durchschnittsrenten der 
pflichtversicherten Frauen fiele gerade bei ihnen 
der Fortfall des Kinderzuschusses besonders stark 
ins Gewicht, vor allem aber bei den niedrigen Be-
rufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten. 

Die ausführlichen Beratungen haben uns gezeigt: 
Die neue Hürde der Halbbelegung können Frauen 
nur selten nehmen, es sei denn, Zeiten der Kinder-
erziehung würden berücksichtigt, wie wir Zeiten 
bei der Rentenversicherung der Wehrpflichtigen 
kennen. Wir sehen uns heute nicht in der Lage, Zei-
ten der Kindererziehung in der Rentenversicherung 
zu berücksichtigen. Aber ich meine, der Zusammen-
hang zwischen Aufrichtung von neuen Hürden in 
der Sozialversicherung und diesen Zeiten der Kin-
dererziehung ist deutlich hergestellt worden. Wir 
können auch nicht ständig den Geburtenrückgang 
öffentlich beklagen, gleichzeitig aber in der Renten-
versicherung keine Notiz von der Kindererziehung 
und von der zeitlichen Inanspruchnahme nehmen, 
die mit der Kinderpflege verbunden ist. 

Nun, wir' schaffen das jetzt nicht. Das ist klar. 
Wir sehen aber den Zusammenhang sehr deutlich, 
auch mit der Neuordnung der Hinterbliebenenver-
sorgung, die uns ja vom Bundesverfassungsgericht 
bis 1984 aufgegeben ist, und der Lösung der Frage: 
Wie schaffen wir eine Kontinuität der Beitragslei-
stungen, auch im Blick auf die freiwillige Versiche-
rung und die Aufstockung. Angesichts dieser Situa-
tion haben wir die Halbdeckung zurückgenommen 
und stellen damit das geltende Recht wieder her. 
Der Änderungsantrag beinhaltet einen Verzicht auf 
die Halbbelegung. Dadurch werden weibliche Ver-
sicherte und Rentnerinnen nicht unangemessen stark 
von diesen Konsolidierungsgesetzen betroffen. 

Ich stelle somit folgendes fest. Erstens. Es bleibt 
in dieser Frage beim geltenden Recht. Danach wer-
den grundsätzlich beitragsunabhängige Kinderzu-
schüsse nicht von der Halbbelegung abhängig ge-
macht. Durch diesen Verzicht auf einschränkende 
Voraussetzungen werden Leistungsminderungen für 
Arbeiterinnen, weibliche Angestellte, Rentnerinnen 
sowie auch bei den Waisen vermieden. 

Zweitens. Es war uns ein besonderes Anliegen, 
den Kinderzuschuß in der Vollwaisenrente unange-
tastet zu lassen und weiterhin zu dynamisieren. Ich 
stelle fest, daß der einheitliche Wille des Hauses 
hinter dieser Regelung steht, nicht jene Kinder und 
Jugendliche durch die Einschränkung der Dynami-
sierung zu belasten, deren persönliches, menschli-
ches und wirtschaftliches Schicksal ohnehin beson-
ders schwierig ist. Hier wird also der Kinderzuschuß 
weiterhin dynamisiert bleiben. 
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Frau Dr. Lepsius 
Drittens. Der Kinderzuschuß zu den Versicherten-

renten sowie zu den Halbwaisenrenten wird auf dem 
gegenwärtigen Stand, nämlich bei 152,90 DM pro 
Kind/pro Monat, festgeschrieben. Dadurch wird sich 
der Abstand zwischen dem nicht dynamisierten Kin-
dergeld und dem Kinderzuschuß nicht weiter ver-
größern. Diesen Verzicht auf eine weitere Steige-
rung der Kinderzuschüsse halten wir in der gegen-
wärtigen finanziellen Landschaft, in der wir uns be-
finden, auch für sozialpolitisch vertretbar. 

Viertens. In bestimmten Fällen wird der Kinder-
zuschuß allerdings ganz fortfallen und durch das 
Kindergeld ersetzt. Dies wird vor allen Dingen dann 
passieren, wenn bereits in einer anderen öffentlich-
rechtlichen Versorgungsart ein Kinderzuschuß ge-
währt wird. Wir verfahren hier nach dem Grund-
satz, keinerlei Doppelversorgung mehr zu gewäh-
ren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren — ich 
komme damit zum Schluß —, durch diesen Ände-
rungsantrag ist gleichzeitig sichergestellt, daß das 
Erste Eherechtsreformgesetz, das mit seinem Ver-
sorgungsausgleich und mit seiner neuen Erziehungs-
rente am 1. Juli dieses Jahres in Kraft treten wird, 
ungeschmälert so bleibt, wie es der Deutsche Bun-
destag verabschiedet hat. Das gilt im übrigen auch 
für eine Frage, die hier gar nicht angesprochen und 
diskutiert worden ist, nämlich für die beitragsfreie 
Rentnerkrankenversicherung für die nach dem neuen 
Eherecht Geschiedenen. Denn auf die im Kranken-
versicherungs-Kostendämpfungsgesetz geforderten 
Vorversicherungszeiten werden sowohl Zeiten eige-
ner Versicherung von Frauen als aber auch Zeiten 
der Familienversicherung, also abgeleitete Versiche-
rungszeiten während der Ehedauer, angerechnet. 
Ich bitte, davon Kenntnis zu nehmen, daß auch dies 
eine Anregung von Sozialdemokratinnen gewesen 
ist und sich die Bundestagsfraktion der SPD voll da-
hintergestellt hat. 

Im Namen meiner Fraktion bitte ich dieses Haus 
— auch die Damen und Herren der Opposition —, 
dem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmiitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Blüm. 

Dr. Blüm (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag, wie er hier vorge-
legt wird, kommt fünf Minuten vor Toresschluß. Das 
ist ein erneuter Beweis für die Machart dieses Ge-
setzes, das wir heute beraten und verabschieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Anträge von so weitreichender Bedeutung jetzt vor-
zulegen, 

(Egert [SPD] : Regen Sie sich doch nicht 
künstlich auf!) 

heißt nun doch, dem Gesetzgeber kein Kompliment 
zu machen; denn Sie alle — auch Sie, Frau Lepsius 
— haben alle unsere entsprechenden Anträge im 
Ausschuß immer im Brustton hoher Überzeugung 

abgelehnt, und nun kleiden Sie Ihr schlechtes Ge-
wissen in Polemik gegen uns, 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Lepsius [SPD]) 

Ihr schlechtes Gewissen über die Behandlung dieser 
sehr wichtigen Frage, nämlich der Frage der Stellung 
der Familie in der Rentenversicherung. 

Ich weiß nicht, woher Sie die Behauptung neh-
men, die Opposition wolle für einen warmen Mil-
liardenregen sorgen. Meine Damen und Herren, es 
handelt sich nicht um einen warmen Regen, sondern 
es handelt sich bei unseren Vorschlägen ganz ein-
fach um Hilfe für die Ärmsten, um Hilfe für die 
Kinder, die in Familien von Frührentnern sind und 
die deshalb mit einem sehr niedrigen Lebensstan-
dard leben müssen. Deshalb, verehrte Frau Lepsius, 
ist Ihr Hinweis auf den Abstand zwischen dem Kin-
dergeld, wie es normal gezahlt wird, und dem Kin-
derzuschuß in der Rentenversicherung völlig fehl 
am Platze. Der Lebensstandard der Frührentner läßt 
sich nicht mit dem Lebensstandard der normalen 
Einkommensbezieher vergleichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es tut mir leid, daß den Sozialdemokraten dieser 
Unterschied offensichtlich nicht mehr bewußt ist. 

Ich wiederhole es, in dieser Gesellschaft haben es 
die kinderreichen Familien schwer, hat es die Fa-
milie schwer. Sie hat keine Lobby. In dieser Gesell-
schaft haben es die Rentner schwer. Wenn beide 
Nachteile zusammentreffen, dann sind die Betroffe-
nen in Gefahr, im toten Winkel der Sozialpolitik zu 
stehen. Ich halte es für gut, daß wir gerade mit Hilfe 
der Diskussion, die wir im Ausschuß geführt haben 
und in der Sie noch ganz anders argumentierten, 
heute einen Schritt nach vorn kommen, einen 
Schritt weiter, verehrte Frau Lepsius. Wenn die 
Halbbelegung wegfällt, sind wir zwar mit unserer 
Vorstellung noch nicht am Ziel, aber näher an dem, 
was wir wollten. 

Wir wollten die Dynamisierung, denn die Preis-
steigerung ist auch dynamisch, gerade unter Ihrer 
Politik, und von diesen Preissteigerungen werden 
ja gerade die kinderreichen Familien und gerade 
die Rentner betroffen. Da müssen Sie erst einmal 
die Preissteigerungen entdynamisieren, dann wären 
wir auch für eine Entdynamisierung des Kinderzu-
schusses. 

Wir halten es für unwürdig, daß die Schwächsten 
der Schwachen, die kein Druckpotential haben, die 
keine großen Protestveranstaltungen durchführen 
können, jedes Jahr wieder vor dem Gesetzgeber 
antreten und um eine Erhöhung bitten und betteln 
müssen. Das halten wir für unwürdig für diese Be-
troffenen. Wir meinen, wir sollten ihnen helfen, 
ohne daß protestiert wird und ohne daß lautstarke 
Interessenvertretung ausgeübt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben sich in die Nähe unserer Vorschläge 
begeben. Wir nehmen das dankbar zur Kenntnis. 
Die Halbbelegung fällt weg. Jetzt geht es weniger 
darum, wer recht hat, wer die Initiative entwickelt 
hat. Hauptsache ist, es wird geholfen, zwar nicht so, 
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wie wir wollten, aber gegenüber Ihrer ursprüng-
lichen Ausschußvorlage ist es ein Fortschritt. Des-
halb werden wir diesem Antrag zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Na also, warum nicht 
gleich! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
zu dem Änderungsantrag auf Drucksache 8/425 nicht 
vor. Ich schlage vor, weil sich der Antrag auf das 
Zwanzigste Rentenanpassungsgesetz bezieht, bereits 
jetzt darüber abzustimmen. Wer dem Antrag in der 
Gesamtfassung zustimmt, den bitte ich um das Zei-
chen. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt die An-
träge auf den Drucksachen 8/426 und 8/427 zur drit-
ten Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Dämpfung der 
Ausgabenentwicklung und zur Strukturverbesse-
rung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz) 
Drucksachen 8/166, 8/173 — auf. Das Wort zur Be-
gründung beider Anträge hat der Herr Abgeordnete 
Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe die 
Ehre, für die Koalitionsfraktionen die beiden auf 
Drucksache 8/426 und 8/427 vorliegenden Ände-
rungsanträge zu begründen. 

Auf Drucksache 8/426 ist § 187 der Reichsversiche-
rungsordnung angesprochen, der sich mit der Frage 
der Gewährung von Kuren durch die Krankenversi-
cherung befaßt. Der vorliegende Änderungsantrag 
zur dritten Lesung sieht vor, daß in der Ausschuß-
fassung Nr. 1 einen Zusatz erhält, der, wie Sie aus 
dem Antrag ersehen — ich will mich hier nicht in 
aller Breite darüber äußern —, die Möglichkeit ent-
hält, bei solchen Kuren volle Zuschüsse zu geben, 
damit bei bestimmten Situationen auch die Lohnfort-
zahlung weitergewährt werden kann, was sonst in 
Gefahr gekommen wäre. 

Der zweite Antrag, der auf Drucksache 8/427, be-
faßt sich mit dem in der Ausschußvorlage vorge-
sehenen Rentnerausgleich oder Ausgleich nach Rent-
nerdichte oder, wie es ganz genau heißt, mit dem 
grundlohnbezogenen Ausgleich für die Dichte der 
Rentner zwischen den einzelnen Kassen. Dieser im 
Gesetz vorgesehene Ausgleich kann technisch erst 
am 1. Januar 1978 voll in Kraft treten. Zwischen 
dem 1. Juli dieses Jahres und dem 1. Januar 1978 
kommt aber bereits eine reduzierte Zahlung. Die 
daraus sich ergebenden Unterzahlungen müssen 
nachträglich in den Ausgleich einbezogen werden; 
deshalb die Einfügung des Wortes „vorläufig" in 
Art. 2 § 9 Abs. 1. Damit wird ab 1. Juli 1977 gewähr-
leistet, daß dieser Rentnerausgleich gerecht durch-
geführt werden kann. 

Ich darf Sie namens der Koalitionsfraktionen um 
Annahme bitten, darf aber gleichzeitig sagen, daß 
ich dies — die Kollegen von der CDU/CSU haben 

mich damit beauftragt — auch namens der Oppo-
sition tun kann. 

(Zustimmung) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, ich stelle allge-
meine Zustimmung fest. Herr Kollege Schmidt 
(Kempten), ich gehe davon aus, daß ich über die 
beiden Änderungsanträge in einer Abstimmung ent-
scheiden lassen kann. — Gut. Wer den Änderungs-
anträgen auf den Drucksachen 8/426 und 8/427 in der 
dritten Beratung des Kostendämpfungsgesetzes zu-
stimmen will, den bitte ich um das Zeichen. — Ich 
danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Einstimmig so gebilligt. 

Meine Damen und Herren, wir können jetzt in 
die Schlußphase der Beratungen eintreten. Bevor 
wir die Abstimmung in dritter Beratung vornehmen, 
haben die Fraktionen noch Erklärungen vorgesehen. 
Das Wort dazu hat der Abgeordnete Zink von der 
Fraktion der CDU/CSU. 

Zink (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Namens der Bundes-
tagsfraktion der CDU/CSU darf ich aus Anlaß der 
dritten Lesung des Gesetzespaketes, das das Zwan-
zigste Rentenanpassungsgesetz, das Krankenver-
sicherungs-Kostendämpfungsgesetz und das Neunte 
Anpassungsgesetz der Kriegsopferversorgung zum 
Inhalt hat, folgende Erklärung abgeben. 

(V o r sitz : Vizepräsident Stücklen) 

Die Beratungen dieser so bedeutsamen Gesetzes-
materien, unter die bald alle Bürger unseres Landes 
fallen, standen unter einem unerträglichen Zeitdruck, 
der eine sorgfältige Beratung so gut wie nicht zuließ. 
Dieser Vorwurf richtet sich, meine Damen und Her-
ren, nicht etwa an den Vorsitzenden des Bundes-
tagsausschusses für Arbeit und Sozialordnung und 
seine Mitarbeiter — sie haben nahezu Unmensch-
liches geleistet, wofür ihnen in dieser Stunde ein 
herzliches Wort des Dankes gesagt sein soll —, 

(Beifall) 

sondern vor allem an die Adresse der Bundesregie-
rung, die dieses Hohe Haus unter diesen unwürdi-
gen Zeitdruck gesetzt hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Misere bei den Rentenfinanzen und die Ko-
stenentwicklung in der Krankenversicherung waren 
dem Herrn Bundeskanzler und seinen Ministern be-
kannt. Sie haben aber im Blick auf die Bundestags-
wahl nichts unternommen, und sie haben die Sache 
treibenlassen, ja, sie haben teilweise versucht, sie 
herunterzuspielen und zu verniedlichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Nun, nach dem 3. Oktober nahm sich die Bundes-
regierung erneut Zeit, und zwar nahezu ein halbes 
Jahr bis Mitte März. Dem federführenden Bundes-
tagsausschuß standen neben der umfangreichen 
Sachverständigenanhörung ganze sechs Beratungs-
tage zur Verfügung. Meine Damen und Herren, die 
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Kritik derer, die dann dieses Gesetz draußen im 
Lande anwenden und durchführen müssen, nimmt 
ständig zu. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Betreffenden melden ständig und vielfach Be-
denken hinsichtlich der Praktikabilität dieses Geset-
zes an. Das ist die Folge der hektischen Beratung. 
Bei einer so einschneidenden Maßnahme, die gra-
vierend in die Lebensplanung des einzelnen Bürgers 
eingreift, erwartet der Bürger mehr Solidität und 
Seriosität. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Rentenfragen sind Ver-
trauensfragen. Vor diesem Hintergrund erscheint 
die übereilte Beratung dem Bürger nahezu als ein 
Skandal. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich damit zum Zwanzigsten Rentenan-
passungsgesetz kommen. Wir haben im Verlauf der 
Beratungen und am heutigen Tage in Abstimmungen 
während der zweiten Lesung deutlich gemacht, daß 
wir der Rentenanpassung um 9,9 % zum 1. Juli 1977, 
der Altershilfe der Landwirte um 9,9 % zum 1. Januar 
1978 und der gesetzlichen Unfallversicherung um 
7,4 % zum 1. Januar 1978 selbstverständlich unsere 
Zustimmung geben. Wir haben damit deutlich ge-
macht, daß wir zu unserem Wahlversprechen stehen. 
Im Gegensatz dazu glaubten ja der Herr Bundes-
kanzler und sein Koalitionspartner, sie könnten ihr 
Wahlversprechen nach der Wahl so klammheimlich 
zurücknehmen. 

Die CDU/CSU stimmt auch der Verschiebung der 
nächsten Rentenanpassung auf den 1. Januar 1979 
und der Beitragszahlung der Bundesanstalt für Ar-
beit zur Rentenversicherung für Arbeitslose ab 1. Ja-
nuar 1979 zu, weil wir dies für systemkonform bzw. 
zur Sanierung der Rentenfinanzen für erforderlich 
halten. 

Dem Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetz als 
Ganzem müssen wir jedoch unsere Zustimmung ver-
sagen. Die Gründe dafür sind, daß eine Reihe von 
Änderungsanträgen der CDU/CSU, die darauf hin-
ausliefen, unser bewährtes Rentensystem zu erhal-
ten und zu koordinieren, von der Mehrheit, von SPD 
und FDP, abgelehnt worden sind. Wir betrachten die 
von der Koalition in diesem Gesetz beschlossenen 
Änderungen als teilweise Abkehr vom bisherigen 
System oder als mögliche Weichenstellung für künf-
tige Systemveränderungen. 

Wir als CDU/CSU bekennen uns zu der brutto

-

lohnbezogenen dynamischen Rente. Wer seinen Bei-
trag nach Bruttoeinkommen zahlt, hat auch einen 
Anspruch darauf, daß seine Rente entsprechend be-
rechnet und angepaßt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang lehnen wir auch die Teil-
aktualisierung, wie die Bundesregierung sie vor-
sieht, ab. 

Die CDU/CSU tritt weiterhin dafür ein, daß die 
berufliche Rehabilitation bei der Rentenversicherung  

verbleibt, wie es die beteiligten Sozialpartner und 
die Selbstverwaltungsorgane wünschen. 

Die CDU/CSU lehnt die umfassende Änderung in 
der Finanzierung der Krankenversicherung der Rent-
ner, die zwar eine Entlastung der Rentenversiche-
rung, aber eine erhebliche Belastung der gesetzli-
chen Krankenversicherung bedeutet ab. Die CDU/ 
CSU hat ihr geschlossenes Konzept, das einen eige-
nen Krankenversicherungsbeitrag der Rentner und 
Beiträge für Mehrfachrenten vorsieht, vorgelegt. 
Wir konstatieren an dieser Stelle: Die Neuregelung 
der Finanzierung der Krankenversicherung der 
Rentner in der Regierungsfassung führt zu einer er-
heblichen Beitragserhöhung in den Krankenver-
sicherungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU hält es für besonders bedenklich, 
die gesetzliche Rücklage bei der Rentenversiche-
rung von drei Monatsausgaben auf eine Monatsaus-
gabe zu reduzieren. In voller Übereinstimmung mit 
den Rentenversicherungsträgern und der Mehrzahl 
der Sachverständigen lehnen wir diese Maßnahme 
ah. Vor dem Hintergrund der derzeitigen Arbeits-
losenquote erscheint dieser Punkt — nicht zuletzt 
unter Bundeshaushaltsgesichtspunkten — gefährlich, 
ja nahezu abenteuerlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU bedauert die Streichung der im Re-
gierungsentwurf vorgesehenen Aufstockung der 
Pflichtversicherungsbeiträge durch freiwillige Bei-
träge durch die Koalition. Sie hätte ein Mehr an so-
zialer Gerechtigkeit für pflichtversicherte Arbeiter 
und Angestellte bedeutet. 

Ein Stück Familienfeindlichkeit und ein Stück Kin-
derfeindlichkeit sehen wir im Einfrieren des Kinder-
zuschusses und in der Änderung bei der Waisen-
rente. 

(Franke [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
mir in der Kürze der Zeit nicht möglich, alle aus der 
Sicht der CDU/CSU kritischen Punkte des Zwanzig-
sten Rentenanpassungsgesetzes hier insgesamt an-
zusprechen. Wesentlich für unsere ablehnende Hal-
tung ist aber die Tatsache, daß auch dieses Zwan-
zigste Rentenanpassungsgesetz trotz einschneiden-
der Maßnahmen keine vollständige und langfristige 
Sanierung der Rentenfinanzen bringt. 

Meine Damen und Herren, einen Tag nach Ab-
schluß der Beratungen im Ausschuß erklärten fünf 
wirtschaftswissenschaftliche Institute, daß die vorge-
legten Finanzierungsmaßnahmen nicht ausreichend 
seien. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die Zahl der Arbeitslosen ist weit höher, als die Re-
gierung in ihren Berechnungen angesetzt hat. Von 
850 000 Arbeitslosen im Durchschnitt dieses Jahres 
ist man bei Berechnungen der Bundesregierung aus-
gegangen. Über eine Million Arbeitslose haben wir 
zur Zeit. Hinzu kommt, daß die Beitragseingänge zu 
Beginn dieses Jahres hinter den Erwartungen der 
Rentenversicherungsträger und der Bundesregierung 
zurückgeblieben sind. Die Rentenfinanzierung ist 
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damit höchst unsolide geworden. Die Institution 
Rentenversicherung hat durch dieses Gesetz in den 
Augen der Bürger nicht an Vertrauen gewonnen, 
sondern verloren. Die CDU/CSU ist nicht bereit, an 
der Demontage des bewährten Rentenversicherungs-
systems mitzuarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, dem Neunten Anpas-
sungsgesetz der Kriegsopferversorgung wird die 
CDU/CSU zustimmen. Wir stellen aber dabei fest, 
daß auch hier unsere Anträge, die einige Struktur-
verbesserungen beinhalteten, von der Koalition ab-
gelehnt wurden, obwohl Sie, meine Damen und Her-
ren der Koalition, draußen den Eindruck hinterlas-
sen, als seien sie ganz kräftig dabei, bereits um-
fangreiche Strukturverbesserungen vorzunehmen. 
Die Ablehnung unseres Antrages zu § 56 macht al-
lerdings auch erneut deutlich, daß es Ihnen mit dem 
Festhalten an der bruttolohnbezogenen Rente nicht 
ernst ist. Durch diese Abstimmung wurde eindeutig 
der Beweis geliefert, daß Sie dabei sind, dieses Prin-
zip aufzugeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Krankenversicherungs-Kostendämpfungsge-
setz, das richtiger nach unserer Auffassung Struk-
turveränderungs- und Beitragserhöhungsgesetz hei-
ßen sollte, wird von der Bundestagsfraktion der 
CDU/CSU ebenfalls abgelehnt. Hier ist, wie bei der 
Rentenversicherung, unser umfangreiches Alterna-
tivpaket von Änderungsanträgen durch die Koali-
tionsparteien rundweg abgelehnt worden. 

Auf entschiedenen Widerspruch stößt bei uns das 
Vorhaben, die Beitrags- und Leistungsbemessungs-
grenze in der Krankenversicherung von 75 auf 85 % 
zu erhöhen. Diese Erhöhung führt zu einer einseiti-
gen Belastung der Angestellten mit mittleren Ein-
kommen. Was man dieser Gruppe von Angestellten 
sowohl bei den Steuern als auch bei den Sozialabga-
ben zumutet, geht über das vertretbare Maß hinaus. 
Daß dazu auch die FDP ihren Segen erteilt, die sich 
immer als Anwalt dieser Gruppe produziert, ist uns 
nahezu unverständlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im letzten Jahr haben die am Gesundheitswesen 
beteiligten Gruppen, z. B. die Krankenkassen und 
die Ärzteschaft, versucht, auf freiwilliger bzw. ver-
traglicher Basis die Kostensteigerung in den Griff 
zu bekommen. Wie jeder Eingeweihte weiß, waren 
die Bemühungen durchaus als erfolgreich zu bezeich-
nen. In diesen Tagen haben der Verband der Ange-
stellten-Krankenkassen und die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung erneut Vereinbarungen getrof-
fen und sich verständigt, daß die Arzthonorare bis 
Ende 1978 konstant bleiben sollen. Mitten in diese 
Bemühungen freiwilliger Art, die auch die Bereit-
schaft zur Mitverantwortung deutlich zeigen, be-
schließt die Koalition hier und heute, daß in Zukunft 
mehr Staatsaufsicht und damit mehr Staatsdirigis-
mus eingeführt werden sollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Hier bleibt von Liberalität nach unserer Auffassung 
nichts mehr übrig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben den dirigistischen Maßnahmen den 
Vorschlag der Einsetzung einer konzertierten Ak-
tion entgegengesetzt. Dort sollen alle am Gesund-
heitswesen Beteiligten an einem Tisch gemeinsam 
die Probleme anpacken. Wir haben nach unserer 
Auffassung nach den letzten positiven Erfahrungen 
kein Recht, den beteiligten Gruppen gegenüber ein 
solches Mißtrauen entgegenzubringen. Wir sollten 
nicht reden, als würden wir alles dafür tun, um die 
Selbstverwaltung zu stärken; wir sollten das bei der 
Gesetzgebung auch beachten und danach handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Einbeziehung der Ersatzkassen in  das für die 
RVO-Kassen geltende Kassenrecht wird von der 
CDU/CSU abgelehnt, weil wir hierin einen Schritt 
in Richtung Einheitsversicherung sehen. 

Ein weiteres schwerwiegendes Kapitel ist die 
Einführung einer Eigenbeteiligung der Krankenhäu-
ser an den Investitionskosten, wie sie hier heute be-
schlossen werden soll. Die CDU/CSU lehnt dieses 
Vorhaben ab, weil sie darin vor allem eine große 
Gefahr für die freigemeinnützigen und privaten 
Krankenhäuser sieht. Die freien Träger weisen dar-
auf hin, daß sie sich unter diesen Voraussetzungen 
in einigen Jahren von dieser Aufgabe unter Um-
ständen zurückziehen müssen. Meine Damen und 
Herren, allein die beiden Kirchen sind zur Zeit mit 
rund 1 000 Krankenhäusern mit über 200 000 Betten 
beteiligt. Wir, die CDU/CSU, wünschen, daß diese 
freigemeinnützigen Träger mit ihrem segensrei-
chen Wirken auch in der Zukunft für die Kranken-
hausversorgung unserer Bevölkerung zur Verfü-
gung stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kürze der mir zur Verfügung stehenden Rede-
zeit läßt es nicht zu, weitere Anmerkungen zu ma-
chen. Ich fasse daher jetzt kurz zusammen. 

1. Bei der Rentenversicherung sehen wir durch 
hektische, zum Teil systemwidrige Eingriffe eine 
weitere Verunsicherung der Rentner und der Ver-
sicherten. Das Vertrauen der Rentner und der Bei-
tragszahler in die gesetzliche Rentenversicherung 
und ihre Stabilität wird durch dieses Gesetz nicht 
gestärkt, sondern geschwächt. 

2. Hohe Arbeitslosenzahlen und damit reduzierte 
Beitragseinnahmen — allein 1 Milliarde DM in den 
ersten vier Monaten 1977 — zeigen, daß die Berech-
nungen nicht solide sind und damit die Sanierung 
unzureichend ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

3. Wir sehen Eingriffe in die Selbstverwaltung 
der gesetzlichen Krankenversicherung sowie Hin-
wendung in Richtung Einheitskrankenversicherung. 

4. Wir sehen zusätzlich, daß zum Teil erhebliche 
finanzielle Mehrbelastungen für die mittleren Ein-
kommen entstehen, die zur Zeit außerdem noch mit 
ständig steigenden Steuerbelastungen bedacht wer-
den. 
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5. Wir sehen große Mehrbelastungen für die 

Krankenhausträger. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, all dies 
und das von mir Vorgetragene insgesamt veranlas-
sen die CDU/CSU, gegen das Zwanzigste Renten-
anpassungsgesetz sowie gegen das Krankenver-
sicherungs-Kostendämpfungsgesetz zu stimmen. Wir 
stellen fest, daß dieses Gesetzespaket weder sozial 
noch liberal ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Lutz. 

Lutz (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Namens der SPD-Fraktion darf ich zur 
Schlußabstimmung zum Zwanzigsten Rentenanpas-
sunggesetz, zum Krankenversicherungs-Kostendämp-
fungsgesetz und zum Neunten Anpassungsgesetz 
zur Kriegsopferversorgung folgende Erklärung ab-
geben. 

Wir stehen am Ende eines nervenzehrenden, 
unter dem Diktat des Terminkalenders stehenden 
und die Kräfte aller Kolleginnen und Kollegen im 
Übermaß beanspruchenden, aber sorgfältigen parla-
mentarischen Beratungsvorgangs. Wir haben in 
mehrfacher Hinsicht Dank zu sagen. Erstens bedan-
ken wir uns bei den Kolleginnen und Kollegen der 
Opposition im Fachausschuß und in den mitbera-
tenden Ausschüssen für ihre kooperative Haltung, 
die auch durch polemische Attacken hier im Plenum 
nicht verdunkelt werden kann. Sie, meine Damen 
und Herren, hätten das Gesetzgebungswerk torpe-
dieren können. Sie haben es nicht getan. Vor dem 
Forum der Nation, dem Bundestag, mußten Sie sich 
offenbar wieder etwas anders verhalten. Das war 
gestern so, das ist heute so, und das gehört wohl 
zu dem von Ihnen für unerläßlich gehaltenen Ritual. 
Wir respektieren das. 

Trotzdem hat unser Parlamentarismus in einer 
äußerst kritischen Situation erneut eine Belastungs-
probe bestanden. Sie haben bei Ihrer grundsätz-
lichen Ablehnung unserer Vorlage die Notwendig-
keit gesetzgeberischer Beschlüsse nicht bestritten. 
Sie haben uns Anregungen gegeben. Sie haben sich 
von besseren Einsichten der Koalitionsfraktionen in 
Einzelfragen überzeugen lassen. Bonn ist nicht Wei-
mar, und was hier im Plenum gesagt worden ist, 
unterscheidet sich sehr wesentlich von der Tonlage 
im Ausschuß. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Stücklen: Ich darf die Damen und 
Herren, die zur Schlußabstimmung kommen, bitten, 
die Plätze einzunehmen und die Ausführungen des 
Redners mit der nötigen Aufmerksamkeit zu ver-
folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Lutz (SPD) : Zweitens hat meine Fraktion mit Ge-
nugtuung feststellen dürfen, daß nicht nur die Re-
gierung, sondern auch die Koalitionsfraktionen im 
Gespräch miteinander in erstaunlichem Umfang zu 

sachgerechten Lösungen fähig sind. In der Presse — 
nicht nur in der „Bild"-Zeitung — liest man das 
manchmal anders. Wir standen vor einer drama-
tischen Aufgabe. Ausgehend vom heutigen Erkennt-
nisstand galt es, die Rentenversicherung vor einem 
befürchteten Defizit von 78,3 Milliarden DM zu be-
wahren. Das ist wohlgemerkt ein rechnerisches De-
fizit, ausgehend von den heutigen gedämpften Zu-
kunftserwartungen. Wir haben uns von dieser Auf-
gabe nicht weggemogelt. Es ist — das sollte man 
einmal deutlich sagen — keine erfreuliche Aufgabe, 
ein befürchtetes Deckungsloch von 78 Milliarden 
DM zu schließen. Der verantwortliche Politiker 
wird immer an die Grenzen berechtigter Interessen 
stoßen und sich manchmal daran wundstoßen. Wir 
haben versucht — ich komme darauf später noch zu 
sprechen —, die Belastungen korrekt vorzunehmen, 
und wir haben die Buh-Rufe auch der bis dahin noch 
nicht belasteten Ärzte mit Anstand zur Kenntnis 
genommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Ich habe namens meiner Fraktion zwei 
Männern Dank zu sagen. Ich will dies so deut-
lich wie möglich tun. In einer schweren weltwirt-
schaftlichen Krise hat das von Arbeitsminister Wal-
ter Arendt geknüpfte soziale Netz gehalten. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
FDP — Zurufe von der CDU/CSU) 

Es hat gesellschaftspolitische Verwerfungen ver-
hindert; noch 1966 stürzte bei einer kleinen Erkran-
kung der Bronchien unserer Volkswirtschaft eine 
Regierung. Würden wir den unter Arendt geschaf-
fenen hohen sozialen Standard in einer schwierigen 
Zeit unter ökonomisch denkbar ungünstigen Be-
dingungen, aber abgeschirmt durch eine kluge und 
maßvolle Konjunkturpolitik, aufgegeben haben, 
wäre eine gesellschaftspolitische Radikalisierung 
die Folge gewesen. Das ist ausgeblieben. Alle de-
mokratischen Parteien in diesem Lande haben den 
Nutzen davon. Das hat uns aber nicht von der Auf-
gabe entbunden, dieses soziale Netz in stürmischer 
See vor Beschädigungen zu bewahren. Herbert 
Ehrenberg war der Mann, der Arendts Werk 
weiterführte, 

(Franke [CDU/CSU] : In den Keller!) 

Konflikte mit mächtigen Gruppen dieser Gesell-
schaft nicht scheute und dieses Parlament mit dem 
Bündel seiner Gesetzgebungsvorlagen antrieb, ein 
ausgewogenes, sachgerechtes, in die Zukunft wir-
kendes, die kurzfristigen Sorgen behebendes und die 
langfristigen Sorgen weitgehend ausschließendes 
Gesetzeswerk zu formulieren, das Ihnen heute zur 
endgültigen Beschlußfassung vorliegt. Wir möchten 
wissen, wie Sie zum Schluß dazu stehen. Deshalb 
beantragen wir zum Rentenanpassungs- und zum Ko-
stendämpfungsgesetz namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
haben im Ausschuß und jetzt wieder vor dem Ple-
num das Zahlenwerk der Regierung bezweifelt. Sie 
haben uns vorgeworfen, wir manipulierten und bür-
deten die Lasten der Rentenversicherung der Kran- 
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kenversicherung auf. Das ist in den Ausschußbera-
tungen mit dreierlei Gründen von uns klargestellt 
worden. 

Erstens. In unserem gegliederten System werden 
jetzt die Risiken erstmals säuberlich den jeweiligen 
Trägern zugeordnet. Das Risiko Krankheit ist also 
der Krankenversicherung, das Risiko des Alters ist 
der Rentenversicherung und das Risiko der Arbeits-
losigkeit ist schließlich der Bundesanstalt für Arbeit 
zugeordnet. Bislang war das alles sehr unscharf. Das 
wissen Sie. Die Rentenversicherung zahlte für ihre 
Leistungsempfänger mehr an die Krankenkassen als 
der normale Beitragspflichtige. Der Solidaritätspakt 
der Jungen mit den Alten, der Gesunden mit den 
Kranken war gestört. Wir haben das repariert. Die 
Überzahlungen der Rentenversicherung an die Kran-
kenversicherung wurden beseitigt. In der Kranken-
versicherung kann dies zu Beitragserhöhungen füh-
ren; das leugnen wir nicht. Aber wir haben gleich-
zeitig eine Fülle gesetzlicher Möglichkeiten geschaf-
fen, die dem lebensbedrohenden Kostenauftrieb im 
Gesundheitswesen eine Schranke setzen. Schließlich 
wird die Rentenversicherung nicht mehr das Risiko 
Arbeitslosigkeit zu tragen haben. 

78 Milliarden DM kann der Staat nicht dadurch 
einbringen, daß er im Lotto spielt; die Gewinnchan-
cen würden nicht reichen. Er muß das Geld also auf 
dem Wege von Leistungseingrenzungen oder Bei-
tragserhöhungen wieder einspielen. Wir haben pein-
lich darauf geachtet, daß dieser Geber- und Nehmer-
prozeß niemanden in die Ecke stellt, benachteiligt 
oder deklassiert. Die Aktiven werden aller Voraus-
sicht nach geringfügige Beitragserhöhungen in der 
Krankenversicherung hinnehmen müssen. Den Rent-
nern, deren Einkommen in den Jahren der sozial-
liberalen Koalition immer wieder überdurchschnitt-
lich gestiegen sind, muten wir ein langsameres Ein-
kommenswachstum zu. 

Die Renten werden zum 1. Juli dieses Jahres um 
9,9 % angehoben. Die nächste Rentenanpassung al-
lerdings wird erst am 1. Januar 1979 stattfinden. Ich 
muß nicht wiederholen, warum das so ist. Wir ha-
ben eine im Jahre 1972 getroffene Entscheidung, die 
sich als langfristig nicht finanzierbar erwiesen hat, 
korrigiert. Wir haben dies im Interesse der Rent-
ner und im Interesse der Beitragszahler getan; denn 
auch hier darf der Solidaritätspakt der Generatio-
nen nicht zerstört werden. 

Die Regierung ist noch einen Schritt weitergegan-
gen, und die Koalition ist ihr dabei gefolgt — sicher 
auch gewitzt durch schlechte Erfahrungen zu Beginn 
der 8. Legislaturperiode. Die Regierung hat gesagt, 
bei einer möglicherweise ungünstigen Entwicklung 
der Rentenfinanzen werde es 1979 und 1980 eine 
Rentenanpassung geben, die unter den bisher üb-
lichen bruttolohnbezogenen Anpassungssätzen lie-
gen könnte. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Nettolohnbezogen!) 

Darüber aber haben Sie heute nicht zu entscheiden. 
Wir haben nur eine Möglichkeit für 1979 und 1980 
angedeutet, die denkbar ungünstigste zudem, und 
wir erklären hier und' heute, daß wir alles daran-
setzen werden, diese Perspektive zu vermeiden. 

Wir haben schließlich das System der Rentenver-
sicherung vor den Pendelausschlägen der aktuellen 
arbeitsmarktpolitischen Lage geschützt. Die Renten-
versicherung wird nicht mehr, wie bislang üblich, 
mit den Risiken der Arbeitslosigkeit belastet. Das 
heißt: Die Bundesanstalt für Arbeit wird für die Ar-
beitslosen ordentliche Beiträge an die Rentenver-
sicherung zahlen. Sie wird sie nach unserer Rech-
nung auch zahlen können. Wir gehen nämlich da-
von aus, daß es gelingen wird, bis 1979 den gegen-
wärtigen zu hohen Sockel an Arbeitslosigkeit abzu-
bauen. 

Drittens ist unser aller Bewußtsein um die Frag-
würdigkeit kurz- oder mittelfristiger Prognosen ge-
schärft worden. Schon im Frühjahr 1976 hatte der 
Vorsitzende des Sozialbeirats, Professor Meinhold, 
im Anhörungsverfahren alle Abgeordneten darauf 
aufmerksam gemacht, daß eine kurzfristige Prognose 
schlecht und eine mittelfristige fragwürdig wäre 
und daß allenfalls langfristige Prognosen stimmen 
könnten. Das ist auch bei Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, damals nicht ohne Wir-
kung geblieben. Unsere Überlegungen, das Instru-
mentarium zu verfeinern, haben kurzfristig nicht 
zu Ergebnissen geführt. Also müssen wir mit dem 
alten Instrumentarium, mit dem vorhandenen Da-
tenkranz und mit dem Bewußtsein seiner Unzuläng-
lichkeit Politik formulieren. 

Wir können die Damen und Herren der Opposi-
tion gut verstehen, die aus der kurzfristigen Be-
rechnung der Arbeitsmarktlage ein Desaster des Ge-
samtprogramms, das Ihnen vorliegt, herauslesen 
wollen. Eine Opposition wäre dämlich, wenn sie dies 
nicht versuchte. Lassen Sie mich deshalb in aller Of-
fenheit noch einmal nachvollziehen, was uns im Ex-
pertengespräch im Ausschuß bewegt hat. 

Im negativsten Fall, wie Minister Ehrenberg ein-
mal formulierte, stürzt der Himmel ein, und dann 
sind alle Spatzen tot. Keiner in diesem Parlament 
wünscht sich eine solche Situation. Wir sind über-
zeugt, daß alle Fraktionen dieses Hauses die der-
zeitigen Arbeitslosenzahlen als Herausforderung be-
greifen werden, als Herausforderung, einen inhu-
manen Zustand im kooperativen Handeln von Bund, 
Ländern und Gemeinden sowie Wirtschaftsverbän-
den und Gewerkschaften zu beenden. Das Ziel ist 
klar, und da wird von Ihnen keiner widersprechen. 
Ob die Lösung gelingt, hängt ab von unser aller 
Einsichtsvermögen. Wenn sie nicht gelingt, hätte 
der konzertierte Verstand von Politik, Wirtschaft 
und organisierter Arbeitnehmerschaft versagt. Wir 
weigern uns, dies im Vorwege anzunehmen. 

Herbert Ehrenbergs Rechenwerk, das ja nicht aus 
dem Kaffeesatz, sondern aus der sorgfältigen Be-
obachtung aller verfügbaren wirtschaftlichen Daten 
resultiert, hat natürlich immer eines einberechnet: 
die Handlungswilligkeit der Handlungsfähigen. Nie-
mand in diesem Lande könnte Gewinn daraus zie-
hen, wenn ausgerechnet das ein falscher Rechen-
posten wäre. Aber selbst wenn Sie uns über den Bun-
desrat und im Gespräch mit anderen Verantwortli-
chen der Wirtschaft handlungsunfähig machen woll-
ten, das Rechenwerk ginge trotzdem auf. Das Mehr 
an Arbeitslosigkeit, das daraus resultieren könnte, 
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würde allenfalls zu einer Steigerung der Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung führen. Die Renten 
wären auf jeden Fall sicher. Sie werden hier und 
heute mit diesem Gesetz vor konjunkturellen 
Schwankungen geschützt. Auch die Krankenversiche-
rung wäre sicher. Im solidarischen Verbund müßte 
sie allenfalls die Folgen der Unfähigkeit unseres 
gemeinsamen Handelns tragen. Dieser Staat zer-
bräche nicht an dieser Unfähigkeit; gleichwohl soll-
ten wir ihm eine solche Belastungsprobe nicht zu-
muten. 

Wenn Sie bereit sind, mit uns insoweit in den 
Dialog zu treten, werden Sie vielleicht auch bereit 
sein, die vierte Prämisse zu akzeptieren: Selbst 
wenn uns keine Probleme in der Rentenversicherung 
gestellt gewesen wären und selbst wenn wir Voll-
beschäftigung hätten — die atemberaubenden Ko-
stensprünge im Gesundheitswesen würden die Poli-
tik jeglicher Couleur zum Handeln zwingen. Wer 
die Finanzierbarkeit unseres Gesundheitssystems auf 
Dauer sichern will, wer verhindern will, daß im Jahr 
2000 80 % unseres Einkommens zur Gesundheitser-
haltung aufgebracht werden müssen, wer um die 
Gesundheit unseres Gesundheitssystems kämpft, 
kann an einer Kostendämpfung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht vorübergehen. Er muß 
auch wissen, welche drei Bereiche unseres an sich 
hervorragenden Gesundheitssystems ins Schleu-
dern geraten sind: Erstens waren es die exorbitan-
ten Kostensprünge bei den Arzthonoraren, zweitens 
der Höhenflug der Kosten im Krankenhausbereich 
und drittens der finanzielle Boom bei den Arznei-
mitteln. 

Vieles, so meint der Sachverständigenrat, sei nur 
durch Änderungen in der Organisationsstruktur un-
seres Gesundheitswesens zu bessern. Wir sind hier 
behutsamer als die Wissenschaftler und nehmen 
uns gleichwohl deren Meinung zu Herzen. 

Wir tasten das gegliederte System nicht an, aber 
wir sorgen auch hier — etwa durch den Rentner-
risikoausgleich innerhalb der Kassen und Ersatz-
kassen — für Chancengleichheit. Wir greifen nicht 
in die freie ärztliche Praxis ein, aber wir fordern 
von allen Anbietern im Gesundheitswesen verant-
wortungsbewußtes Handeln. Es erscheint uns zumut-
bar, von den Ärzten zu erwarten, daß sie sich in den 
künftigen Jahren mit einer Steigerungsrate ihres 
Einkommens zufriedengeben, die etwa dem Einkom-
menszuwachs der Nachfrager, also der Beitragszahler 
entspricht. Wir bitten zu berücksichtigen, daß bei 
prozentual gleichen Steigerungsraten die Schere 
materiell immer noch auseinandergehen würde. 

Wir haben den Regierungsentwurf in vielen Sit-
zungen durchgeackert. Wir schmeicheln uns, ihn in 
einigen wesentlichen Passagen noch verbessert zu 
haben. Die unmittelbare Verantwortlichkeit des 
Arztes wird gestärkt. Ein praktikabler Vorschlag 
der Regierung in Sachen Begrenzung des Arznei-
mittelhöchstbetrages wurde durch den noch prakti-
kableren Gedanken einer Verschärfung des unmittel-
baren Regresses ersetzt. Wir haben allerdings nicht 
nur die Ärzte, sondern auch die Versicherten in An-
spruch genommen. Bei jedem Heilmittel werden sie 
künftig mit 1 DM Kostenbeteiligung zur Kasse ge

-

beten. Das wird auch für Rentner gelten. Der Ge-
setzgeber geht aber davon aus, daß Härtefälle ent-
stehen könnten, und macht es den Kassen zur 
Pflicht, solche Härtefälle zu mildern. 
Es hat ein großes öffentliches Geschrei darüber 

gegeben, daß die sozialliberale Koalition die gesetz-
lich Krankenversicherten angeblich zur Einnahme 
von Billigmedikamenten verdamme. Eine solche Be-
hauptung konnte sich weder auf den Regierungsent-
wurf noch auf die vom Ausschuß beschlossene Fas-
sung stützen. Jeder Versicherte hat das Recht auf 
ärztliche Versorgung und auf Verordnung, die seine 
Gesundheit wiederherstellt oder seine Leiden mildert. 
Jeder Arzt hat die Pflicht, dem Patienten diese Hilfe 
zukommen zu lassen. Jeder Arzt hat aber auch die 
Pflicht, unter vergleichbaren Heilmitteln das kosten-
günstigere zu wählen. Jeder Patient wird Verständ

-

nis dafür haben müssen, daß Bagatellheilmittel, de-
ren Kosten der Verschreibung mitunter höher sind 
als die Kosten des Medikamentes selber, nicht mehr 
per Verordnung abgegeben werden. 
Im Krankenversicherungs- und Kostendämpfungs-

gesetz ist der problematischste Teil zweifellos die 
Kostendämpfung im- Krankenhauswesen. Der Regie-
rungsentwurf und die von uns vorgenommenen 
Änderungen zielen darauf ab, auch in diesem Be-
reich unverantwortliche Kostensprünge zu verhin-
dern und an die Eigenverantwortung der Träger 
stärker als bisher zu appellieren. Wir wollen weder 
das kirchliche Krankenhaus killen noch sonstige 
Aktivitäten der frei-gemeinnützigen Krankenhaus-
träger behindern. Wir wollen im Interesse der Ver-
sicherten das gesunde und das wirtschaftliche Kran-
kenhaus. Unsere Vorschläge liegen vor. Die Länder 
haben bereits signalisiert, daß sie diesen Teil nicht 
ungerupft durch den Bundesrat gehen lassen werden. 
Wir bedauern dies. Unsere sachgerechten Vorschlä-
ge sind kein Spielmaterial. Wir erwarten uns von 
den Ländern kooperative, sachorientierte und damit 
schlußendlich auch fruchtbare Gespräche. Die Zeit 
dafür hat anscheinend bislang noch nicht ausge-
reicht. Manchmal hat es wohl auch am guten Willen 
gefehlt. Die Aufgabe steht jetzt also zur Lösung an. 

Das dritte Gesetz, das heute zur Schlußabstimmung 
ansteht, ist das Neunte Anpassungsgesetz zur Kriegs-
opferversorgung. Wir Sozialdemokraten haben es 
für unsere selbstverständliche Pflicht gehalten, auch 
die Kriegsopferrenten zum 1. Juli dieses Jahres um 
durchschnittlich 9,9 v. H. anzuheben. Darüber haben 
Sie heute zu beschließen. Wir gehen davon aus — 
wir wissen jetzt auch, daß es so sein wird —, daß 
alle Fraktionen diesem Gesetz zustimmen. Wir ge-
hen aber auch davon aus, daß die Opposition nach 
ihrer Beschlußfassung der Versuchung widersteht, 
bei den Kriegsopfern weiterhin Panikmache zu be-
treiben. Wir haben die Versorgungsleistungen der 
Kriegsopfer im Jahre 1969 an die Entwicklung der 
dynamisierten Altersrente angebunden. Kein Kriegs-
opfer muß in unserer Republik betteln gehen. Alle 
haben einen Rechtsanspruch auf ein kontinuierli-
ches Ansteigen ihrer Versorgung. Dies hat dazu ge-
führt, daß die Renten nach dem Bundesversorgungs-
gesetz seit 1970 um rund 140 %, die der Witwen so-
gar um 160 % angehoben worden sind. Wir berüh-
men uns dessen nicht; wir stellen dies nur fest. 
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Allerdings wird nun auch die Kriegsopferversor-

gung dem veränderten Rhythmus der Rentendyna-
misierung ab 1979 angepaßt. Die Kriegsopferver-
bände haben in früheren Jahrzehnten erbittert und 
häufig erfolglos um den Gleichklang der Erhöhung 
der Versorgung mit der Erhöhung der Altersrente 
gestritten. Dieser Gleichklang ist erreicht. Er muß 
aber auch dann gelten, wenn wir alle miteinander 
etwas kürzer treten müssen. Wenn die nächste An-
passung in der Kriegsopferversorgung erst am 1. Ja-
nuar 1979 erfolgt, spart der Staat Geld. Das leugnet 
niemand. Darüber .sind die Kriegsopferverbände 
empört; sie empfinden dies als Unrecht. Wir finden, 
sie sind zu früh empört. Wir werden in einer Ent-
schließung zum Ausdruck bringen, daß die finan-
ziellen Einsparungen für strukturelle Verbesserun-
gen in der Kriegsopferversorgung genutzt werden 
sollen. Das Parlament hat ein Jahr Zeit, in Konsul-
tationen mit den Verbänden solche strukturellen 
Schwächen aufzudecken und bei der Beratung des 
Zehnten Gesetzes über die Anpassung der Leistun-
gen des Bundesversorgungsgesetzes zu beheben. 
Wir Sozialdemokraten unterbreiten damit nicht nur 
ein Angebot, sondern auch ein faires Versprechen, 
auf das man uns festnageln kann. 

Wir sind am Ende eines langen, anstrengenden 
Beratungsvorgangs. Wir danken allen Beamten des 
Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung dafür, 
daß sie allen Fraktionen dieses Hauses beratend zur 
Seite standen, soweit diese das wünschten. 

Die drei Gesetze, die wir heute beschließen wer-
den, sind ein mutiger, entschlossener und im Grunde 
auch unabwendbarer Schritt, um allen jetzigen und 
allen künftigen Rentenempfängern Sicherheit zu ge-
ben, um allen jetzigen und allen künftigen Kranken-
versicherten die Gewißheit zu verleihen, daß ihre 
Kasse vor Bankrott gefeit und damit in der Lage ist, 
das Notwendige zur Wiederherstellung der Gesund-
heit zu bieten, und um allen Kriegsopfern die Sorge 
vor dem Alter zu nehmen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
sind im Ausschuß ein gutes Stück des Weges mit uns 
gegangen. Im Plenum hören sich Ihre Einwände gar 
grauslich an. Wir werden ja sehen, ob Sie, wenn Sie 
zwei der drei Gesetze hier ablehnen, versuchen wer-
den, im Bundesrat etwa das Kostendämpfungsgesetz 
zum Scheitern zu bringen. Ich warne Sie davor sehr. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, es sind noch zwei Redner mit 
zusammen etwa 55 Minuten Redezeit gemeldet. 

(Unruhe) 

Ich bitte Sie, sich darauf einzustellen, daß die Schluß-
abstimmungen ungefähr kurz vor 13 Uhr stattfinden 
werden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hölscher. 

Hölscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens der Fraktion der Freien Demo-
kraten gebe ich in der dritten Lesung folgende Er-
klärung ab. 

Die Notwendigkeit, die Ausgaben für die soziale 
Sicherheit in einem gesamtwirtschaftlich vertretba-
ren Rahmen zu stabilisieren, wird heute eigentlich 
von keiner Seite mehr bestritten. Die FDP, die recht-
zeitig auf diese Notwendigkeit hingewiesen hatte, 
begrüßt das. 

Das heute zur Verabschiedung anstehende Kon-
solidierungsprogramm entspricht unseren Vorstel-
lungen. 

Lassen Sie mich mit der Rentenpolitik beginnen. 
Die Neuregelungen sind ein Schritt in die richtige 
Richtung. Das Prinzip der dynamischen Rentenan-
passung bleibt erhalten. Der Satz des Beitrags zur 
Rentenversicherung wird nicht erhöht. Die Rückkehr 
zum Anpassungstermin 1. Januar ab dem 1. 1. 1979, 
der Abbau sozialpolitisch nicht vertretbarer Lei-
stungsvorteile und der Abbau der Überzahlungen 
an die Krankenversicherung der Rentner vermeiden 
einseitige Belastungen der Rentner wie der Beitrags-
zahler. 

Die Rentnereinkommen werden bis 1980 in dem-
selben Umfang steigen wie die verfügbaren Einkom-
men der Arbeitnehmer. Wer das, wie es gestern 
wiederholt geschehen ist, als Rentenkürzung be-
zeichnet, verdreht die Tatsachen. Den überproportio-
nalen Anstieg der Renten könnten wir uns unter den 
geänderten gesamtwirtschaftlichen Bedingungen nur 
um den Preis weiterer Beitragserhöhungen leisten. 
Der Rentenbeitrag ist aber seit 1949 von 5 % auf 
18 % gestiegen. Das ständige Drehen an der Bei-
tragsschraube ist nach Meinung der FDP keine Lö-
sung der Finanzprobleme. Ich verweise auf die heu-
tige Belastung der Beitragszahler mit Steuern und 
Sozialabgaben und auf die damit verbundenen Risi-
ken für Vollbeschäftigung, Stabilität und Wachstum. 
Weitere Beitragserhöhungen widersprechen deshalb 
auch den Interessen der Rentner. 

Für besonders wichtig hält die FDP die Struktur-
verbesserungen im Leistungssystem, mit denen eine 
sachgerechtere Zuordnung der sozialen Risiken er-
reicht wird. 

Die Bundesanstalt für Arbeit wird künftig für die 
Arbeitslosen Beiträge an die Rentenversicherung 
leisten. Das entlastet die Rentenversicherung auch 
von den finanziellen Risiken der konjunkturellen 
Entwicklung. 

Der Beitrag der Rentenversicherung wird auf den 
durchschnittlichen Beitragssatz der Krankenver-
sicherung zurückgeführt. Die Fortdauer der Über-
zahlungen würde bedeuten, daß für Rentner in der 
Krankenversicherung ein Risikozuschlag gezahlt 
wird, etwas völlig Neues. Konsequenterweise müßte 
man dann wohl auch für den Familienvater Risiko-
zuschläge erheben. Das verstößt gegen das Solidar-
prinzip. Die FDP begrüßt, daß sich dieser Auffas-
sung auch die Opposition angeschlossen hat, die ja 
auch für die Rückführung der Überzahlungen von 
17 % auf 11 % ist. 

Es bleibt Ziel der FDP, den jetzigen Globalbeitrag 
der Rentenversicherung durch individuelle Beiträge 
nach einer zusätzlichen Rentenerhöhung in Höhe 
des durchschnittlichen Kassenbeitrages zu ersetzen. 
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In diesem Konzept sieht die FDP-Fraktion auch eine 
Alternative zu nettoorientierten Rentenanpassun-
gen. Das Modell der CDU/CSU, die an dem anony-
men Globalbeitrag zur Krankenversicherung der 
Rentner festhalten will, ist für uns keine Alter-
native. 

Hervorzuheben ist ferner die vorgesehene Teil-
aktualisierung, die Heranführung des Bemessungs-
zeitraumes an die tatsächlichen Rentenanpassungen. 
Wir, die FDP, kehren nicht unter den Tisch, daß 
das Jahr 1974 mit seinen hohen Lohnsteigerungen 
dadurch nicht bei den Rentenanpassungen ab 1978 
berücksichtigt wird. Im Vordergrund stehen für 
uns aber nicht die leider notwendigen Einsparun-
gen bei den Rentenausgaben, sondern die gleich-
mäßigere Entwicklung von Einnahmen und Aus-
gaben der Rentenversicherung, zugleich die gleich-
mäßigere Entwicklung der Einkommen der Aktiven 
und der Rentnereinkommen. Die jetzigen Ungleich-
gewichte belasten die Rentenfinanzen und den Ge-
nerationenvertrag. 

Die Hoffnungen auf eine antizyklische Wirkung 
der verzögerten Rentenanpassungen haben sich ja 
ohnehin nicht erfüllt. Ich erinnere zu unserer aller 
Warnung an das Jahr 1972. Damals standen in einer 
Phase der Hochkonjunktur hohen Beitragseinnah-
men niedrige Anpassungssätze auf Grund der ge-
ringen Lohnsteigerungen während der Rezession 
1966 bis 1968 gegenüber. Die Folge waren soge-
nannte Leistungsverbesserungen, die schon mittel-
fristig nicht mehr finanziert werden können. Auch 
diese Erfahrungen sprechen für die von der FDP 
geforderte Aktualisierung. 

Auf Vorschlag der FDP wird die Frage der Auf-
stockung zurückgestellt. Unsere Bedenken betreffen 
vor allem die finanziellen Risiken, die durch die 
künftige Bevölkerungsentwicklung noch verstärkt 
werden. Diese Risiken hätten alle Arbeitnehmer zu 
tragen, also nicht nur die besser verdienenden 
Arbeitnehmer, die ja wohl allein von der Möglich-
keit der Aufstockung Gebrauch gemacht hätten. 
Diese Problematik wird bis zum Rentenanpassungs-
gesetz 1979 erneut geprüft. Die Frage der Beitrags-
und Leistungsgerechtigkeit bei der Anpassung der 
Renten auf Grund freiwilliger Beiträge wird in diese 
Prüfung einbezogen. Aber für die FDP betone ich 
noch einmal: Etwaige Änderungen auf Grund dieser 
Prüfung können selbstverständlich nur für künftige 
Beitragsleistungen gelten. Ferner werden wir bis 
1979 die Möglichkeit klären, befreite Angestellte in 
die Beitragsleistungen der Bundesanstalt für Arbeit 
einzubeziehen. 

Ob die Rechnung aufgeht, ob sich die Annahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung, die auch den 
Konsolidierungsmaßnahmen in der Rentenversiche-
rung zugrunde liegen, bis 1980 tatsächlich bestäti-
gen, kann niemand mit Bestimmtheit voraussagen. 
Für die FDP besteht aus heutiger Sicht kein Anlaß 
für übertriebenen Optimismus, aber auch nicht für 
übertriebene Skepsis über die künftige wirtschaft-
liche Entwicklung. Mit liberaler Nüchternheit er-
klären wir: Die Neuregelungen im Rentenrecht 
sind ein Schritt in die richtige Richtung. Die FDP 
wird die Weiterentwicklung sehr genau beobachten 

und alles daransetzen, notwendige Korrekturen 
rechtzeitig durchzuführen. Die Fehler der Jahre 
1975 und 1976 in der Rentenpolitik dürfen sich ge-
nausowenig wiederholen wie die Wahlgeschenke 
des Jahres 1972. 

Lassen Sie mich persönlich noch etwas wieder-
holen, was ich schon gestern in der zweiten Lesung 
gesagt habe. Wir sollten aber auch die Zeit bis 1980 
nutzen, um möglicherweise nicht mehr zeitgemäße 
Strukturen unseres Rentensystems zu untersuchen 
und zu langfristigen Lösungen auf solider Grundlage 
zu kommen. Dieses Umlagesystem, bei welchem ja 
die Aktiven mit ihren Beiträgen unmittelbar die 
fälligen Renten zahlen, ist nun einmal konjunktur-
abhängig und vor allen Dingen auch sehr abhängig 
von demographischen Entwicklungen. Heute werden 
— erinnern wir uns noch einmal daran — 18 % Bei-
träge für Renten gezahlt, deren Bezieher zu ihrer 
aktiven Zeit nur zwischen 5 und 10 % — einschließ-
lich des Arbeitgeberanteils — zu zahlen hatten. Die 
Diskussion über langfristig wirkende Lösungen muß 
allerdings sehr sachlich und unvoreingenommen 
geführt werden. Wir müßten meines Erachtens ge-
rade hier zu einem neuen Stil der Auseinanderset-
zung kommen. Der Stil der gestrigen Debatte bietet 
hier wohl keine geeignete Grundlage. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Bereich Kostendämpfung in der Krankenversiche-
rung kommen. 1976 haben wir Freien Demokraten 
eine neues gesundheitspolitisches Programm auf 
einem Bundesparteitag beschlossen. Unsere Forde-
rungen zielen darauf ab, ein freiheitlicheres, wirt-
schaftlicheres und leistungsfähigeres Gesundheits-
wesen zu schaffen. 

Unsere Vorschläge betreffen vor allem einmal 
eine bessere Verbindung von ambulanter und statio-
närer ärztlicher Versorgung nicht durch institutio-
nelle, sondern durch individuelle Lösungen, das 
heißt durch einen Ausbau der belegärztlichen Tätig-
keit im Krankenhaus und durch die vermehrte Be-
auftragung von Krankenhausfachärzten zur ambu-
lanten Tätigkeit. Das heißt auch im Krankenhaus 
Abbau des Bettenüberhangs, Kürzung der Verweil-
dauer, wirtschaftlichere Betriebsführung, Umstruktu-
rierung durch abgestufte Pflege und Behandlung, 
Entlastung durch Nachsorgekliniken und Sozial-
stationen. Und es heißt bei den Arzneimitteln grö-
ßere Markttransparenz, verstärkte Anreize zu einem 
wirtschaftlicheren Verhalten für Ärzte wie für Ver-
braucher. Es heißt nicht zuletzt Stärkung und Aus-
bau der gegliederten Krankenversicherung und ihrer 
Selbstverwaltung gegenüber ihren Kostgängern. Es 
heißt ferner Stärkung der Eigenverantwortlichkeit 
der Versicherten. 

Meine Damen und Herren, für die FDP kann ich 
in aller Nüchternheit feststellen, daß das Kosten-
dämpfungsgesetz unseren Forderungen weitgehend 
entspricht. Wir sehen unsere Forderungen, die wir 
als Partei aufgestellt haben, mit diesem Konzept 
weitgehend verwirklicht. 

Ich möchte einige zum Kassenarztrecht sagen. Die 
Verhandlungsposition der Krankenkassen wird durch 
dieses Gesetz gestärkt. Krankenkassen und Kassen- 
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ärzte sollen sich bei ihren Honorarverhandlungen 
auch an gesamtwirtschaftlichen Daten orientieren. 
Ihre Spitzenverbände geben entsprechende Bundes-
empfehlungen. Geringere Zuwachsraten der Arzt-
einkommen stoßen selbstverständlich nicht auf den 
Beifall der Betroffenen. Dies ist klar. Dafür haben 
wir Verständnis. Aber Behauptungen der Ärztefunk-
tionäre, hier werde die freie Arztpraxis sozialisiert, 
liegen neben der Sache. 

(Beifall bei der FDP) 

Die vorgesehene Orientierung an gesamtwirtschaft-
lichen Daten ist vielmehr ein marktwirtschaftliches 
und kein sozialistisches Prinzip. In unserer freiheit-
lichen Ordnung können auch die Arzthonorare nicht 
losgelöst von der allgemeinen Wirtschaftsentwick-
lung steigen. Leider haben auch Sprecher der Oppo-
sition die Polemik von manchen Ärztefunktionären 
— ich glaube, auch hier muß man differenzieren — 
übernommen; sie haben sie mit der Behauptung 
übernommen, daß das gesamte Vertrags- und Lei-
stungsrecht der Krankenversicherung nivelliert 
werde. Dabei genügt eigentlich ein Blick in den Ge-
setzestext, dies zu widerlegen. Der Gesetzentwurf 
sieht gerade nicht bundeseinheitliche Festsetzungen 
der jährlichen ärztlichen Gesamtvergütung für alle 
Kassenarten und eine gesetzlich fixierte Limitie-
rung der jährlichen Gesamtvergütung für ärztliche 
Leistungen vor. Vorgesehen sind vielmehr Bundes-
empfehlungen, die bei den Honorarverhandlungen, 
die auf der Landesebene, und zwar für jede Kassen-
art gesondert, geführt werden, angemessen berück-
sichtigt werden. 

Ebenso wenig führt der vorgesehene Bewertungs-
ausschuß zu einer Nivellierung und zum Schreck-
gespenst der Einheitssicherung. Als ob ausgerechnet 
die FDP vor den Gefahren einer Einheitsversiche-
rung gewarnt werden müßte! Mit dem Bewertungs-
ausschuß werden die Konsequenzen aus der bisheri-
gen Entwicklung des Gebührenrechts gezogen, das 
gerade von den Ersatzkassen weiterentwickelt 
wurde. Ich erinnere an die amtliche Gebührenord-
nung von 1965, die im wesentlichen das damalige 
Vertragsgebührenrecht der Ersatzkassen übernahm. 
Statt einer solchen Übernahme in größeren zeit-
lichen Abständen wird jetzt ein gleitendes Verfah-
ren vorgesehen. Das von der FDP durchgesetzte Ab-
stimmungsverfahren im Bewertungsausschuß stellt 
im übrigen sicher, daß die führende Rolle der Ersatz-
kassen bei der Weiterentwicklung des Gebühren-
rechts nicht blockiert werden kann. 

Der gemeinsame Bewertungsmaßstab führt kei-
neswegs zu einheitlichen Honoraren, vielmehr ver-
einbaren die Kassenverbände für die ärztlichen Lei-
stungen entsprechend den Besonderheiten ihres 
Versichertenkreises auch künftig unterschiedliche 
Honorare. Im übrigen haben aber Pflichtkassen und 
Ersatzkassen bei der kassenzahnärztlichen Versor-
gung bereits heute einen identischen Bewertungs-
maßstab. Dieser hat weder zu einheitlichen Hono-
raren noch zu einer Einheitsversicherung im zahn-
ärztlichen Bereich geführt. Entsprechende Befürch-
tungen von Zahnärzten und Ersatzkassen sind auch 
niemals laut geworden. 

Die angesprochenen Rahmenvorschriften ermög

-

lichen der Selbstverwaltung eine wirksame Kosten-
dämpfung im staatsfreien Raum. Dieses liberale 
Selbstverwaltungskonzept ist das genaue Gegen-
teil von staatlichem Dirigismus im Gesundheits-
wesen. Die Zustimmung der Sozialpartner als Trä-
ger der sozialen Selbstverwaltung zu unserem Kon-
zept bestätigt das doch nur. Mit der Selbstverwal-
tung, deren Autonomie angeblich ausgehöhlt wird, 
sehen wir in einer freiwilligen konzertierten Aktion 
kein taugliches Ersatzmittel, eine Auffassung, die 
übrigens auch von dem Präsidenten der Bundes-
ärztekammer, Professor Sewering, geteilt wird. Die 
vorgeschlagene konzertierte Aktion würde zu einer 
verstärkten staatlichen Einschaltung führen. Auch 
das muß man einmal sehen. Wirksame Maßnahmen 
zur Kostendämpfung sind von einem solchen Gre-
mium trotz der verheißungsvollen Ankündigungen 
in keiner Weise zu erwarten. Meine Damen und 
Herren, wer der Selbstverwaltung die vorgesehe-
nen Instrumente zur Kostendämpfung verweigert, 
setzt in Wirklichkeit selbst unser freiheitliches Ge-
sundheitswesen aufs Spiel. 

(Beifall bei der FDP) 

Lassen Sie mich nun zu dem nicht unbeträchtlichen 
Komplex der Arzneimittel kommen, der eine ganze 
Reihe von Bestimmungen umfaßt. Wir Freien Demo-
kraten sind uns darüber einig, daß eine gewisse 
Dämpfung des Arzneimittelkonsums nicht nur aus 
wirtschaftlichen, sondern viel mehr noch aus gesund-
heitlichen Gründen angebracht ist. Außerdem wol-
len wir versuchen, die weitgehend übliche Vergeu-
dung von Arzneimitteln, die aus Krankenkassenmit-
teln bezahlt werden, einzudämmen. Die Solidarge-
meinschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung 
darf nicht überbelastet werden. Entsprechend dem 
Grundsatz des Kostendämpfungsgesetzes, möglichst 
alle Beteiligten zur Dämpfung der Kosten in Pflicht 
zu nehmen, enthält der Entwurf Vorschriften, wel-
che die Ärzte, die Apotheker, die Pharmaindustrie 
und die Versicherten betreffen. 

Die wichtigste und wohl auch umstrittenste Vor-
schrift des Regierungsentwurfs in diesem Bereich ist 
die über den Arzneimittelhöchstbetrag. Von ärzt-
licher Seite und von der Opposition ist der Koali-
tion vorgeworfen worden, hier werde eine Art 
Kollektivhaftung der Ärzte eingeführt und oben-
drein die Verordnungsfreiheit des Arztes gefährdet. 
Ich will einmal davon absehen, daß schon nach dem 
Regierungsentwurf Art und Umfang des Ausgleichs 
der Überschreitungssumme in die Hand der Selbst-
verwaltung gelegt worden war. Danach hatten die 
Kassenärztlichen Vereinigungen die Möglichkeit, 
einen Überschreitungsbetrag sachgerecht und diffe-
renziert, also gerade nicht kollektiv und schema-
tisch, auf die Mitglieder zu verteilen. Trotzdem ha-
ben wir im Ausschuß eine Regelung vorgeschlagen, 
welche die ausschließlich individuelle Verantwor-
tung des Arztes für die wirtschaftliche Verordnungs-
weise noch stärker herausstellt. Der von Kranken-
kassen und Kassenärzten festgestellte Überschrei-
tungsbetrag soll nunmehr ausschließlich im Wege 
des auch bisher schon üblichen Einzelregresses aus-
geglichen werden. Auf diese Weise sichern wir, daß 
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lediglich die Ärzte, die bei ihren Arzneimittelver-
schreibungen den für ihre Fachrichtung und die Art 
ihrer Praxis üblichen Durchschnitt erheblich über-
schreiten, in die Pflicht genommen werden. Der Vor-
schlag der Koalition bewegt sich hier ganz auf der 
Linie des bisherigen Rechts und der bisherigen 
Praxis, ja, er sorgt dafür, daß das Prinzip der wirt-
schaftlichen Verordnungsweise des Kassenarztes, 
das seit jeher im Gesetz steht, nunmehr den nötigen 
Nachdruck erhält. Die Krankenkassen sind übrigens 
nach der Vorschrift verpflichtet, den Kassenärzt-
lichen Vereinigungen die zur Durchführung der ein-
zelnen Regresse erforderlichen Unterlagen zur Ver-
fügung zu stellen. 

Von einer Kollektivhaftung der Kassenärzte und 
von einer irgendwie bedenklichen Einschränkung 
der Verordnungsfreiheit, wie dies die Opposition 
offenbar noch immer befürchtet, kann unseres Er-
achtens bei diesen systemgerechten, die individuelle 
Verantwortung stärkenden Vorschriften überhaupt 
keine Rede sein. Die FDP darf mit Fug und Recht 
in Anspruch nehmen, daß die hier vorgelegte Rege-
lung eine liberale Lösung ist. Sie ist liberal, weil 
sie auf der individuellen Verantwortung beruht, 
auf sie abgestellt ist und leistungsgerecht ist. Wer 
darin trotzdem noch Systemveränderungen sieht, 
ist entweder blind oder unsachlich. 

(Zustimmung bei der FDP) 

In engem Zusammenhang mit der Vorschrift über 
den Arzneimittelhöchstbetrag steht jene andere 
Regelung des Entwurfs, mit der wir dem Kassenarzt 
durch mehr Transparenz auf dem Arzneimittelmarkt 
die wirtschaftliche Verordnungsweise erleichtern 
wollen. Auch die diesbezügliche Vorschrift haben 
wir gegenüber dem Regierungsentwurf verbessert. 
Danach soll dem Arzt nunmehr durch Richtlinien ein 
einfach festzustellender Preisvergleich zwischen glei-
chen Arzneimitteln ermöglicht werden, und dies so 
bald wie möglich, nicht erst dann, wenn die so-
genannte Transparenzkommission beim Bundesge-
sundheitsamt ihre längerfristige Arbeit beendet hat. 
Außerdem sollen die Richtlinien dem Arzt die Aus-
wahl therapiegerechter Verordnungsmengen ermög-
lichen. Davon erhoffen wir uns, daß der Patient 
grundsätzlich nur die Menge an Arzneimitteln ver-
schrieben bekommt, die er bei seiner Krankheit 
voraussichtlich auch braucht. Das Verrotten über-
großer Packungen in den Medikamentenschränken 
der Patienten ist eine Verschleuderung von Ver-
sichertengeldern und ist einfach nicht zu rechtfer-
tigen. 

Aber, meine Damen und Herren, auch der Ver-
sicherte soll einen Beitrag zu einer Kostendämpfung 
im Arzneimittelbereich leisten. Die von der Koali-
tion vorgeschlagene Regelung über die Heraus-
nahme gewisser Bagatellarzneimittel aus der Ko-
stenerstattung scheint uns eine vertretbare, ange-
messene Lösung zu sein. In unserem gesundheits-
politischen Programm vom November des vergan-
genen Jahres haben wir zu Recht die Eigenverant-
wortung des Patienten für seine Gesundheit heraus-
gestellt. Wenn wir den Versicherten nunmehr zu-
muten, bei geringfügigen Gesundheitsstörungen er-
forderliche Arzneimittel selbst zu bezahlen, so glau-

ben wir, ihnen dies zumuten zu können. Es ist nicht 
Sinn der Solidargemeinschaft der Versicherten, alles 
und jedes aus der Verantwortung des einzelnen auf 
die der Gemeinschaft zu übernehmen. Wir betrach-
ten es als heilsam, in diesem beschränkten Bereich 
auch dem einzelnen Patienten wieder den Sinn 
der Selbstveranwortung und der Wirtschaftlichkeit 
beizubringen, soweit er nicht vorhanden ist. Wir 
haben übrigens Wert darauf gelegt, daß bei der 
Erstellung der Richtlinien, die diese Arzneimittel 
zusammenstellen sollen, Sachverständige aus Wis-
senschaft und Praxis sowie aus der Pharma-Indu-
strie und der Apothekerschaft anzuhören sind. 

Ein besonderes Anliegen von uns Liberalen war 
es weiterhin, eindeutig klarzustellen, daß in den 
Richtlinien über die Bagatellarzneimittel nicht etwa 
einseitig ein Großteil der sogenannten Naturheil-
mittel aus der Kassenerstattung herausfällt. Bereits 
die Begründung des Regierungsentwurfs und dann 
auch der Ihnen vorliegende Ausschußbericht betonen 
ausdrücklich, daß nicht etwa bestimmte Arzneimit-
telgruppen einseitig benachteiligt werden dürfen. 
Auch insofern wird die Therapiefreiheit des Arztes 
nicht eingeschränkt. Die FDP hat sich bereits bei 
der Reform des Arzneimittelrechts mit großem 
Nachdruck und mit Erfolg für angemessene Vor-
schriften bezüglich der homöopathischen und ande-
ren Naturheilmittel eingesetzt. Wir werden daher 
auch ein besonderes Augenmerk darauf haben, daß 
die damals gesicherten Erfolge nicht etwa über die 
Schaffung der hier zur Debatte stehenden Richt-
linien geschmälert werden. 

Lassen Sie mich nun zu einem für uns Liberale 
besonders wichtigen Gebiet kommen, zur ärztlichen 
Versorgung im stationären und im ambulanten Be-
reich. Es ist eine wesentliche Forderung unseres 
Gesundheitsprogramms, die allzu starre Trennung 
zwischen diesen Bereichen aufzulockern. Wir wollen 
dies in beiden Richtungen tun, von seiten des am-
bulanten Bereichs durch die sogenannten Belegärzte 
und von seiten des stationären Bereichs durch mehr 
Krankenhausärzte, die auch ambulant behandeln. 
Diese beiden Forderungen unseres Gesundheitspro-
gramms, die eine individuelle Verzahnung der bei-
den ärztlichen Versorgungsbereiche gewährleisten 
würden, hat die FDP in den Regierungsentwurf ein-
gebracht. 

Wir finden es wenig überzeugend, wenn die Op-
position die von uns vorgeschlagenen Regelungen 
als eine Gefährdung der niedergelassenen Ärzte 
ablehnt. Sie befindet sich mit dieser destruktiven 
Politik freilich auch in Gesellschaft mancher Ärzte-
kreise, die heute nicht mehr zu den in ihren offiziel-
len Beschlüssen enthaltenen gesundheitspolitischen 
Vorstellungen stehen wollen. Ein Ärzteverband hat 
es sogar fertiggebracht, die von uns vorgeschlagene 
vermehrte Einbeziehung von Krankenhausfachärzten 
in die ambulante Versorgung — wie gesagt, eine 
Forderung der deutschen Ärzteschaft aus dem Jahre 
1974 — in die „sozialitischen" Accessoires des Ko-
alitionsentwurfs einzureihen. 

Die sogenannte Beteiligung von Krankenhaus-
fachärzten an der kassenärztlichen Versorgung soll 
— wie bisher — an die Feststellung eines Be- 
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dürfnisses gebunden sein. Außerdem soll der Kran-
kenhausträger künftig erklären, daß die Kranken-
hausversorgung dadurch nicht beeinträchtigt wird. 
Wir haben hier also eine zusätzliche Einschränkung 
angebracht. Die großartige systemverändernde Neue-
rung besteht lediglich darin, daß diese Möglich-
keit nicht auf die leitenden Krankenhausärzte be-
schränkt bleiben soll. Dies ist nun auch wirklich 
nicht einzusehen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend zum Bereich Krankenhaus kommen. Die 
FDP-Fraktion hält daran fest, daß die  Krankenver-
sicherung auch im Krankenhausbereich als Kosten-
träger gleichberechtigt mitwirken muß, und zwar 
sowohl bei der Krankenhausbedarfsplanung als auch 
beim Aushandeln der Pflegesätze. Die Länder leh-
nen das aus Kompetenzegoismus bisher ab. Das 
geschieht auf dem Rücken der Beitragszahler. Wir, 
die FDP, erwarten von den Ländern, daß sie ihren 
Standort im Interesse der auch von ihnen im Kran-
kenhaus geforderten Kostendämpfung überdenken 
und damit ihrer Verantwortung im Gesundheitswe-
sen gerecht werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte meine Aus-
führungen mit einem Zitat schließen. Mit Ihrer Ge-
nehmigung, Herr Präsident, zitiere ich „Die Welt" 
vom 28. April 1977. Es heißt dort zum Kostendämp-
fungsgesetz: 

Wir brauchen Aktion statt Konzert. Die Aktion 
muß nicht so brutal sein wie bei der Bremsung 
des Rentenwachstums. Den Beteiligten soll ja 
nur auferlegt werden, in Selbstverwaltung gute 
Lösungen zu finden. Die Selbstverwaltung der 
Ärzte hat ohnehin ihre Möglichkeiten noch nicht 
ausgeschöpft, wie etwa aus der Überrundung 
der praktischen Ärzte durch Spezialisten her-
vorgeht, die den Kranken langsam und sicher 
um seinen Hausarzt zu bringen droht. 

Deshalb nichts gegen eine konzertierte Aktion. 
Doch sie lebt von ihrer Unverbindlichkeit. Was 
jetzt benötigt wird, ist Verbindliches. Deshalb 
wäre es töricht, den Beteiligten — wie vor-
geschlagen wurde — zwei Jahre Zeit zu geben, 
damit sie Harmonie miteinander üben, ehe not-
falls gesetzliche Nachhilfe in Betracht kommt. 

Ein halbes Jahr längere parlamentarische Bera-
tungszeit wäre gewiß nützlich, zwei Jahre Zeit-
verlust wären katastrophal. Denn nach einem 
neuerlichen Scheitern folgt so bald kein dritter 
Anlauf, schon gar nicht unmittelbar vor der 
nächsten Bundestagswahl. 

Meine Damen und Herren, ich schließe mich dem 
parteioffiziösen Organ der Opposition an. „Die 
Welt" hat hier recht. Die FDP wird den Gesetz-
entwürfen zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Das Zwanzigste Rentenanpassungsgesetz, 
das Neunte Anpassungsgesetz in der Kriegsopfer-
versorgung und das Krankenversicherungs-Kosten-
dämpfungsgesetz liegen heute, knapp drei Monate 
nach der Verabschiedung des Regierungsentwurfs 
im Kabinett, zur dritten Lesung im Deutschen Bun-
destag vor. Ich möchte zum Abschluß der parlamen-
tarischen Beratungen für die zügige und intensive 
Arbeit in den Ausschüssen des Deutschen Bundes-
tages und des Bundesrates von dieser Stelle aus 
ausdrücklich Dank sagen. Dieser große Arbeitsein-
satz macht es möglich, daß die Anhebung der Ren-
ten in der gesetzlichen Rentenversicherung und in 
der Kriegsopferversorgung ohne jede Verzögerung 
am 1. Juli dieses Jahres erfolgen kann und daß 
gleichzeitig die Maßnahmen zur Konsolidierung der 
Rentenversicherung wirksam werden können. Ich 
hoffe sehr, daß es ebenfalls vom gleichen Zeitpunkt 
ab möglich sein wird, die Kostenentwicklung in der 
Krankenversicherung nachhaltig und von Grund auf 
einzudämmen. Der Deutsche Bundestag hat jeden-
falls das Seine getan, um diese wichtigen gesell-
schaftspolitischen Programme Realität werden zu 
lassen. 

Jetzt liegt für den Teil Krankenversicherung die 
Verantwortung beim Bundesrat. Ich gehe davon 
aus, daß die gesundheitspolitische Verantwortung 
dort nicht kleiner geschrieben wird als hier. 

Meine Damen und Herren, auch wenn es unge-
wöhnlich sein mag, gestatten Sie mir von dieser 
Stelle aus, auch den Bediensteten des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung Dank und 
Anerkennung auszusprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei der Erarbeitung der Gesetzentwürfe und des 
Rentenanpassungsberichts, aber auch während der 
parlamentarischen Beratungen ist in den vier zu-
ständigen Abteilungen ein intensiver Arbeitseinsatz 
erfolgt, der quantitativ weit über das hinausging, 
was die Abteilung Arbeitsrecht meines Hauses ei-
gentlich zulassen dürfte — ohne daß die Qualität 
der Arbeit darunter gelitten hat. Ich erwähne dies 
hier ausdrücklich auch deshalb, um manches modisch 
gewordene Klischee von der Tätigkeit im öffentli-
chen Dienst, das in den letzten vier Monaten im 
Bundesarbeitsministerium gründlich widerlegt wor-
den ist, hiermit abbauen zu helfen. 

Bundesregierung und Regierungsfraktionen haben 
mit ihrer heute abzuschließenden Arbeit einen wich-
tigen und dringlichen Teil der sozialpolitischen Ar-
beit in dieser Legislaturperiode gleich zu Beginn in 
die Tat umgesetzt. Wir können uns nun mit ver-
stärkter Intensität den weiteren und nicht minder 
wichtigen sozial- und gesellschaftspolitischen Aufga-
ben zuwenden, die vor uns stehen. Ich nenne hier 
insbesondere die gesellschaftspolitische Aufgabe 
Nr. 1, die Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung. 

Meinen Dank möchte ich nicht zuletzt auch an die 
Opposition richten. Sie haben in der Sache zwar 
hart, aber offen und engagiert an den Gesetzeswer-
ken mitgearbeitet, jedenfalls in den Ausschüssen, 
deren Klima leider nur selten das Plenum erreicht. 
Ich habe meine Gesprächsbereitschaft und die Bereit- 
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schaft zur Übernahme besserer Vorschläge auch ge-
genüber der Opposition stets angeboten. Ich freue 
mich, daß diese Bereitschaft zur Kooperation ihren 
Niederschlag in konstruktiver Beratung gefunden 
hat. Ganz wesentliche Teile der Regierungsvorlagen 
sind in den Ausschußberatungen, insbesondere den 
Einzelberatungen, einstimmig verabschiedet wor-
den. Das gleiche gilt für Änderungsvorschläge der 
Ausschüsse selbst. 

Diese Bereitschaft der Opposition zur konstruk-
tiven Zusammenarbeit macht deutlich, daß sich die 
demokratischen Kräfte in unserem Lande zur Ver-
antwortung gegenüber der Solidität der sozialen 
Sicherung und gegenüber den Beitragszahlern und 
den Leistungsempfängern bekennen, auch dann, 
wenn die Bewertungen in dem einen oder anderen 
Punkt auseinandergehen. Ich erneuere meine Ge-
sprächsbereitschaft bewußt noch einmal, um auch 
bei der künftigen Willensbildung zur sozialen Siche-
rung zu einem möglichst breiten und umfassenden 
Konsens zu kommen. Das sind wir den Millionen 
Rentnern und Versicherten schuldig. Im Interesse 
dieser Bürger haben alle demokratischen Kräfte zu 
einem wirkungsvollen und verantwortlichen Han-
deln zusammenzufinden. Diese in den Ausschüssen 
bewiesene Möglichkeit sollte vielleicht auch auf an-
dere Veranstaltungen übertragbar sein. 

Voraussetzung der Beratung dieser Gesetzesvor-
lage mußte und muß es sein, daß der gesteckte finan-
zielle Konsolidierungsrahmen nicht unterschritten 
und die soziale Ausgewogenheit der Maßnahmen 
nicht in Frage gestellt wird. Das hat notwendiger-
weise manchen gutgemeinten Einzelvorschlag nicht 
zum Zuge kommen lassen können. 

Ich freue mich, daß anfängliche Zeichen von Miß-
behagen und manche Widerstände gegen das Kon-
solidierungs- und Kostendämpfungsprogramm bei 
Teilen der durch die Maßnahmen betroffenen Grup-
pen zugunsten einer sachlicheren Bewertung in den 
Hintergrund getreten sind. Mit besonderer Freude 
habe ich vermerkt, daß innerhalb der Ärzte- und 
Zahnärzteschaft die besonnenen Kräfte zunehmend 
an Gewicht gewonnen haben. Ich führe diese Ent-
wicklung auch darauf zurück, daß der Polemik des 
Anfangs eine genauere Lektüre des Inhalts des Ge-
setzentwurfs zur Kostendämpfung folgte und damit 
die Diskussion von den Fakten her versachlicht wur-
de. Auch diese Entwicklung ist ein gutes Zeichen 
für die Funktionsfähigkeit und Funktionstüchtigkeit 
unserer pluralistischen Gesellschaft. Hier gilt es fort-
zufahren. 

Meine Damen und Herren, mit den vorliegenden 
Gesetzentwürfen werden notwendige Konsequenzen 
aus den Auswirkungen der weltwirtschaftlichen Re-
zession auf die Sozialversicherung und aus der 
Kostenexpansion im Gesundheitswesen gezogen. 
Unsere Zielsetzungen für die vorliegenden Gesetz-
entwürfe darf ich noch einmal kurz zusammenfassen: 

1. Sicherung der Finanzgrundlagen für die dyna-
mische Rente, damit die Rentner auch in Zukunft 
am weiteren wirtschaftlichen Wachstum teilhaben, 

2. Absicherung der Finanzierbarkeit unseres lei-
stungsfähigen und freiheitlichen Gesundheitswesens 

auch in Zukunft, insbesondere durch Erweiterung 
des Handlungsspielraums der Selbstverwaltungsor-
gane von Kassen und Ärzten, 

3. Stärkung des Solidarprinzips in Renten - und 
Krankenversicherung und Stabilisierung des Gene-
rationenvertrags. 

Diese Zielsetzungen und die gestellten Erwartun-
gen sind durch die Gesetzentwürfe erfüllt worden. 
Die vorliegenden Ausschußberichte und die hervor-
ragende Darstellung unseres Konzepts durch die 
Sprecher der Regierungsfraktionen im ersten Durch-
gang erlauben es mir, hier nur noch zu einzelnen 
Eckpositionen und Ausschußveränderungen Stellung 
zu nehmen. 

Ich will ausdrücklich anerkennen, daß die ur-
sprünglichen Vorschläge im Laufe der Beratungen in 
den Ausschüssen konstruktiv ergänzt und nicht un-
wesentlich verbessert worden sind. Das gilt bei-
spielsweise für die konsequente Ausrichtung der 
Regelungen am Solidarprinzip. Ich habe mit Be-
friedigung zur Kenntnis genommen, daß der Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung und die mitbe-
ratenden Ausschüsse vor allem noch Regelungen 
verbessert haben, mit denen mehr Beitragsgerechtig-
keit erreicht werden soll. Besonders bemerkenswert 
erscheint mir hier, daß der Ausschuß in einigen 
Punkten über den Regierungsentwurf hinausgegan-
gen ist, um vor allem Überversorgungen, Doppelan-
rechnungen und ungerechtfertigte Privilegien abzu-
bauen. Die Bundesregierung hat sich diesen Aus-
schußvorlagen voll angeschlossen. 

Ich meine, wenn allen Beteiligten, Rentnern, Ver-
sicherten und weiteren Gruppen, Verlangsamungen 
im Zuwachs und weitere Veränderungen zugemutet 
werden, um unser System der sozialen Sicherung zu 
konsolidieren, dann muß höchstes Gewicht auf Bei-
trags- und Leistungsgerechtigkeit gelegt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich hier noch zwei Änderungen zum 
Kassenarztrecht, die ich sehr begrüße, besonders 
ansprechen. 

Erstens ist es die regionale Komponente bei Ver-
einbarungen über die ärztliche Vergütung, so daß 
die Berücksichtigung besonderer regionaler Ver-
hältnisse und Bedingungen außer Zweifel steht. In 
der Regierungsvorlage war die regionale Diffe-
renzierung nicht ausgeschlossen. Aber ich befür-
worte nachdrücklich die erfolgte Konkretisierung 
und Hervorhebung dieses Gesichtspunktes. 

Zweitens gilt meine positive Bewertung der Ände-
rung der vieldiskutierten Regelung über den Arz-
neimittelhöchstbetrag. Nach der Regierungsvorlage 
sollte eine ungerechtfertigte Überschreitung des ver-
einbarten Arzneimittelrahmens auf die ärztliche Ge-
samtvergütung angerechnet werden. Ich sehe es als 
eine wesentliche Verbesserung an, daß nach Auf-
fassung des Ausschusses bei einer unvertretbaren 
Überschreitung zusätzliche und gezielte Prüfungen 
der Verordnungen durchgeführt werden sollen, um 
auf diesem Wege den Überschreitungsbetrag auszu-
gleichen. Diese individuelle Regelung hat es auch 
möglich gemacht, die Toleranzgrenze von 5 % auf- 
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zuheben und damit den Gesamtrahmen enger zu 
gestalten. 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle eine Anmerkung 
zu dem Vorschlag der Opposition, an Stelle der ge-
setzlichen Regelung eine konzertierte Aktion im 
Gesundheitswesen einzuführen. Der anerkennens-
werte Beschluß der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung, an die Angestelltenersatzkassen 1978 keine 
höheren Honorarforderungen zu stellen, scheint für 
manchen Beobachter diesen Vorschlag zu unterstüt-
zen. Meine Damen und Herren, ich erkenne voll den 
positiven Beitrag der Kassenärzte án, den dieser 
Vorschlag darstellt, auch wenn entsprechende An-
gebote für andere Kassenarten fehlen. Die freiwil-
ligen Beschränkungen der Jahre 1976/77 sind eben-
so anzuerkennen. Aber wir wissen doch alle, wie 
umstritten die so lobenswerten Aktivitäten des Vor-
stands der Kassenärztlichen Bundesvereinigung in 
den eigenen Reihen und vor allem bei verschiede-
nen Regionalverbänden war. 

Wer es darum mit der Fortsetzung dieses vernünf-
tigen und gesamtwirtschaftlich verantwortbaren Kur-
ses ernst meint, muß geradezu nach einer gesetz-
lichen Regelung rufen, damit die Selbstverwaltung 
für ihr verantwortliches Handeln eine sichere Basis 
hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gilt auch für den Vorschlag der CDU/CSU. 
Eine konzertierte Aktion ist ein hervorragendes In-
strument zur Abstimmung eines gemeinsamen Kur-
ses für verantwortliches Handeln. Ich will den Vor-
schlag einer gesundheitspolitischen konzertierten 
Aktion auch gern aufnehmen, aber nur auf der Basis 
des Gesetzes und nicht statt dessen. Zur Vorabklä-
rung der Fakten und Meinungen ist eine konzertierte 
Aktion ein geeignetes Instrument. Entscheiden müs-
sen aber die Verhandlungspartner der Selbstverwal-
tung, und zwar auf gesicherter gesetzlicher Grund-
lage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die heute von diesem Hause zu treffenden Ent-
scheidungen stabilisieren unser System der sozialen 
Sicherung und machen es in der Finanzierung funk-
tionsgerechter. Das gilt für die Abgrenzung von 
jeweiligen Versicherungsrisiken und deren finan-
zielle Abdeckung sowohl zwischen der Rentenver-
sicherung und der Arbeitslosenversicherung als 
auch zur Krankenversicherung. Wir verlagern also 
keine Kosten von einem Versicherungszweig auf 
den anderen, und wir sanieren nicht den einen Ver-
sicherungszweig zu Lasten eines anderen, wie immer 
wieder behauptet wird, 

(Franke [CDU/CSU] : Sondern immer zu 
Lasten der Versicherten!) 

wir führen vielmehr vorübergehend zu rechtferti-
gende Überzahlungen und unübersichtliche und 
funktionsfremde Mischfinanzierungen von Versiche-
rungsrisiken zurück. Natürlich war die mögliche Ent-
wicklung der Rentenfinanzen mit ein Anlaß, diese 
Funktionsbereinigung jetzt vorzunehmen. Das ändert 
aber nichts daran, daß diese funktionsgerechte Zu

-

ordnung grundsätzlich richtig und sozialpolitisch 
notwendig ist. Bisher von der Rentenversicherung 
getragene Arbeitsmarktrisiken werden deshalb von 
der Arbeitslosenversicherung übernommen, also von 
dem hierfür zuständigen Versicherungszweig. Die 
Bundesanstalt für Arbeit wird ab 1979 für ihre Lei-
stungsempfänger volle Rentenversicherungsbeiträge 
zahlen. Für die Kranken tut sie das seit eh und je. 

In der Krankenversicherung der Rentner werden 
die Beitragszahlungen der Rentenversicherung auf 
den Durchschnittsbeitrag in der Krankenversicherung 
begrenzt. Das heißt: Für die Rentner wird in Zukunft 
der Beitragssatz entrichtet, wie ihn auch die erwerbs-
tätigen Versicherten aufzubringen haben. Im Gegen-
satz zur privaten Krankenversicherung kennt unsere 
gesetzliche Krankenversicherung keinen nach der 
Höhe des individuellen Risikos gestaffelten Beitrags-
satz. Das entspricht ihrem Solidarprinzip, und das 
wird hiermit eindeutig wiederhergestellt. Der Bei-
tragssatz in der Krankenversicherung der Rentner 
soll nach einer Entschließung des Ausschusses, die 
ich sehr begrüße, in bestimmten Abständen über-
prüft werden, um ihn dem durchschnittlichen Bei-
tragssatz in der Krankenversicherung anzupassen. 
Damit sollten auch letzte Bedenken gegen diese 
funktionsgerechte Regelung ausgeräumt sein. 

Schon bei der Vorlage des Konsolidierungs- und 
Kostendämpfungsprogramms konnte ich feststellen, 
daß dieses Programm sozial ausgewogen und finan-
ziell solide ist. Ich kann diese Gesamtbewertung 
nach der guten parlamentarischen Bearbeitung heute 
nur noch einmal bekräftigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Konsolidierungs- und Kostendämpfungspro-
gramm — man muß hier beide Teile als Einheit se-
hen — ist sozial ausgewogen, weil alle Beteiligten 
ihren Beitrag zu Konsolidierung und Stabilisierung 
leisten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Erstens. Die Rentner leisten ihren Beitrag, weil 
die Renten vorübergehend etwas verlangsamt wach-
sen. Ich möchte hier noch einmal betonen, damit irre-
führende Argumente in Zukunft unterbleiben bzw. 
damit jeder weiß, daß diese dann wider besseres 
Wissen abgegeben werden: Es geht bei diesem Pro-
gramm nicht um Rentenkürzungen; das Gegenteil ist 
der Fall. 

(Beifall bei der SPD — Müller [Remscheid] 
[CDU/CSU]: Doch! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Es ist pure Demagogie, Herr Kollege Müller, 
wenn jemand von Rentenkürzungen spricht. 

(Beifall bei der SPD — Müller [Remscheid] 
[CDU/CSU] : Wer hier demagogisch ist, das 

sind Sie!) 

Es geht ausschließlich um eine Verlangsamung der 
 Zuwächse, entsprechend der verlangsamten wirt-

schaftlichen Entwicklung, und nicht um Rentenkür-
zungen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wer etwas anderes sagt, führt die Rentner bewußt 
in die Irre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Mül

-

ler [Remscheid] [CDU/CSU] : So wie Sie! 
Das ist doch unerhört! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Trotz dieser Verlangsamungen bleibt das gegen-
wärtige Rentenniveau — das höchste, das es in 
der Bundesrepublik jemals gab — unverändert 
hoch und stabil. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch die Renten in der Kriegsopferversorgung 
bleiben in Zukunft im engen, sachlich gerechtfertig-
ten Dynamisierungsverbund mit der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Damit werden die Kriegsopfer-
renten wie die Renten in der Rentenversicherung 
vorübergehend etwas verlangsamt anwachsen. Aber 
diese Parallelität, die unverändert bleibt, liegt im 
Interesse der Kriegsopfer selbst. Gerade auch die 
Renten der Kriegsopfer sind seit 1970 insgesamt 
erheblich stärker gestiegen als die Nettoeinkommen 
der Arbeitnehmer und auch stärker als die Sozial-
renten. Das war gewollt und richtig. An diesem in-
zwischen erreichten Niveau werden keine Abstriche 
gemacht. Die vorgesehene Verschiebung des über-
nächsten Anpassungstermins um sechs Monate be-
deutet keine Schmälerung des Versorgungsan-
anspruchs. Auch für die Kriegsopferrenten gilt, daß 
das heutige Niveau im Vergleich zur Entwicklung 
der Nettoeinkommen der Arbeitnehmer auch in Zu-
kunft mindestens voll gesichert bleibt. Die Teilnah-
me am wirtschaftlichen Wachstum ist und bleibt 
gesichert. 

Zweitens. Die Beitragszahler tragen ihren Teil da-
zu bei, weil sie auf eine mögliche Senkung des 
Beitrags zur Bundesanstalt für Arbeit verzichten 
und weil auch nicht völlig auszuschließen ist, daß 
sie zunächst eine begrenzte Anhebung des Beitrags 
zur Krankenversicherung werden akzeptieren müs-
sen, bis das Kostendämpfungsprogramm voll greift. 
Es war uns sehr wichtig, die Belastung der Bei-
tragszahler in Grenzen zu halten. Die finanziellen 
Lasten durch die Krankenversicherung der Rentner 
werden deshalb im Wege eines grundlohnbezoge-
nen Belastungsausgleichs gerechter und gleichmä-
ßiger verteilt, der Beitrag zur Rentenversicherung 
nicht erhöht. 

Drittens. Die Anbieter von Gesundheitsleistungen 
leisten ihren Beitrag, weil ihre Ertrags- und Einkom-
mensentwicklung im Rahmen der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung bleiben wird. Auch hier geht es 
nicht um Kürzungen des Niveaus, sondern um An-
passungen im Zuwachs. 

Das Konzept, das wir vorgelegt haben, ist finan-
ziell solide. Die Beitragspflicht der Bundesanstalt 
für Arbeit macht die Rentenversicherung wesent-
lich unabhängiger von Konjunktur und Entwick-
lungen auf dem Arbeitsmarkt. 

Gestern ist hier von verschiedenen Rednern die 
aktuelle Entwicklung angeführt worden. Trotz der 
vorgerückten Stunde möchte ich dazu zur Klarstel-
lung für dieses Haus und für die Offentlichkeit noch 

einige wenige Bemerkungen machen, weil gestern 
über die 1 Milliarde DM Ausfall in der Rentenver-
sicherung so viel und — von den Rednern der 
Opposition — sowenig Richtiges gesagt worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hierzu ist festzustellen: 

Erstens. Die Einnahmen der Rentenversicherung 
aus Pflichtbeiträgen haben in den ersten vier Mona-
ten den Erwartungen entsprochen. Sie sind gegen-
über 1976 um rund 1,1 Milliarden DM, d. h. um 
5,3 v. H., gestiegen. 

Zweitens. Bei den freiwilligen Beiträgen ist in den 
ersten Monaten dieses Jahres ein Rückgang zu 
verzeichnen gewesen, und zwar im wesentlichen 
deshalb, weil seit Beginn des Jahres die Beitrags-
entrichtung durch Kauf von Beitragsmarken durch 
ein für die Versicherten neues, bargeldloses Verfah-
ren abgelöst worden ist. Dieses neue Verfahren, von 
dem die Versicherungsträger selber geschätzt ha-
ben, daß es zu einer Verzögerung von vier Monaten 
führen wird, wird sich einspielen, und damit wird 
sich auch dort die Entwicklung des Beitragsaufkom-
mens stabilisieren. 

Nun zu den Anmerkungen von Herrn Schedl, der 
gestern gesagt hat, er habe mit der BfA telefoniert 
und dort andere Auskünfte bekommen. Ich muß 
allerdings gestehen: Ich habe gestern die 400 Mil-
lionen DM, die im Januar durch Markenverkauf 
eingegangen und noch im Dezember verbucht wor-
den sind, etwas pauschal genannt. Eine heutige 
Nachfrage bei dem Leiter der Hauptbuchhaltung 
der BfA — bei niemand anderem, Herr Kollege 
Franke — hat ergeben, daß es nicht 400 Millionen 
DM, sondern 437 Millionen DM sind. Entschuldigen 
Sie diese Abrundung nach unten, Herr Kollege 
Schedl. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, gesicherte Einschät-
zungen der tatsächlichen Entwicklung sind nach 
allen Erfahrungen der Vergangenheit jeweils erst 
in der zweiten Jahreshälfte möglich. Die Schätzun-
gen der Rentenversicherungsträger im Jahre 1976, 
die stets nach oben korrigiert werden mußten, un-
terstreichen das. Sie sollten etwas mehr Ruhe und 
Gelassenheit haben und nicht Monat für Monat 
neue Berechnungen über die Rentenversicherung 
fordern. Auch die Haushaltspläne von Bund und 
Ländern werden nicht in jedem Monat revidiert; 
ihnen liegen die gleichen Projektionen zugrunde. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Damit kein Mißverständnis aufkommt: Ich be-
haupte nicht, daß die Werte der mittelfristigen Pro-
jektion so eintreffen müssen, wie sie sind. Keiner 
ist ein Prophet. Aber gerade der von Ihnen, meine 
Damen und Herren, so sehr betonte Zusammenhang 
mit dem Arbeitsmarkt zeigt doch auch, wie wichtig 
die Trennung der Risiken ist, die wir vorgenommen 
haben, wie wichtig der stabilisierende Beitrag der 
Bundesanstalt ist. Sie haben diesem Beitrag zuge-
stimmt, und Sie sollten nicht vergessen, diese Neu-
regelung auch bei ihren eigenen mittelfristigen 
Überlegungen über die Finanzen der Rentenversi- 
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Bundesminister Dr. Ehrenberg 
cherung mit in Ansatz zu bringen. Dann werden Ihre 
Befürchtungen sich auflösen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es besteht kein Zweifel, daß die heutige Beschäfti-
gungslage zu verstärkter beschäftigungspolitischer 
Aktivität zwingt — aber nicht der Rentenfinanzen 
wegen, sondern deshalb, weil es unsere gemeinsame 
Aufgabe ist, die Arbeitslosigkeit konzentriert mit 
allen Möglichkeiten der Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik zu bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier sind aber auch die Länder und die Gemeinden 
aufgerufen, die über den überwiegenden Teil der In-
vestitionsmöglichkeiten verfügen. Unternehmer und 
Verbraucher haben ebenfalls eine Schlüsselfunktion 
im Hinblick auf eine zügige Verbesserung der Be-
schäftigungslage. Ich meine, die Verbraucher sollten 
getrost mehr Mut zur Nachfrage und die Unterneh-
mer mehr Mut zum Investieren haben. Die objek-
tiven Daten unserer Wirtschaft rechtfertigen das. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, das Netz der sozialen 
Sicherung hat sich gerade in der hinter uns liegen-
den Rezession hervorragend bewährt. Es hat wesent-
lichen Anteil an der gesellschaftlichen Stabilität und 
am inneren Frieden unseres Landes. Wir alle in 
diesem Hause sind dafür verantwortlich, daß dies 
so bleibt und daß die soziale Sicherung ihre zentra-
le Funktion für Lebensstandard und Zukunftsvertan-
en von Millionen Versicherten und Leistungsemp-
fängern weiter uneingeschränkt erfüllen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das heißt auch, daß die großen Fortschritte der 
Rentenreform von 1972 — vor allem die flexible 
Altersgrenze und die Rente nach Mindesteinkom-
men — feste Bestandteile der sozialen Rentenversi

-

cherung und damit Walter Arendts Werk fester Be-
standteil der Sozialpolitik dieses Landes bleiben. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Noch so hämische Bemerkungen aus den Reihen der 
Opposition werden die Verdienste meines verehr-
ten Freundes und Vorgängers Walter Arendt um 
die deutsche Sozialpolitik nicht mindern können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Der Deutsche Bundestag legt heute die Grund-
lagen für solide Finanzen in Renten- und Kranken-
versicherung. Für die Versicherten ist es von ent-
scheidender Bedeutung, daß unser Gesundheits-
wesen leistungsfähig und finanzierbar zugleich 
bleibt. Der Gesetzentwurf zur Kostendämpfung in 
der Krankenversicherung, wie er uns heute vorliegt, 
beinhaltet ein sozial- und gesellschaftspolitisches 
Programm, das Leistungsfähigkeit und Finanzier-
barkeit in Übereinstimmung hält. Um gerade im 
Hinblick auf das Krankenversicherungsgesetz noch 
einmal Klarheit über die Absichten der Regierungs-
parteien zu schaffen, sage ich dies: Die Bundesrepu-
blik Deutschland verfügt über ein hervorragendes 
Gesundheitssystem mit hohem medizinischem Lei-

stungsniveau. Eine Fortsetzung der Kostenentwick-
lung der letzten Jahre würde dieses System aber 
von innen her sprengen. Um die Erhaltung dieses 
unseres Gesundheitssystems geht es, nämlich um 
fréie Arztwahl, um ärztliche Niederlassungsfreiheit, 
um Therapiefreiheit und um Versorgung auf dem je-
weils erreichten medizinischen Niveau für jeden 
Bürger dieses Landes. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer die Basis eines gegliederten Krankenkassen-
systems erhalten will, muß sich mit Erfolg um eine 
wirksame Kosteneindämmung bemühen, d. h., er 
muß dem Krankenversicherungs-Kostendämpfungs-
gesetz zustimmen. Die Regierungsfraktionen werden 
das, wie ihre Sprecher hier erklärt haben, tun. Sie, 
meine Damen und Herren von der Opposition, ha-
ben noch eine Chance. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Und Sie keine mehr!) 

Sie haben noch die Chance, sich in die Reihe der-
jenigen einzuordnen, die sich mit wirksamen Maß-
nahmen um die Stabilisierung unseres Gesundheits-
wesens bemühen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Können Sie sich von Ihren verschiedenen Inter-
essentenstandpunkten her dazu nicht entschließen, 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU) 

so seien Sie wenigstens so freundlich, Ihre Partei-
freunde im Bundesrat nicht zu beeinflussen, dann 
Ihrem schlechten Beispiel zu folgen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich kann mir jedenfalls bis jetzt noch nicht vor-
stellen, daß Ministerpräsidenten deutscher Bundes-
länder es auf sich nehmen wollen, die Kostenflut 
im Gesundheitswesen ungehemmt steigen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, eine letzte Bemerkung 
zu diesem umfassenden Gesetzgebungswerk. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kompetenzverteilung unserer Verfassung gibt 
den Bundesländern in der Krankenversicherung 
nicht nur das Zustimmungsrecht. Gemeinsame Kom-
petenzen bedeuten auch gemeinsame Verantwor-
tung. 34 Millionen Versicherte in der Krankenver-
sicherung, in ihrer großen Mehrheit Arbeitnehmer 
und Rentner, erwarten, daß elf Landesregierungen 
am 3. Juni dieser gemeinsamen Verantwortung ge-
recht werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Müller 
[Remscheid] [CDU/CSU] : Das werden sie 

sowieso, indem sie ablehnen!) 

Meine Damen und Herren, ich will es auf preußisch 
sagen: Der Souverän — der Souverän ist das deut-
sche Volk — erwartet, daß elf Ministerpräsidenten 
bzw. Bürgermeister ihre Pflicht tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP —Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Stücklen: Die Aussprache zur drit-
ten Lesung ist beendet. Es sind zwei namentliche 
Abstimmungen beantragt worden; die Anträge sind 
ausreichend unterstützt worden. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über das 
zwanzigste Rentenanpassungsgesetz, und zwar in 
namentlicher Abstimmung. 

Die Abstimmung ist eröffnet. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß wir, wenn 
diese Abstimmung abgeschlossen ist, sofort die 
zweite Abstimmung anschließen. Ich bitte also, die 
jetzige Abstimmung möglichst zügig durchzuführen. 

Haben alle Mitglieder des Hauses ihre Stimm-
karte abgegeben? — Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann schließe ich die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur 
Schlußabstimmung über das Krankenversicherungs-
Kostendämpfungsgesetz in der Fassung der dritten 
Lesung. Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 

Haben alle Mitglieder des Hauses ihre Stimm-
karte abgegeben? — Ich höre keinen Widerspruch. 
Ich schließe die Abstimmung. 

Ich darf, während die Auszählung erfolgt, noch 
eine Reihe von Tagesordnungspunkten abwickeln. 
Ich komme, sobald die Abstimmungsergebnisse vor-
liegen, auf die beiden Gesetze zurück. 

Meine Damen und Herren, es liegen drei weitere 
Beschlußempfehlungen des Ausschusses vor. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses auf 
Drucksache 8/337 unter Nr. 2 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer ist da-
gegen? — Wer enthält sich? — Das erste war die 
Mehrheit. Nr. 2 ist angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/337 
unter Nr. 3 die Annahme einer Entschließung. Wird 
dazu das Wort gewünscht? — Das scheint nicht der 
Fall zu sein. Es ist Einzelabstimmung zu den einzel-
nen Buchstaben der Entschließung beantragt. 

Ich rufe Buchstabe a auf. Wer die Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
ist dagegen? — Wer enthält sich? — Das erste war 
die Mehrheit. Buchstabe a ist angenommen. 

Ich rufe Buchstabe b auf. Wer dafür ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer ist dagegen? — 
Wer enthält sich? — Einstimmige Annahme. 

Ich rufe Buchstabe c 

(Zurufe von der CDU/CSU: c und d zusam

-

men!) 

und Buchstabe d auf. Wer ist dafür? — Wer ist da-
gegen? — Wer enthält sich? — Angenommen. 

Ich rufe Buchstabe e auf. Wer dafür ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer 
enthält sich? — Einstimmige Annahme. 

Buchstabe f. Wer dafür ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer enthält 
sich? — Einstimmige Annahme. 

Der Ausschuß empfiehlt außerdem, die zu dem 
Gesetzentwurf — Drucksache 8/165 — eingegange

-

nen Eingaben und Petitionen für erledigt zu erklä-
ren. — Das Haus ist damit einverstanden; es ist so 
beschlossen. 

Zu dem Krankenversicherungs-Kostendämpfungs-
gesetz empfiehlt der Ausschuß auf Drucksache 8/338 
unter Nr. 2 die Annahme einer Entschließung. Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer dieser Entschlie-
Bung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer enthält 
sich? — Ich kann einstimmige Annahme feststellen. 

Der Ausschuß empfiehlt außerdem, die zu diesem 
Gesetzentwurf eingegangenen Eingaben und Petitio-
nen für erledigt zu erklären. - Das Haus ist damit 
einverstanden; es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über das 
Neunte Anpassungsgesetz — KOV. Wer dem Ge-
setz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer ist dagegen? — Wer ent-
hält sich? — Ich darf feststellen, daß dieses Gesetz 
einstimmig vom Deutschen Bundestag angenommen 
wurde. 

(Beifall) 

Es liegen zwei weitere Beschlußempfehlungen des 
Ausschusses vor. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/339 
unter Nr. 2 die Annahme einer Entschließung. Wird 
dazu das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Wer dem Entschließungsantrag auf Drucksache 8/339 
unter Nr. 2 der Beschlußempfehlungen des Aus-
schusses die Zustimmung geben will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme? — Einstimmig angenom-
men. 

Der Ausschuß empfiehlt ferner unter Nr. 3 seiner 
Beschlußempfehlung, die zu dem Gesetzentwurf ein-
gegangenen Eingaben und Petitionen für erledigt zu 
erklären. — Das Haus ist damit einverstanden. Es 
ist so beschlossen. 

Bis die Ergebnisse der zwei namentlichen Abstim-
mungen vorliegen, rufe ich noch einige Tagesord-
nungspunkte auf. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung sachen- und grund-
buchrechtlicher Vorsdiriften sowie von Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung, des Geset-
zes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung und der Kostenordnung 
— Drucksache 8/89 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 8/359 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Emmerlich 
Abgeordneter Dr. Eyrich 

(Erste Beratung 15. Sitzung) 

Ich rufe in zweiter Beratung Art. 1 bis 8, Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer seine Zustimmung 
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Vizepräsident Stücklen 
geben will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer ist dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Der Gesetzentwurf ist in zweiter Lesung einstim-
mig angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Wer dem Gesetz als Ganzem seine Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer ist 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Dieses 
Gesetz ist einstimmig verabschiedet. 

Der Ausschuß empfiehlt ferner, die zu dem Gesetz-
entwurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären. — Ich darf die Zustimmung des Hauses 
feststellen. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Wahlprüfungsausschusses zu 
13 Wahleinsprüchen 
— Drucksache 8/347 — 

Das Wort wird dazu nicht gewünscht. Ich stelle 
den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung. Wer 
dem folgen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Wer ist dagegen? — Wer enthält sich der Stim-
me? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Düngemittel-
gesetzes 
— Drucksache 8/319 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Der Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 
liegt Ihnen vor. Wer ihm zustimmt, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Ent-
haltungen? — So beschlossen. 

Punkt 12 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung der Wirtschaftspläne des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 1977 (ERP-
Wirtschaftsplangesetz 1977) 
— Drucksache 8/365 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche  Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

Der Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 
liegt Ihnen vor. — Das Haus ist mit der vorgeschla-
genen Überweisung einverstanden. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 3 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über An-
träge zu Petitionen 
— Drucksache 8/340 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 4 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über An-
träge zu Petitionen 
— Drucksache 8/350 — 

Der Ausschuß empfiehlt, die in den Sammelüber-
sichten enthaltenen Anträge des Petitionsausschus-
ses anzunehmen. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Ubersicht 2 des Rechtsausschus-
ses (6. Ausschuß) über die dem Deutschen 
Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 8/310 — 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
folgen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer ist dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Einstimmig so beschlossen. 

Tagesordnungspunkt 15: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen (14. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Schmidhuber, Dr. Wittmann (München), Klein 
(München), Kraus, Dr. Riedl (München), Gei-
senhofer und Genossen 
Rangierbahnhof München-Nord 
— Drucksachen 8/146, 8/331 — 

Berichterstatter: Abgeordneter O11esch 

Wer der Ausschußempfehlung folgen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Ich darf ein-
stimmige Zustimmung feststellen. 

Tagesordnungspunkt 16: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zur Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 
Verbilligte Veräußerung von bundeseigenen 
Grundstücken 
— Drucksachen 8/76, 8/349 

—Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

Die Ausschußempfehlung liegt Ihnen vor. Wer 
dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
ist dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
gebe nunmehr das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über das Zwanzigste Rentenanpassungs-
gesetz bekannt. Von den uneingeschränkt Stimmbe-
rechtigten haben 241 mit Ja 209 mit Nein, von den 
Berliner Abgeordneten 11 mit Ja und 10 mit Nein 
gestimmt. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 450 und 21 Berliner Abgeordnete; 

davon 

ja: 241 und 11 Berliner Abgeordnete 

nein: 209 und 10 Berliner Abgeordnete 
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Ja 

SPD 
Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Arendt 
Augstein 
Baack 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Biermann 
Bindig 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Frau Erler 
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Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Friedrich (Würzburg) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Dr. Glotz 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Gscheidle 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Hansen 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Heyenn 
Höhmann 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Hofmann (Kronach) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Jungmann 
Junker 
Kaffka 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Meininghaus 
Menzel 
Möhring 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr. Nöbel 
Offergeld 
Oostergetelo 
Paterna 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Rohde 
Rosenthal 
Roth 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schwencke (Nienburg) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Sieler 
Frau Simonis 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Stockleben 
Stöckl 
Sund 
Sybertz 
Thüsing 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Topmann 
Frau Traupe 
Ueberhorst 
Urbaniak 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Weißkirchen (Wiesloch) 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 
Sieglerschmidt 

FDP 

Angermeyer 
Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kleinert 
Dr.-Ing. Laermann 
Ludewig 

Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Mischnick 
Möllemann 
O11esch 
Paintner 
Peters (Poppenbüll) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
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Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Bayha 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix 
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Berger 
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Biehle 
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Burger 
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Dr. Dollinger 
Dreyer 
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Ey 
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Frau Fischer 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gierenstein 
Glos 
Dr. Gölter 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
Hanz 
Hartmann 
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Vizepräsident Stücklen 
Hasinger 
von Hassel 
Hauser (Bonn- 
Bad Godesberg) 

Hauser (Krefeld) 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 
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Pfeffermann 
Pfeifer 
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Pohlmann 
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Spranger 
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Vogt (Duren) 
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Damit ist dieses Gesetz in dritter Lesung ange-
nommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das vorläufige Ergebnis der zweiten namentlichen 
Abstimmung — der über das Krankenversiche-
rungs-Kostendämpfungsgesetz — lautet: Von den 
uneingeschränkt Stimmberechtigten kamen 241 Ja- 
Stimmen und 206 Nein-Stimmen, von den Berliner 
Abgeordneten 11 Ja-Stimmen und 9 Nein-Stimmen. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 446 und 21 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 241 und 11 Berliner Abgeordnete, 

nein: 205 und 10 Berliner Abgeordnete 

Ja 
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Dr. Wallmann 
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Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Weiskirch (Olpe) 
Werner 

Frau Dr. Wex 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer 
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Amrehn 
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Dr. Pfennig 
Frau Pieser 
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Wohlrabe 

Damit ist auch dieses Gesetz in dritter Lesung 
angenommen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (19. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Ra-
tes über die finanzielle und technische Hilfe 
zugunsten der nichtassoziierten Entwick-
lungsländer 
— Drucksachen 8/164, 8/312 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Holtz 

Ich stelle den Antrag des Ausschusses zur Ab-
stimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Wer ist dagegen? — Wer enthält sich der 
Stimme? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Entschließung des Europäischen 
Parlaments mit der Stellungnahme des Euro-
päischen Parlaments zu dem Entwurf eines 
Vierten Programms für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik 
— Drucksache 8/261 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft 

Es ist Überweisung an den Wirtschaftsausschuß 
vorgeschlagen. Wer dem zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Keine gegenteilige Mei-
nung, keine Enthaltung. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Beratung der zustimmungsbedürftigen Ver-
ordnung der Bundesregierung zur Änderung 
des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 5/77 — 
Zollpräferenzen 1977 gegenüber Entwick-
lungsländern — EGKS) 
— Drucksache 8/332 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft 

Vom Ältestenrat ist Überweisung an den Wirt-
schaftsausschuß vorgeschlagen. — Keine gegentei-
lige Meinung. Es ist so beschlossen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
sind am Ende der Plenarsitzung. Ich berufe die 
nächste Plenarsitzung für Mittwoch, 25. Mai 1977, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.23 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
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Dr. Aigner* 	 13.5. 
Alber* 	 13. 5. 
Dr. Bangemann * 	13. 5. 
Dr. Bayerl * 	13.5. 
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Dr. Dregger 	 13. 5. 
Fellermaier * 	13. 5. 
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Dr. Friderichs 	 13. 5. 
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Haase (Fürth) * 	13. 5. 
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Hoffmann (Saarbrücken) * 	13. 5. 
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Klinker * 	13. 5. 
Kunz (Berlin) * 	13. 5. 
Dr. Graf Lambsdorff 	 13. 5. 
Lange * 	13. 5. 
Dr. Lenz (Bergstraße) 	 13. 5. 
Lücker * 	13.5. 
Müller (Mülheim) * 	13. 5. 
Müller (Wadern) * 	13. 5. 
Dr. Müller-Hermann 	 13. 5. 
Pieroth 	 13.5. 
Prof. Dr. Pinger 	 13. 5. 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 	13. 5. 
Schmidt (München) * 	13. 5. 
Schreiber * 	13. 5. 
Schwabe * 	13.5. 
Dr. Schwörer * 	13.5. 
Seefeld * 	13. 5. 
Sieglerschmidt * 	13. 5. 
Dr. Starke (Franken) * 	13. 5. 
Dr. Staudt 	 27. 5. 
Frau Steinhauer 	 27. 5. 
Strauß 	 13.5. 
Frau Tübler 	 27. 5. 
Frau Dr. Walz * 	13. 5. 
Wawrzik * 	13. 5. 
Frau Will-Feld 	 27. 5. 
von Wrangel 	 13. 5. 
Würtz * 	13. 5. 
Prof. Dr. Zeitel 	 13. 5. 
Zeyer * 	13.5. 
Zywietz * 	13. 5. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Wüster (SPD) (Druck-
sache 8/357 Fragen A 1 und 2) : 

Wann und mit welchem Inhalt will die Bundesregierung die 
aus dem Jahr 1938 stammende Arbeitszeitordnung novellieren? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um darauf hinzu-
wirken, daß in Zukunft weniger Überstunden gefahren werden? 

Zur Zeit wird geprüft, ob und in welchem Umfang 
die aus dem Jahre 1938 stammende Arbeitszeitord-
nung in dieser Legislaturperiode zu modernisieren 
ist. In die Überlegungen wird auch die Frage einbe-
zogen, ob der nach der Arbeitszeitordnung weite 
Rahmen der gesetzlich zulässigen Arbeitszeit noch 
zeitgemäß ist. Wie die gesetzliche Regelung ausse-
hen wird, läßt sich gegenwärtig noch nicht sagen. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be-
merken: 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, 
daß sie dem Problem der Mehrarbeitsstunden ihre 
besondere Aufmerksamkeit zuwenden muß. Zu be-
rücksichtigen wird sein, welche Auswirkungen auf 
die Entwicklung der Produktion, der Arbeitsproduk-
tivität und der Reallöhne eintreten und welche nach-
teiligen Folgen hierdurch für die Beschäftigten ent-
stehen könnten. Nach dem derzeitigen Stand der 
Überlegungen ist für etwaige Arbeitszeitverkürzun-
gen tariflichen Vereinbarungen der Vorrang vor 
gesetzlichen Einschränkungen der Arbeitszeit zu ge-
ben, da tarifliche Vereinbarungen eher geeignet er-
scheinen, Übersteuerungsgefahren zu vermeiden und 
Branchenbesonderheiten zu berücksichtigen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Schleicher (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 3) : 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung hinsichtlich 
des Inhalts der nach § 75 Abs. 3 des Arzneimittelgesetzes zu er-
lassenden Verordnung, und wann ist mit der Zuleitung des Ent-
wurfs an den Bundesrat zu rechnen? 

Durch das neue Arzneimittelgesetz wird die Aus-
übung der Tätigkeit eines Pharmaberaters erstmals 
von einer Sachkenntnis abhängig gemacht. Im Arz-
neimittelgesetz selbst ist bereits festgelegt, daß eine 
Person, die eine bestimmte Ausbildung erworben 
hat, damit auch die erforderliche Sachkenntnis als 
Pharmaberater besitzt. In § 75 Abs. 3 des Arznei-
mittelgesetzes wird der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit ermächtigt, zusätzlich auch 
andere Aus- oder Weiterbildungen als ausreichende 
Sachkenntnis durch Rechtsverordnung anzuerken-
nen. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Sach-
kenntnis, die auf der Grundlage der vom Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft federführend 
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erarbeiteten Verordnung über die berufliche Fort-
bildung zum Geprüften Pharmareferenten erworben 
wird, als ausreichend anzuerkennen. Hierauf wird 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft in 
seiner Antwort auf die von Ihnen gestellte weitere 
Frage näher eingehen. 

Die Rechtsverordnung soll so rechtzeitig dem Bun-
desrat zugeleitet werden, daß sie Anfang 1978 nach 
dem Inkrafttreten des neuen Arzneimittelgesetzes 
erlassen werden kann. 

Anlage 4 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Druck-
sache 8/357 Frage A 4) : 

Mit welchen Mitteln sorgen die Gesellschaft für Kernforschung 
und die Kernforschungsanlage Jülich dafür, daß sie alle Einnah-
men erhalten, die ihnen aus der industriellen Nutzung der dort 
gemachten Erfindungen und Patente zustehen? 

Auf die Gesellschaft für Kernforschung mbH (GfK) 
und die Kernforschungsanlage Jülich GmbH (KFA) 
findet das Gesetz über Arbeitnehmererfindungen 
(ArbnErfG) Anwendung. Demzufolge obliegt es der 
Geschäftsführung, als Arbeitgeber zu entscheiden, 
ob sie Erfindungen, die Arbeitnehmer gem. § 5 
ArbnErfG melden, in Anspruch nehmen, beschränkt 
in Anspruch nehmen oder dem Arbeitnehmer zur 
Verfügung freigeben. 

In beiden Gesellschaften werden rund 95 % der 
gemeldeten Erfindungen in Anspruch genommen. 
Insbesondere die GfK bemüht sich, durch interne 
Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen die Mit-
arbeiter mit den Pflichten und Möglichkeiten im Rah-
men des ArbnErfG vertraut zu machen. 

Beide Gesellschaften verfügen über Verwertungs-
stellen, die sich aktiv bemühen, patentiertes und 
nicht patentiertes Know-how der Verwertung zuzu-
führen. Im Falle der Freigabe ist jedoch der Erfin-
der selbst allein Verfügungsberechtigter seiner Er-
findung, was den Verwertungsstellen Beschränkun-
gen auferlegt. 

GfK und KFA wahren ihre Ansprüche aus Ein-
nahmen, die ihnen aus der industriellen Nutzung 
von Erfindungen und Patenten zustehen, auf folgen-
de Weise: 

— Bei Nutzung im Rahmen von Lizenzverträgen: 

a) Die Lizenzverträge enthalten Klauseln, durch 
die die Lizenznehmer verpflichtet werden, 
ihrer Abrechnungs- und Zahlungsverpflichtung 
in regelmäßigen Abständen, z. B. jährlich, 
nachzukommen. Bei Zahlungsverweigerung 
wird der verpflichtete Lizenznehmer erforder-
lichenfalls auf gerichtlichem Weg in Anspruch 
genommen. 

b) Die Lizenzverträge beinhalten auch das Recht, 
die Abrechnungen auf ihre Richtigkeit hin 
nachzuprüfen oder nachprüfen zu lassen. 

— Bei Patentverletzung oder widerrechtlicher Ent-
nahme: 

a) Bei Verdacht auf Patentverletzung muß zu-
nächst der Tatbestand geprüft und eine 
lückenlose Beweissicherung durchgeführt wer-
den, da die finanziellen Risiken von Verlet-
zungsprozessen für den Kläger nicht abzu-
grenzen sind. Bislang haben die GfK und die 
KFA solche Prozesse nicht angestrengt, da 
das Beweismaterial in Verbindung mit der 
eigenen Schutzrechtslage keine Aussicht auf 
Erfolg versprach. 

b) Bei nachgewiesener widerrechtlicher Ent-
nahme ist es in der Vergangenheit stets ge-
lungen, mit dem Verletzer eine vertragliche 
Regelung zu treffen und damit die der GfK 
zustehenden Einnahmen abzusichern. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jochimsen auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Schleicher (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 5) : 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung hinsichtlich des 
Inhalts der von Ihr ins Auge gefaßten Verordnung über die be-
rufliche Fortbildung zum geprüften Pharmareferenten, und wann 
ist mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung zu rechnen? 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
beabsichtigt, auf der Grundlage des § 46 Abs. 2 Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG) eine Verordnung über die 
berufliche Fortbildung zum Geprüften Pharmarefe-
renten zu erlassen. Die Fortbildung soll so angelegt 
werden, daß die Absolventen in der Lage sind, die 
Tätigkeit eines Pharmaberaters auszuüben und den 
Anforderungen des Arzneimittelgesetzes 1976 
(AMG) zu entsprechen. Wegen des Zusammenhanges 
zwischen dieser Fortbildungs-Verordnung und der 
erforderlichen „Gleichstellungs-Verordnung" nach 
dem AMG darf ich auf die Beantwortung Ihrer ent-
sprechenden Frage durch das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit verweisen. 

Es ist vorgesehen, daß in der Verordnung nach 
§ 46 Abs. 2 BBiG der Inhalt des Fortbildungsgangs 
sowie die Prüfungsanforderungen für die Prüfung 
zum Geprüften Pharmareferenten geregelt werden. 

Der Fortbildungsgang soll nach dem derzeitigen 
Entwurf in der Regel 1 000 Unterrichtsstunden um-
fassen und sich an einem als Anlage zu der Verord-
nung beigefügten Fortbildungsrahmenplan orientie-
ren. Als Zulassungsvoraussetzung für den Fortbil-
dungsgang sieht der Entwurf einen mindestens mitt-
leren Bildungsabschluß, eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung sowie eine angemessene Berufspraxis 
vor. Zur Prüfung soll zugelassen werden, wer an 
dem Fortbildungsgang teilgenommen hat. Es kön-
nen aber unter bestimmten Voraussetzungen auch 
andere Bewerber zugelassen werden. Die Prüfung 
soll aus zwei Prüfungsteilen bestehen, und zwar 
einem naturwissenschaftlich-medizinischen Teil und 
einem rechts- und wirtschaftskundlichen Teil. Die 
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Prüfung soll, wie in solchen Fällen üblich, zweimal 
wiederholt werden können. 

Es ist beabsichtigt, die Verordnung nach § 46 
Abs. 2 BBiG am 1. Januar 1978, also gleichzeitig mit 
dem Arzneimittelgesetz, in Kraft treten zu lassen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jochimsen auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 6) : 

Auf welche konkreten Tatsachen gründete der Bundeskanzler 
seine Ankündigung an die Arbeitgeber, die Bundesregierung 
werde die Berufsausbildungsabgabe sofort einführen, wenn die 
Versprechungen zur Schaffung neuer Ausbildungsplätze für Ju-
gendliche nicht erfüllt würden, und müßte eine solche Maßnahme 
nicht eine weitere Beeinträchtigung der Investitionsbereitschaft 
der Unternehmer darstellen? 

Das Ausbildungsplatzförderungsgesetz sieht zur 
Sicherung eines qualitativ und quantitativ ausrei-
chenden Angebots an Ausbildungsplätzen finan-
zielle Hilfen vor, die dann gewährt werden können, 
wenn Betriebe und andere ausbildende Einrichtun-
gen nicht in der Lage sind, durch ein ausreichendes 
Angebot im Sinne des Ausbildungsplatzförderungs-
gesetzes die Ausbildung aller ausbildungswilligen 
Jugendlichen zu ermöglichen. Die Bundesregierung 
ist dem Ziel des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes 
verpflichtet. Sie hat die Finanzierungsregelung 1977 
nicht in Kraft gesetzt, weil aufgrund der vorgelegten 
Daten und der Stellungnahme des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildung davon ausge-
gangen werden kann, daß die an der Berufsbildung 
Beteiligten 1977 eine wesentliche Steigerung des 
Angebots an Ausbildungsplätzen auch ohne die 
Auslösung der Berufsausbildungsfinanzierung her-
beiführen werden. 

Wenn das tatsächliche Angebot an Ausbildungs-
plätzen in diesem Jahr nicht der Vorausschau des 
Hauptausschusses entspricht, entsteht eine neue 
Lage, die im Interesse der Jugendlichen zum Ein-
satz des Finanzierungsinstrumentariums des Ausbil-
dungsplatzförderungsgesetzes zwingt. 

Insofern geht die Äußerung des Bundeskanzlers 
vom Gesetz und nicht von Tatsachen aus. 

In einer eventuell in Kraft zu setzenden Finan-
zierungsregelung nach dem Ausbildungsplatzför-
derungsgesetz ist keine Beeinträchtigung der In-
vestitionsbereitschaft der Unternehmer zu sehen. 
Die Abgabe kann nach § 3 Abs. 1 Ausbildungs-
platzförderungsgesetz maximal 0,25 0/o der Lohn-
und Gehaltssumme betragen; unter Berücksichti-
gung des Freibetrags von 400 000 DM und der 
steuerlichen Wirkung der Berufsausbildungsabgabe, 
die zu einer Minderung der ertragsabhängigen Steu-
ern führt, handelt es sich hierbei um eine Minimal-
belastung, die der Gesamtheit der Unternehmer 
wieder zugute kommt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 7): 

In welchem Umfang und auf weldien Wegen unterstützen die 
Botschaften der Bundesrepublik Deutschland in ausländischen 
Staaten die Auslandsgeschäfte deutscher Firmen, und wie ge-
staltet sich dabei die Zusammenarbeit zwischen den beiden zu-
ständigen Bundesministerien Auswärtiges Amt und Bundeswirt-
schaftsministerium,. wobei insbesondere die Frage der Beset-
zung der Botschaften mit sachverständigen Wirtschaftsreferenten 
von Bedeutung ist? 

Die Unterstützung der Auslandsgeschäfte deut-
scher Unternehmen ist eine der Hauptaufgaben der 
Wirtschaftsdienste unserer amtlichen Auslandsver-
tretungen. Sie richtet sich nach den jeweiligen Not-
wendigkeiten am Ort und übernimmt Aufgaben nur 
so -weit, wie sie von anderen Institutionen (z. B. Aus-
landshandelskammern) oder von privaten Stellen 
nicht erfüllt werden. Die Unterstützung ist dement-
sprechend von Land zu Land in Umfang und Art 
sehr unterschiedlich: Von der sich weitgehend auf 
zusätzliche Handelsauskünfte und Beratung be-
schränkenden Tätigkeit in westlichen Industrielän-
dern bis zu der sich auch auf technische Detailhilfe 
erstreckenden intensiven Betreuung in Staatshan-
delsländern. 

Die Richtlinien für die Wirtschaftsdienste der 
deutschen Auslandsvertretungen sehen neben der 
Auskunftserteilung und der Herstellung von Kon-
takten auch die Förderung von Einzelgeschäften vor, 
was besonders bei ausländischen staatlichen Auf-
traggebern notwendig sein kann. Diese Förderung 
findet da ihre Grenze, wo sie zur Schwächung der 
unserer Wirtschaftsordnung entsprechenden Privat-
initiative und Risikobereitschaft führen würde und 
wo sie eine Benachteiligung deutscher Konkurrenz-
unternehmen bewirken könnte. 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Auswärtigen 
Amt und dem Bundesministerium für Wirtschaft auf 
diesem Gebiet ist äußerst eng. Angehörige des 
BMWi finden bei Auslandsvertretungen im Bereich 
der Wirtschaftsdienste Verwendung. Zwischen den 
vom BMWi betreuten Auslandshandelskammern und 
den Korrespondenten der Bundesstelle für Außen-
handelsinformation einerseits und den amtlichen 
Auslandsvertretungen andererseits bestehen genaue 
Absprachen über die Aufgabenverteilung im Rah-
men der Unterstützung der deutschen Wirtschafts-
unternehmen im Ausland. Diese Arbeitsteilung hat 
sich bewährt. 

Zur Frage der Qualität der im Wirtschaftsdienst 
eingesetzten Beamten kann das Auswärtige Amt 
mit Befriedigung feststellen, daß es ihm in den letz-
ten Jahren gelungen ist, eine zunehmende Zahl von 
erfahrenen Wirtschaftsreferenten einzusetzen. Zum 
Teil haben sie wirtschaftswissenschaftliche Ausbil-
dung oder praktische Wirtschaftserfahrung; in jedem 
Fall werden sie aber in Spezialseminaren für diese 
Tätigkeit weitergebildet. Die aus dem BMWi über-
nommenen Wirtschaftsreferenten haben eine dem-
entsprechende Qualifikation. 
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Insgesamt gesehen wurden die Wirtschaftsdienste 
der deutschen Auslandsvertretungen in den letzten 
Jahren verstärkt. Damit folgte das AA entsprechen-
den als gerechtfertigt anzusehenden Wünschen der 
deutschen Exportwirtschaft. Diese Verstärkung muß-
te zu Lasten anderer Bereiche des auswärtigen Dien-
stes gehen, da das Auswärtige Amt für diesen 
Zweck keine zusätzlichen Personalstellen erhielt. 
Dies ist auch der Grund, daß der zahlenmäßigen 
Ausstattung der Auslandsvertretungen im Wirt-
schaftsbereich engere Grenzen gesetzt sind als bei 
anderen vergleichbaren auswärtigen Diensten. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Spranger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 8) : 

Wird die Bundesregierung anders als in der Vergangenheit 
zukünftig die Turnhallenkonferenz in Windhuk bei ihren Vorbe-
reitungen zur Unabhängigkeit Südwestafrikas unterstützen, und 
ist die Bundesregierung bereit, zum Aufbau der dann erforder-
lichen Verwaltung und zur Nutzung der Bodenschätze entspre-
chende technologische und finanzielle Hilfe zu leisten? 

Die Bundesregierung war stets in Übereinstim-
mung mit ihren westlichen Partnern der Auffassung, 
daß alle relevanten politischen Gruppen in Namibia 
— darunter also auch die „Turnhalle" — auf dem 
Weg in die Unabhängigkeit beteiligt werden soll-
ten. Dies sieht die Sicherheitsratsresolution 385, de-
rem Implementierung die Bundesregierung stets ge-
fordert hat, auch ausdrücklich vor. Nur über den 
Weg dieser Sicherheitsratsresolution und der Be-
teiligung aller relevanten Kräfte kann ein inter-
national akzeptabler Weg für die Unabhängigkeit 
Namibias gefunden werden. 

Die Bundesregierung wird Namibia nach Erlan-
gung seiner Unabhängigkeit ebenso wie andere afri-
kanische Staaten wirtschaftlich unterstützen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Statasministers Dr. von Dohnanyi auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Kittelmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 9 und 10) : 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, in Verhandlungen 
mit den drei Alliierten darauf hinzuwirken, eine erneute Flug-
preiserhöhung im Berlin-Flugverkehr in Höhe der von den alli-
ierten Fluggesellschaften geforderten 7 Vo zu verhindern, wenn 
man davon ausgeht, daß die letzte Flugpreiserhöhung im Mai 
1976 9,6 % betragen hat und die Flugpreise seit 1970 bei sieben 
Verteuerungen sich inzwischen zum Teil verdoppelt haben und 
für Normalbürger beinahe eine unerschwingliche Höhe erreicht 
haben? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, daß in unver-
züglich durchzuführenden Verhandlungen mit den verantwort-
lichen Stellen der Drei Mächte die politische Bedeutung der 
Preisgestaltung des Flugverkehrs von und nach Berlin-West  ge-
genüber den wirtschaftlichen Überlegungen wieder in den Vor-
dergrund gerückt werden sollte, um den einzig unkontrollier-
ten Zugang von und nach Berlin-West offenzuhalten, wobei 
besonders hervorzuheben wäre, daß dieser Flugverkehr außer-
halb jeden Wettbewerbs einen quasi Monopolcharakter besitzt? 

Zu Frage A 9: 

Die von den im Berlin-Verkehr beteiligten Luft-
fahrtgesellschaften angestrebte Flugpreiserhöhung 
von etwa 7 % wird zur Zeit unter Berücksichtigung 
der maßgebenden wirtschaftlichen und politischen 
Faktoren von der Bundesregierung sorgfältig ge-
prüft. Dazu haben die alliierten Luftfahrtgesell-
schaften bereits Zahlenmaterial über ihre Kosten-
und Ertragslage im Berlin-Verkehr vorgelegt. Bei 
dieser Prüfung darf allerdings nicht übersehen wer-
den, daß in den letzten Jahren mehrere Erhöhungen 
der Inlandsflugpreise in der Bundesrepublik 
Deutschland von den zuständigen deutschen Behör-
den aus guten Gründen genehmigt werden mußten, 
zuletzt zum 1. April 1977. 

Die offiziellen Anträge werden nach Eingang von 
Vertretern der Bundesregierung, des Landes Berlin 
und der Botschaften der drei Mächte gemeinsam 
beraten werden. Die deutsche Seite wird dabei dar-
auf hinwirken, die Tarife im Luftverkehr von und 
nach Berlin (West) so niedrig wie möglich zu halten. 
Andererseits muß sie anerkennen, daß auch die 
alliierten Luftfahrtunternehmen, die private Erwerbs-
betriebe sind, im Berlin-Verkehr wirtschaftlich ar-
beiten müssen. Die endgültige Entscheidung über die 
Anträge liegt bei den Regierungen der Drei Mächte. 

Zu Frage A 10: 

Die Bundesregierung verkennt nicht die politische 
Bedeutung der Tarifgestaltung im Berlinflug-Verkehr. 
Die politische Relevanz der Flugpreise hat ihre 
Haltung seit jeher maßgebend bestimmt. Das Erfor-
dernis der Aufrechterhaltung der einzigen unkon-
trollierbaren Verkehrsverbindung mit Berlin (West) 
wurde bei den Beratungen mit den Drei Mächten 
stets wirksam zur Geltung gebracht. Dies wird auch 
bei den bevorstehenden Erörterungen einer neuen 
Flugpreiserhöhung geschehen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Jentsch 
(Wiesbaden) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage 
A 12) : 

Kennt die Bundesregierung nachfolgende Äußerung des Sport-
ministers der UdSSR, Sergej Pawlow, vom 23. März 1977 in 
Radio Moskau, "Allerdings entfaltete sich eine recht heftige 
Diskussion über die mit Westberlin zusammenhängenden Pro-
bleme. Manche Leute in der BRD möchten, daß Westberlin auch 
in sportlicher Hinsicht als ein Teil der BRD betrachtet wird. 
Wir konnten uns natürlich nicht mit einer solchen Auslegung 
einverstanden erklären, weil wir uns an die Leitsätze des Vier-
seitigen Westberlin-Abkommens halten. Während der Verhand-
lungen betonten wir ständig, daß wir gegenüber Westberlin vom 
Vierseitigen Abkommen ausgehen", und wie bewertet sie diese 
Äußerung im Zusammenhang mit dem Protokoll vom 29. März 
1977? 

Der Bundesregierung ist die Äußerung des Vor-
sitzenden des Komitees für Körperkultur und Sport 
beim Ministerrat der UdSSR, Herr Sergej Pawlow, 
vom 23. März 1977 bekannt. 
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Es ist eine Äußerung, die — wie sich bereits aus 
Ihrer Frage ergibt — vor der Unterzeichnung des 
deutsch-sowjetischen Sportprotokolls vom 29. März 
1977, also während der Verhandlungen zwischen 
Herrn Pawlow und dem Präsidenten des Deutschen 
Sportbundes, Herrn Weyer, gefallen ist. 

Das Protokoll vom 29. März 1977 selbst regelt 
die Einbeziehung von Berlin in den deutsch-sowje-
tischen Sportverkehr. Es wurde vereinbart — ich zi-
tiere —, „daß auf der Grundlage der geltenden inter-
nationalen Regeln Bestimmungen und. Praxis und 
— was Berlin (West) anbetrifft — auch in Über-
einstimmung mit dem Viermächteabkommen vom 
3. September 1971 Jahrespläne für Veranstaltun-
gen aufgestellt werden sollen". Weiterhin wurde 
während der Verhandlungen ein gemeinsamer 
deutschsowjetischer Sportkalender 1977 ausgehan-
delt, in dem auch Sportveranstaltungen in Berlin 
vorgesehen sind. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 13 und 14) : 

Stimmt die Bundesregierung den Auffassungen von Präsident 
Carter über die verschiedenen Wege einer wirksamen  Men-
schenrechtspolitik zu, wie er sie in seinen letzten Interviews im 
Fernsehen und gegenüber europäischen Journalisten vertreten 
hat und wie sie in der Rede von Außenminister Cyrus Vance 
vor der Universität Georgia präzisiert wurden? 

Macht die Bundesregierung den Abschluß von bilateralen Ver-
einbarungen über Jugend- und Kulturaustausch vom vertrag-
lichen  Verbot jeder Diskriminierung der Teilnehmer und der 
Teilnahmebewerber wegen ihrer sprachlichen, nationalen oder 
sozialen Herkunft, wegen ihrer — mit der Ordnung des frei-
heitlichen Rechtsstaats zu vereinbarenden — politischen Über-
zeugung und Verbandszugehörigkeit im Sinne von Artikel 2 
des Weltpakts für bürgerliche und politische Rechte abhängig? 

Zu Frage A 13: 

Die Bundesregierung hat sich stets sowohl im 
europäischen Rahmen wie weltweit in ihrer Außen-
politik für die Verwirklichung der Menschenrechte 
eingesetzt. Sie wird auch wie bisher ihre politi-
schen Möglichkeiten einsetzen, um auf die konkrete 
Verwirklichung von Menschenrechten zu drängen. 
Sie weiß sich in dieser Zielsetzung mit der ameri-
kanischen Regierung einig. 

Zu Frage A 14: 

Die Auswahl von Personen und Institutionen im 
Rahmen der Vereinbarungen ist auf jeder Seite in 
erster Linie Sache ihrer im Einzelfall betroffenen 
Organisationen. Die Bundesregierung legt Wert auf 
diese Selbständigkeit der jeweiligen Partner. Von 
diesem Grundsatz läßt sie sich auch bei Verhand-
lungen über Jugend- und Kulturaustausch leiten. 
Als Partner legen die betroffenen Organisationen 
der Bundesrepublik Wert auf ein breites Spektrum 
von Auffassungen und dringen darauf, daß sachliche 
Gesichtspunkte der Qualifikation nicht diskrimi-
nierend beiseite geschoben werden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 15 und 16) : 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung über die 
Dezimierung der kambodschanischen Bevölkerung durch will

-

kürliche Maßnahmen der gegenwärtigen Regierung (Vertreibung, 
Krankheit, Gewalt und Massenevakuierung) vor, und was ge-
denkt die Bundesregierung zu unternehmen, um einen Beitrag 
dazu zu leisten, daß dem in Kambodscha nicht auszuschließenden 
Völkermord Einhalt geboten wird? 

Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um einen 
Beitrag zur Linderung der Notlage in kambodschanischen Flücht-
lingslagern (angeblich über 10 000 kambodschanische Flüchtlinge 
allein in Thailand) zu leisten, und wie viele Flüchtlinge aus 
Indochina wurden auf Grund der Erklärungen der Bundesrepublik 
Deutschland, bis zu 1 000 Flüchtlinge aufzunehmen, tatsächlich 
bisher aufgenommen? 

Zu Frage A 15: 

Der Bundesregierung stehen außer den in der 
Presse veröffentlichten oder sonst publizierten Be-
richten keine Informationen über die Vorgänge in 
Kambodscha zur Verfügung. Diese Veröffentlichun-
gen beruhen fast ausschließlich auf nicht immer 
widerspruchsfreien Angaben von kambodschani-
schen Flüchtlingen, die sich zumeist auch schon 
einige Zeit in Lagern in Thailand aufgehalten haben. 
Insgesamt lassen sie zwar befürchten, daß nach 
der Machtübernahme in Kambodscha nicht nur viele 
alte und kranke Menschen der offenbar mit rück-
sichtsloser Härte durchgeführten Umsiedlung zum 
Opfer gefallen sind, sondern auch eine größere Zahl 
von Angehörigen des alten Regimes umgekommen 
ist. 

Zu Frage A 16: 

Die Bundesregierung stellte dem UNHCR, dem 
IKRK und ICEM 1975 insgesamt 5 Millionen DM für 
die Unterstützung von Indochina-Flüchtlingen (ohne 
Differenzierung nach Ursprungsland) zur Verfü-
gung. Im Jahre 1976 wurde dem UNHCR ein wei-
terer Betrag von 1 Million DM für das Hilfspro-
gramm für Indochina-Flüchtlinge in Thailand über-
geben. In diesem Jahr wurde dem UNHCR zur Ein-
gliederung von Indochina-Flüchtlingen, die sich auf 
zwei Schiffen vor der malaysischen Küste befinden, 
100 000,— DM zur Verfügung gestellt. 

Nachdem die Ständige Konferenz der Innenmini-
ster der Länder im November 1975 der Aufnahme 
von 1 000 Indochina-Flüchtlingen zugestimmt hatte, 
sind ca. 880 Flüchtlinge in das Bundesgebiet einge-
reist. Bezüglich der restlichen Plätze sind Aufnah-
meverfahren anhängig. Die Bundesregierung hat die 
Innenminister der Länder ,inzwischen gebeten, einer 
Erhöhung der Aufnahme-Quote um 200 Plätze zuzu-
stimmen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 17): 
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Welche konkreten Ergebnisse hat der in den vergangenen 
Jahren ausgehandelte abgeschlossene Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der CSSR für die Bundesrepu-
blik Deutschland im allgemeinen und für die deutsche Bevölke-
rung an der tschechischen Grenze im besonderen gebracht, und 
gibt es Verhandlungen mit dem Ziel, in nächster Zeit den Han-
del und den Besucherverkehr zu erleichtern? 

Der Vertrag über die gegenseitigen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
tschechoslowakischen sozialistischen Republik vom 
11. 12. 1973 hat das Münchner Abkommen außer 
Streit gestellt und seine Rechtsfolgen in einer Weise 
geregelt, die den Interessen der Betroffenen ge-
recht wird. 

Entsprechend Artikel 5 des Vertrages ist seit sei-
nem Abschluß der weitere Ausbau der gegenseiti-
gen Beziehungen fortgeschritten. Dies gilt z. B. für 
das wachsende Volumen des wirtschaftlichen Aus-
tausches, aber auch für die günstige Entwicklung 
des Reiseverkehrs einschließlich von Verwandten-
besuchen. 

Die Zusammenarbeit der Rote-Kreuz-Gesellschaf-
ten zur Abwicklung von Aussiedlungswünschen ist 
auf der Basis des zum Vertrag gehörenden humani-
tären Briefwechsels wiederaufgenommen worden. 
Darüber hinaus ist generell die ,Lösung humanitärer 
Anliegen, wie z. B. der Familienzusammenführung, 
erleichtert worden. 

Die Aufnahme von Verhandlungen zu einem Kul-
turabkommen wird vorbereitet. 

In einigen Bereichen ist aus ideologischen und an-
deren Gründen jedoch eine nur beschränkte tsche-
choslowakische Bereitschaft zur Erweiterung der Be-
ziehungen erkennbar. Dies gilt insbesondere auch 
für die von Ihnen angesprochene Frage des Ausbaus 
der Kontakte im grenznahen Bereich. 

Fragen des Handels und des Besucherverkehrs 
sind Gegenstand der laufenden Kontakte zwischen 
beiden Regierungen. Neben den über die Botschaf-
ten geführten Gesprächen ist in diesem Zusammen-
hang die letzte Sitzung des Gemischten Koopera-
tionsausschusses, die im Dezember 1976 stattgefun-
den hat, zu erwähnen. Konsultationen zwischen den 
beiden Außenministerien werden voraussichtlich 
Mitte dieses Jahres stattfinden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 18) : 

Gibt es mittel- oder langfristige Verträge bzw. Perspektiven 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der CSSR über 
die Einfuhr von Kohlen für die ostbayerische Elektrizitätswirt-
schaft, und um welche Mengen handelt es sich gegebenenfalls 
dabei? 

Mittel- oder langfristige Verträge bzw. Perspek-
tiven über die Einfuhr von Kohlen für ostbayerische 
Elektrizitätswerke bestehen zwischen der Bundes-
republik und der CSSR nur auf kommerzieller Ebene 
für mit Braunkohle betriebene Kraftwerke in die-
sem Raum. Es handelt sich hierbei um die Versor

-

gung von zwei (2) Kraftwerken, für die Lieferver-
träge bis zum Jahre 1990 bzw. bis zum Jahre 1995 
bestehen. Die jährliche Vertrags-Liefermenge an 
tschechischer Hartbraunkohle beträgt derzeit 1,2 
Mio. t. Sie erhöht sich im Jahre 1979 (ab 1. 10.) auf 
1,6 Mio. t und im Jahre 1981 (ab 1. 10.) auf 2,5 Mio. t. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Dr. von Dohnanyi auf die Münd

-l

iche Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 rage A 19) : 

Wie beurteilt die Bundsregierung das Verlangen und die 
Prozedur der Tschechoslowkei, daß ein. sogenannter Republik-
flüchtling erst einen gültigen Reisepaß in Höhe von 5 000 DM 
bis 6 000 DM erwerben muß, bis er einen Antrag auf legale Aus-
bürgerung stellen kann? 

Die von Ihnen gestellte Frage läßt sich ohne 
Kenntnis des konkreten Falles, den Sie im Auge 
haben, nicht beantworten. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die CSSR 
und andere Staaten im Zusammenhang mit der Ge-
nehmigung des ständigen Aufenthaltes im Ausland' 
in bestimmten Fällen zum Beispiel die Rückerstat-
tung von Ausbildungskosten fordern. 

Ohne Kenntnis, ob sich die von Ihnen genannten 
Kosten auf diese oder welche sonstigen Begründun-
gen stützen, vermag die Bundesregierung den Sach-
verhalt nicht zu beurteilen. 

Anlage 16  

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 25 und 26) : 

Treffen Pressemeldungen zu, daß eine private norddeutsche 
Firma angeboten hat, das zum Transport von Lasten in Entwidc-
lungsländern zu entwickelnde Luftschiff wesentlich billiger zu 
bauen und zu erproben als zunächst im Einzelplan 23 des Bun-
deshaushalts vorgesehen, und aus welchen Gründen ist eine Aus-
schreibung des Erprobungsauftrags unterblieben? 

Warum hat die Bundesregierung nicht veranlaßt, daß für das 
Projekt eines in den Entwicklungsländern einzusetzenden Luft-
schiffs nicht zuerst die weit weniger kostspieligen Wirtschaftlich-
keitsberechnungen und erst anschließend die technische Erpro-
bung durchgeführt worden sind? 

Zu Frage A 25: 

Presseberichte, nach denen eine norddeutsche 
Firma angeboten hat, ein Luftschiff wesentlich billi-
ger zu bauen und zu erproben, treffen nicht zu. Eine 
norddeutsche Firma hat lediglich im März 1976 so-
wohl den Bundesminister für Wirtschaft als auch 
den Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit gebeten, Mittel in Höhe von 5 Millionen DM 
zur Erarbeitung einer Projektdefinition als Voraus-
setzung für Entwicklung und Bau eines derartigen 
Luftschiffes durch ein europäisches Firmenkonsor-
tium für ein Ganzmetalluftschiff mit einer Tragkraft 
von 100 bis 500 t bereitzustellen. 
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Eine Ausschreibung des vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit erteilten Auftra-
ges zur Erprobung des Luftschiffes in Ghana und 
Obervolta war nicht möglich, da zu jener Zeit allein 
die Firma Westdeutsche Luftwerbung KG (WDL) in 
Mülheim/Ruhr kurzfristig ein Luftschiff zur Ver-
fügung stellen konnte. 

Zu Frage A 26: 

Erst die technische Erprobung konnte einen Teil 
der Daten liefern oder verifizieren, die in die Wirt-
schaftlichkeitsberechnung einzusetzen waren. Die 
Bundesregierung hat die Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen und die technische Erprobung gleichzeitig 
veranlaßt, weil ihr wegen der Tragweite und der 
Konsequenzen der zu treffenden Entscheidung an 
einer alle Aspekte berührenden Prüfung lag. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 29) : 

Trifft es zu, daß die Staatsanwaltschaft Bonn entgegen ihrer 
Absicht kein Ermittlungsverfahren nach § 353 c StGB wegen der 
Veröffentlichung der Abhöraktion gegen Klaus Traube gegen 
das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" einleiten kann, weil die 
Bundesregierung die erforderliche Ermächtigung bisher nicht 
erteilt hat und auch nicht erteilen wird? 

Die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Bonn 
hat auf Grund der Veröffentlichungen des Nach-
richtenmagazins „Der Spiegel" vom 28. Februar 1977 
ein Ermittlungsverfahren gegen den Geschäftsfüh-
rer des Spiegel-Verlages Rudolf Augstein sowie ge-
gen unbekannte Angehörige des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz und des Bundesinnenministeri-

. ums eingeleitet. Mit Schreiben vom 10. März 1977 
bat die Staatsanwaltschaft um Entscheidung, ob die 
gemäß § 353 b Abs. 3 und § 353 c Abs. 4 StGB er-
forderliche Ermächtigung zur Strafverfolgung er-
teilt wird. 

Ich habe am 14. April 1977 die nach § 353 b Abs. 3 
StGB erforderliche Strafverfolgungsermächtigung 
erteilt. Mit gleichem Schreiben ist der Staatsanwalt-
schaft mitgeteilt worden, daß die Bundesregierung 
über eine Strafverfolgungsermächtigung nach § 353 c 
StGB gegenwärtig nicht befunden hat. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Stockleben (SPD) 
(Drucksache 8/357 Fragen A 30 und 31) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die Rechtsverordnung 
zum § 15 des Abfallbeseitigungsgesetzes zu erlassen? 

Wird die zu erlassende Rechtsverordnung die fachliche Stel-
lungnahme des Instituts für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
des Bundesgesundheitsamts Berlin-Dahlem berücksichtigen und 
ein Verbot der Verregnung von biologisch ungeklärten Abwäs-
sern enthalten? 

Zu Frage A 30: 

Es ist beabsichtigt, von der in § 15 Abs. 2 enthal-
tenen Ermächtigung durch den Erlaß von zwei ge-
trennten Rechtsverordnungen Gebrauch zu machen. 

Vorgezogen werden soll eine Regelung zur Ver-
hinderung von übermäßigem Aufbringen von Wirt-
schaftsdüngern. Anschließend soll das Aufbringen 
von Abwasser, Klärschlamm und ähnlichen Stoffen 
geregelt werden. Die Arbeiten an den beiden Ver-
ordnungsentwürfen mußten im Jahre 1976 zurück-
gestellt werden, da es sich als notwendig erwies, 
zunächst die Ausführungsvorschriften zur Novelle 
zum Abfallbeseitigungsgesetz vom 21. Juni 1976 be-
treffend die Regelung besonders problematischer In-
dustrieabfälle vorzuziehen. Inzwischen sind die Ar-
beiten an beiden Verordnungsentwürfen wiederauf-
genommen worden. 

Der Entwurf der Rechtsverordnung zur Verhinde-
rung von übermäßigem Aufbringen von Wirtschafts-
düngern wird voraussichtlich nach Beendigung der 
Abstimmung mit den beteiligten Bundesressorts, den 
Ländern und den Fachverbänden nach der Sommer-
pause dem Bundesrat zugeleitet werden. 

Der vorliegende Referentenentwurf der Rechts-
verordnung über das Aufbringen von Abwasser, 
Klärschlamm und ähnlichen Stoffen bedarf noch 
einer eingehenden Überarbeitung, da inzwischen 
neuere Erkenntnisse über die Verwertung von Klär-
schlamm angefallen sind, die — vor allem unter 
den Gesichtspunkten der Vermeidung von Bela-
stungen des Bodens durch Schadstoffe — noch durch 
eine Expertengruppe beim Umweltbundesamt ausge-
wertet werden müssen. Ich bin bemüht, diese Un-
tersuchungen soweit als möglich zu beschleunigen. 

Zu Frage A 31: 

In dem vorliegenden Referentenentwurf des Bun-
desministers des Innern, der im wesentlichen auf der 
Grundlage der fachlichen Stellungnahme des Insti-
tuts für Wasser-, Boden- und Lufthygiene des Bun-
desgesundheitsamtes Berlin-Dahlem ausgearbeitet 
worden ist, ist ein Verbot enthalten, häusliches Ab-
wasser ohne Abtrennung des Schlamms, Desinfek-
tion oder andere Maßnahmen zur Verhinderung von 
Infektionen und Parasitenbefall zu verregnen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gerlach (Obernau) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 33) : 

Hält die Bundesregierung an der Grundaussage des Weißbuchs 
1972 über die Zivile Verteidigung fest, daß die Zivile Verteidi-
gung ein untrennbarer und unverzichtbarer Bestandteil der Ge-
samtverteidigung ist, oder schließt sie sich der in der letzten 
Zeit verschiedentlich zu hörenden Auffassung an, daß der Zivil-
schutz keinesfalls auf die gleiche Stufe mit den militärischen 
Verteidigungsanstrengungen zu stellen sei und andere Bemühun-
gen eher ein Schritt auf dem Weg zu einer Kriegsführungs-
strategie seien? 

Die Bundesregierung hält nach wie vor an ihrer 
Grundaussage im Weißbuch zur zivilen Verteidigung 
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der Bundesrepublik Deutschland von 1972 fest, daß 
die zivile Verteidigung neben der militärischen ein 
unverzichtbarer Bestandteil der Gesamtverteidigung 
ist. Wirksame Verteidigung und Glaubwürdigkeit 
der Abschreckung im NATO-Bündnis setzen ausrei-
chenden Schutz der Bevölkerung, Aufrechterhaltung 
der Staats- und Regierungsfunktion sowie Sicher-
stellung des lebens- und verteidigungswichtigen Be-
darfs an Gütern und Leistungen voraus, und zwar 
auch in Krisenlagen. 

Die aus humanitären Gründen unerläßlichen Maß-
nahmen für den Überlebensschutz der Bevölkerung 
können in dem rein defensiven NATO-Bündnis nicht 
als Kriegsführungsstrategie mißverstanden werden. 
Unabhängig davon wird mit Aufmerksamkeit der 
Stand der zivilen Verteidigung im Warschauer Pakt 
verfolgt und im Bündnis analysiert. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 34) : 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den Ländern darüber zu 
verhandeln, daß Kosten und Schäden von Gewaltdemonstrationen 
künftig laufend erfaßt werden? 

Ich werde das in Ihrer Frage angesprochene Pro-
blem bei den Innenministern und -senatoren der 
Länder zur Diskussion stellen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Langner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 35 und 36) : 

Trifft es zu, daß der Mehraufwand bei Dienstreisen im Bereich 
verschiedener Oberfinanzdirektionen von einzelnen Finanzämtern 
abweichend von dem in den Lohnsteuer-Richtlinien im einzelnen 
festgelegten Pauschalbetrag nur mit einem Teilbetrag und in 
unterschiedlicher Höhe anerkannt wird (Bericht der Wirtschafts-
woche vom 29. April 1977), und wenn ja, was hat die Bundes-
regierung getan, um dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung auf diesem Gebiet Rechnung zu tragen? 

Trifft es zu, daß beim Abzug als Werbungskosten als Aus-
gaben für Arbeitskleidung ohne Einzelnachweis Pauschalbeträge 
zwischen 80 DM und 250 DM und sogar bis zu 300 DM anerkannt 
werden und daß die Anerkennung der Höhe des Betrags sogar 
innerhalb einzelner Finanzämter schwankt (Bericht der Wirt-
schaftswoche vom 29. April 1977), und wenn ja, was hat die 
Bundesregierung getan, um für eine einheitliche Besteuerungs-
praxis und somit eine Gleichmäßigkeit der Besteuerung auf die-
sem Gebiet zu sorgen? 

Ihre Frage betrifft eine Verwaltungsangelegenheit, 
für die die Landesfinanzverwaltungen zuständig 
sind. Die Bundesregierung kann deshalb zu der Dar-
stellung in der „Wirtschaftswoche" im einzelnen 
nicht Stellung nehmen, sondern die Frage nur unter 
allgemeinen Gesichtspunkten beantworten. 

Mehraufwendungen für Verpflegung bei Dienst-
reisen können mit Pauschbeträgen als Werbungs-
kosten anerkannt werden. Sie dürfen aber nur dann 
angesetzt werden, wenn sie nicht offensichtlich zu 

einer unzutreffenden Besteuerung führen. Liegt ein 
solcher Fall vor, so müssen die Pauschbeträge ge-
kürzt werden; das Ausmaß der Kürzung richtet sich 
nach den Verhältnissen des Einzelfalles. Hieraus 
ergeben sich naturgemäß unterschiedliche Ansätze. 
Es bleibt dem Arbeitnehmer jedoch unbenommen, 
die tatsächlich entstandenen Aufwendungen im ein-
zelnen nachzuweisen oder glaubhaft zu machen. 

Diese Regelungen sind in den Lohnsteuer-Richt-
linien enthalten, die bundeseinheitlich angewendet 
werden. Darüber hinaus haben nach mir vorliegen-
den Informationen einzelne Bundesländer im Rah-
men ihrer Zuständigkeit für die Bearbeitung von An-
trägen auf Lohnsteuer-Ermäßigung und Lohnsteuer- 
Jahresausgleich in Verwaltungsanweisungen gere-
gelt, in welchen Fällen die Pauschbeträge nicht in 
voller Höhe angesetzt werden können. Die Regelun-
gen beruhen auf örtlichen Erfahrungswerten und 
dienen einer rationellen Bearbeitung der genannten 
Anträge. Eine Verletzung des Grundsatzes der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung ist dadurch nicht 
gegeben. 

Ausgaben für Arbeitskleidung müssen grundsätz-
lich im einzelnen nachgewiesen werden. Die Bun-
desländer haben im Interesse einer rationellen Be-
arbeitung der Anträge auf Lohnsteuer-Ermäßigung 
und Lohnsteuer-Jahresausgleich in Verwaltungsan-
weisungen festgelegt, bis zu welcher Höhe derartige 
Ausgaben als Werbungskosten anerkannt werden 
können, wenn dem Antrag keine Belege beigefügt 
sind. Die Höhe der anzuerkennenden Beträge ist in 
den einzelnen Bundesländern unterschiedlich, da die 
Regelungen auf örtlichen Erfahrungswerten beru-
hen. Das Bundesfinanzministerium bemüht sich schon 
seit einiger Zeit, in Zusammenarbeit mit den ober-
sten Finanzbehörden der Länder eine einheitliche 
Regelung herbeizuführen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 37) : 

Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß der Senatszuschuß 
für Berlin-Flüge nicht bezahlt wird, wenn Start- und Zielort im 
Bundesgebiet nicht identisch sind, nicht für eine Benachteiligung 
jener Bundesbürger, die auf Grund ihres Wohnorts und der da-
mit verbundenen Anfahrtswege variabel sein wollen? 

Berlin-Flüge, bei denen Start- und Zielort im Bun-
desgebiet nicht identisch sind (sogen. Gabelflüge), 
wurden im Jahre 1962 von der Subventionierung 
ausgenommen. Hierfür waren finanzielle und ver-
kehrliche Gründe maßgebend. Auch heute noch 
würde eine Subventionierung der Gabelflüge preis-
günstigere „Umweg"-Flüge über Berlin ermöglichen. 
Im übrigen besteht seit dem Inkrafttreten des Tran-
sitabkommens am 3. Juni 1972 die volle Variabilität 
hinsichtlich der Wahl der zugelassenen Transit-
strecken. Jede Prüfung einer Erweiterung der Sub-
ventionen wird die genannten Gesichtspunkte zu be-
rücksichtigen haben. 
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Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schäuble (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 38) : 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß im Rahmen 
des § 33 b des Einkommensteuergesetzes der Pauschbetrag für 
Blinde und für Körperbehinderte bei ständiger Hilflosigkeit in 
Höhe von 7 200 DM auch für schwerstbehinderte Kinder gewährt 
werden muß, deren Behinderung nur geistig ist, und ist die 
Bundesregierung bereit, die entsprechenden Initiativen zu er-
greifen? 

Für die Gewährung des Pauschbetrags für Körper-
behinderte von 7 200 DM in den in der Anfrage be-
zeichneten Fällen kommt es auf den Nachweis der 
Hilflosigkeit an. Nach einem Rundschreiben des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung an 
die Minister und Senatoren für Arbeit und Soziales 
der Länder vom 22. Dezember 1976 (Bundesversor-
gungsblatt 2/1977, Seite 15) ist bei einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um 100 % allein wegen geisti-
ger Behinderung — und damit bei jeder sehr schwe-
ren geistigen Behinderung — stets Hilflosigkeit an-
zunehmen. Auch bei Kindern mit einer weniger 
schweren geistigen Behinderung, die keine Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit um 100 % bedingt, kommt 
nach dem Rundschreiben noch häufig — anders als 
bei Erwachsenen — die Feststellung der Hilflosigkeit 
in Betracht. 

Das Rundschreiben wurde den für die Feststellung 
von Behinderungen zuständigen Versorgungsver-
waltungen und ihren ärztlichen Diensten bekannt-
gemacht. Ich gehe also davon aus, daß entsprechende 
Nachweise erteilt werden. Einer weiteren Initiative 
der Bundesregierung bedarf es deshalb nicht. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen A 39 und 40) : 

Auf Grund welcher statistischer Unterlagen hat die Bundes-
regierung die Mindereinnahmen bei Verzicht auf die Besteuerung 
des Nutzungswerts der eigengenutzten Wohnung für die Steuer-
reformkommission und die Mehreinnahmen, die sich im Zu-
sammenhang mit der Einführung der Einheitswerte 64 für die 
Besteuerung des Nutzungswerts der eigengenutzten Wohnung an-
gegeben wurden, ermittelt? 

Worauf ist zurückzuführen, daß im Vergleich mit diesen Er-
mittlungen nunmehr der jährliche Steuerausfall mit über  ½  Mil-
liarde DM veranschlagt wird (Anfragen 38 und 39 in Drucksache 
8/285 und Anlage 85 im Stenographischen Bericht über die 
23. Sitzung) ? 

Wie ich bereits in der Fragestunde am 21. April 
1977 ausgeführt habe, liegen statistische Unterlagen 
über die Steuereinnahmen aus dem Mietwert der 
eigengenutzten Wohnung nicht vor. Die finanziel-
len Auswirkungen lassen sich deshalb lediglich 
aus der Baustatistik und aus anderen Wirtschafts-
statistiken ableiten. 

Bei den vor über 6 Jahren für die Steuerreform-
kommission ermittelten Steuerausfällen wurde von 
dem Baubestand bis einschließlich 1970 ausgegan

-

gen. Nach grober Schätzung ist damals davon aus-
gegangen worden, daß vom zu versteuernden Volu-
men der Einkünfte aus eigengenutzten Wohnungen 
in 95 % der Fälle der Nutzungswert der Wohnung 
durch Zinszahlungen aufgezehrt wird. 

Nach den nunmehr vorliegenden Ergebnissen der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1973, die 
im September 1975 veröffentlicht wurde, hatten 
40 % der Wohnungsbesitzer keine Zins- und Til-
gungsbelastungen. In diesen Fällen ist grundsätz-
lich ein zu versteuernder Nutzungswert zu unter-
stellen. 

Eine geringere Zinsbelastung ergibt sich auch 
durch die Senkung des Zinssatzes für Hypothekar-
kredite auf Wohngrundstücke. Nach der Zinsstati-
stik der Deutschen Bundesbank ist dieser Zinssatz 
von Januar 1971 bis März 1977 um mehr als 1 %-
Punkt gesunken (von 8,59 % auf 7,47 %). Berück-
sichtigt man ferner, daß von 1973 bis 1978 ein nicht 
unbeträchtlicher Teil der Eigenheimbesitzer ihre 
Schulden weiter getilgt haben, ergibt sich nach 
neuestem Datenbestand bei Abschaffung der Be-
steuerung der eigengenutzten Wohnung die in der 
Beantwortung der Anfrage genannte Größenord-
nung von 500 Millionen DM. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 
Frage A 41) : 

Hält die Bundesregierung es im Sinne der steuerlichen Ge-
rechtigkeit für vertretbar, daß Bürger, die zwischen dem 8 . Mai 
1973 und dem 31. Dezember 1973 ihren Bauschein für ein Ein-
familienhaus erhielten, von dem Steuervorteil des § 7 b ausge-
schlossen bleiben, oder soll auch dieser Personenkreis in die 
ausstehende Neuregelung einbezogen werden? 

Der Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Ver-
günstigungen bei der Herstellung oder Anschaffung 
bestimmter Wohngebäude sieht die Aufhebung der 
Dritten Verordnung über steuerliche Konjunktur-
maßnahmen vom 7. Juni 1973 nicht vor. Der Bau-
herr kann also nach dem Entwurf die erhöhten Ab-
setzungen nach § 7 b EStG bei Ein-, und Zweifami-
lienhäusern und Eigentumswohnungen nicht vor-
nehmen, für die der Bauantrag zwischen dem 
9. Mai 1973 und dem 31. Dezember 1973 gestellt 
worden ist. Ich weise darauf hin, daß die Erteilung 
des Bauscheins für den Ausschluß der erhöhten Ab-
setzungen bedeutungslos ist. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
nachträgliche Aufhebung von konjunkturpolitischen 
Maßnahmen, die im Jahre 1973 geboten waren, die 
Ernsthaftigkeit künftiger staatlicher Maßnahmen in 
ähnlichen Fällen in Frage stellen könnte. Die Bür-
ger könnten künftig konjunkturpolitisch uner-
wünschte Handlungen vornehmen und dabei hoffen, 
daß negative Folgen später rückgängig gemacht 
werden. 
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Die Bundesregierung sieht in der Beibehaltung 
der bisherigen Regelung keinen Widerspruch zur 
steuerlichen Gerechtigkeit. Eine Entscheidung in 
dieser Frage wird das Parlament bei den Beratungen 
des genannten Gesetzentwurfs zu treffen haben. 

Anlage 26 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Fragen des Abgeordneten von der Heydt Frei-
herr von Massenbach (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 
Frage A 42) : 

Trifft es zu, daß zum Nachweis von abzugsfähigen Sonderaus-
gaben von den einzelnen Finanzämtern und sogar innerhalb der 
einzelnen Ämter unterschiedliche Anforderungen an die Art und 
den Umfang der Belege gestellt werden (Bericht der Wirtschafts-
woche vom 29. April 1977), und wenn ja, worauf beruhen diese 
Unterschiede, und wird die Bundesregierung auf eine Verein-
heitlichung der Praxis — nötigenfalls durch entsprechende Richt-
linien — hinwirken? 

Ihre Frage betrifft eine Verwaltungsangelegen-
heit, für die die Landesfinanzverwaltungen zustän-
dig sind. Die Bundesregierung kann deshalb zu der 
Darstellung in der „Wirtschaftswoche" im einzelnen 
nicht Stellung nehmen, sondern die Frage nur unter 
allgemeinen Gesichtspunkten beantworten. 

Inwieweit die Finanzämter Angaben eines Steuer-
pflichtigen in seiner Steuererklärung überprüfen, 
also auch für geltend gemachte Sonderausgaben ei-
nen Nachweis verlangen, liegt im pflichtgemäßen 
Ermessen der Finanzämter und richtet sich nach den 
Verhältnissen des Einzelfalles. Dabei hängt die In-
tensität der Überprüfung notgedrungen auch von 
der Personal- und Arbeitslage ab. Dennoch sollte die 
Verwaltungspraxis möglichst einheitlich sein. 

Ein wesentlicher Schritt in dieser Richtung sind 
die Grundsätze zur Neuorganisation der Finanzäm-
ter und zur Neuordnung des Besteuerungsverfah-
rens, die auf Grund eines Beschlusses der Landes-
finanzministerkonferenz zur Zeit eingeführt wer-
den. Diese Grundsätze sehen für bestimmte Grup-
pen von Fällen, deren eingehende Überprüfung im 
Regelfall nicht ergiebig ist, im Interesse der Arbeits-
erleichterung nur eine überschlägliche Prüfung vor. 
Hinsichtlich der Prüfung von Sonderausgaben gilt 
dabei folgendes: Belege sind nur vorzulegen, wenn 
bei Versicherungsbeiträgen ein Betrag von 3 000 
DM, bei Bausparbeiträgen 2 000 DM und bei Spen-
den 200 DM überschritten sind. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß die Angaben des Steuerpflichtigen 
zutreffen. Im Einzelfall ist das Finanzamt berechtigt, 
eine intensivere Prüfung vorzunehmen und Belege 
anzufordern. Dies geschieht stichprobenweise. Die 
Grundsätze zur Neuorganisation sind im Bundes-
steuerblatt 1976 Teil I Seite 88 veröffentlicht. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Möllemann 
(FDP) (Drucksache 8/357 Frage A 44) : 

Trifft es zu, daß in zahlreichen Einzelfällen Auszubildende 
während ihrer Ausbildungszeit zum Wehrdienst einberufen wur-
den, was für die Auszubildenden zu erheblichen und vermeid-
baren Härten geführt und in den Betrieben zu einer Blockierung 
von Ausbildungsplätzen beigetragen hat, und ist gegebenenfalls 
die Bundesregierung bereit, die Einberufungspraxis flexibler zu 
gestalten, damit gerade im Hinblick auf die angespannte Situation 
auf dem Ausbildungsmarkt vermeidbare Härten vermieden wer-
den? 

Die Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes stellen 
sicher, daß Wehrpflichtige ohne Hochschul- oder 
Fachhochschulreife ihre erste Berufsausbildung 
grundsätzlich vor der Einberufung zum Grundwehr-
dienst abschließen können. Wehrpflichtige werden 
während ihrer Ausbildungszeit nur dann zum Wehr-
dienst einberufen, wenn sie vor Aufnahme der Aus-
bildung die Hochschul- oder Fachhochschulreife er-
worben haben. Die generelle Zurückstellung solcher 
Wehrpflichtiger ist, wie die Bundesregierung auf 
entsprechende Fragen der Herren Kollegen Dr. 
Franz und Dr. Geßner in den Fragestunden des 
Deutschen Bundestages am 19. 3. 1976 und am 2. 3. 
1977 ausgeführt hat, aus Gleichheitsgründen nicht 
vertretbar. Das diesen Personenkreis betreffende 
Verfahren ist inzwischen jedoch flexibler gestaltet 
worden; eine solche Ausbildung führt dann zur Zu-
rückstellung, wenn sich die Ausbildung durch die 
Einberufung über die Grundwehrdienstdauer hin-
aus zusätzlich um mehr als sechs Monate verzögert. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/357 Fragen A 45 und 46) : 

Warum wird der bereits 1974 angeordnete Auftrag zur Fest-
stellung der psychophysischen Belastung des fliegenden Perso-
nals (Luftfahrzeugführer und Luftfahrzeugbesatzungsangehörige) 
nicht fortgeführt bzw. abgeschlossen? 

Warum werden die inzwischen gewonnenen Meßdaten (z. B. 
Meßflüge beim LTG 61 Penzing) nicht ausgewertet? 

Das Flugmedizinische Institut der Luftwaffe wurde 
durch einen Gutachterauftrag des Bundesministe-
riums der Verteidigung im März 1967 erstmalig mit 
der Frage der „Psycho-physischen Belastung von 
Luftfahrzeugführern und -besatzungsangehörigen" 
befaßt. Aufgrund flugmedizinischer Fragestellungen 
wurden bislang in den Studien bestimmte Personen-
gruppen gezielt herausgegriffen und untersucht. 

Im einzelnen liegen folgende Forschungs-Teil-
ergebnisse zur psychophysischen Belastung des flie-
genden Personals vor: 

1. „Über die psychophysische Belastung des 
Kampfbeobachters auf dem LFZ-Muster ,Phan-
tom' " 
Dr. K. Gerbert, Dezember 1971 

2. „Ergebnisse flugpsychologischer Studien über die 
psychophysischen Belastungen von Luftfahrzeug-
führern und Besatzungsmitgliedern" 
Dr. K. Gerbert, Juli 1972 

3. Gutachterliche Stellungnahme zur „Psycho-physi-
schen Belastung von Luftfahrzeugführern und 
Luftfahrzeugbesatzungsangehörigen", OTA PD 
Dr. Ulbrecht, August 1972 
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4. „Untersuchungen zur Objektivierung der psycho-
physischen Belastung von Flugzeugpiloten", Prof. 
Dr. Müller-Limmroth et al., Forschungsbericht aus 
der Wehrmedizin, Bundesministerium der Ver-
teidigung - FBWM 73-10, 1973 

5. „Über die psychophysischen Belastungen und 
die gesundheitliche Beanspruchung der Strahl-
flugzeugführer 
Dr. K. Gerbert, 1975 

6. „Untersuchungen der Kreislaufregelung bei Vi-
gilanzleistung und -ermüdung, bezogen auf die 
Belastung im Flugdienst" 
(Durchführung der Messungen im Einsatz der 
Breguet !1150 „Atlantic"), 
OFA Prof. Dr. Meyer-Delius, 1976. 

Zur Zeit noch nicht abgeschlossen ist die umfang-
reiche Studie „Vergleichende Untersuchungen zur 
psycho-physischen Belastung der auf Transall C-160 
eingesetzten Besatzungsmitglieder auf Langstrek-
kenflügen/Ausbildungspersonal für ständige Luft-
fahrzeugbesatzungsangehörige". 

Diese flugmedizinisch-flugpsychologischFor-
schungsarbeit auf der Basis der seit 1967 gewonne-
nen Erkenntnisse wurde 1974 konzipiert. Die Arbei-
ten werden als Sonderforschungsauftrag kontinuier-
lich weitergeführt. 

Gegenwärtig ist eine sichere Aussage über den 
voraussichtlichen Abschluß des Forschungsauftrages 
noch nicht möglich, da mit diesen Untersuchungen 
wissenschaftliches „Neuland betreten" wurde, wobei 
unter anderem auch alle methodischen Details der 
Arbeitsschritte erst gefunden werden müssen. Es 
wird angestrebt, die wissenschaftliche Aufbereitung 
der bisherigen Erkenntnisse, Erarbeitung von Be-
wertungskriterien und abschließende Beurteilung 
noch in diesem Jahre abzuschließen. 

Für die Auswertung der magnetbandgespeicherten 
physiologischen und operationellen Parameter mit 
Hilfe der Elektronischen Datenverarbeitung (EDV) 
standen Ende Februar 1976 die beantragten Betriebs-
mittel zur Verfügung. 

Die Bearbeitung erfolgt in Zusammenarbeit zwi-
schen dem Flugmedizinischen Institut der Luftwaffe 
und dem Rechenzentrum der Firma Industrieanla-
gen-Betriebsgesellschaft (IABG). 

Die erarbeiteten Programme liegen seit Januar 
1977 im Flugmedizinischen Institut der Luftwaffe 
vor. Die weitere Massenauswertung und Beurteilung 
wird im eigenen Bereich durchgeführt. 

Anlage 29 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Hansen (SPD) (Druck-
sache 8/357 Frage A 49) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung rechtlich sowie politisch die 
Tatsache, daßMitgliedern einer Bürgerinitiative in Bergkamen 
durch eine Elektrizitätsgesellschaft ein Betrag von insgesamt 
1,5 Millionen DM versprochen worden ist, um die Genehmigung 

zum Bau eines Steinkohlekraftwerks durchzusetzen, und was 
wird sie unternehmen, um derartige Verfahrensweisen, zu denen 
sich Staatssekretär Bölling bereits am 2. Mai kurz geäußert hat, 
in Zukunft zu verhindern? 

Die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Dort-
mund hat am 6. Mai 1977 aufgrund von Pressebe-
richten gegen die drei Sprecher der Bürgerinitiative 
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. Außerdem be-
absichtigen laut Presseberichten Mitglieder der Bür-
gerinitiative, Zivilprozesse wegen der Auszahlung 
der Gelder zu führen. 

Angesichts der im Zuständigkeitsbereich nord-
rhein-westfälischer Gerichte und Staatsanwaltschaf-
ten anhängigen Straf- und Zivilverfahren hat die 
Bundesregierung von einer rechtlichen Beurteilung 
des Vorfalles Abstand zu nehmen. Die Bundesregie-
rung hält es allerdings für erforderlich, daß zwi-
schen dem Recht, seine Meinung — auch in Form 
einer Bürgerinitiative — frei zu äußern und dem 
Recht, einen zivilrechtlichen Ersatzanspruch geltend 
zu machen, streng unterschieden werden sollte. 

Anlage 30 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/358 Frage A 50) : 

Aus welchen Gründen findet das Seminar der Vereinten Na-
tionen in der Bundesrepublik Deutschland zu Fragen auf dem 
Gebiet der Menschenrechte, wofür im Einzelplan 07 ursprünglich 
70 000 DM bereitgestellt waren, nun doch nicht statt? 

Die Bundesregierung hat sich neben anderen 
europäischen und außereuropäischen Regierungen 
zur Ausrichtung eines VN-Seminars über Menschen-
rechtsfragen bereit erklärt. Die Menschenrechtsab-
teilung des Generalsekretärs der Vereinten Natio-
nen hat jedoch zunächst Osterreich als Gastgeber

-

land ausgewählt. Die Bundesregierung ist weiterhin 
bereit, im Jahre 1978 oder 1979 ein solches VN-
Seminar zu veranstalten, und wird sich zu gegebe-
ner Zeit um die Bewilligung der dafür erforder-
lichen Mittel bemühen. 

Anlage 31 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 51) : 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, aus welchen 
Quellen die privaten Einrichtungen finanziert wurden, die sich 
die in Stammheim inhaftierten Terroristen zugelegt haben, und 
mit welchen Mitteln die große Zahl der von ihnen abonnierten 
Zeitungen und Zeitschriften bezahlt werden? 

Die mit der Bekämpfung des Terrorismus befaßten 
staatlichen Organe wenden im Rahmen ihrer Auf-
klärungsarbeit ihre Aufmerksamkeit auch den Pro-
blemen zu, die Sie in Ihrer Fragestellung angeschnit-
ten haben. Der Bundesregierung liegen dazu Er-
kenntnises vor, die aber aus Sicherheitsgründen 
vertraulich behandelt werden müssen. 
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Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 52 und 53) : 

Wie viele der 123 wegen terroristischer Gewalttaten rechts-
kräftig Verurteilten sind inzwischen bereits wieder aus der Haft 
entlassen worden und dann wieder in den Untergrund gegangen, 
und wie viele der verbleibenden Verurteilten werden in den 
nächsten zwei bzw. vier Jahren entlassen werden? 

Wie lange war bei allen diesen rechtskräftig verurteilten 
Terroristen die durchschnittliche Zeitspanne zwischen Festnahme 
und rechtskräftigem Urteil? 

Zu Frage A 52: 

Aus dem Bereich der von Ihnen angesprochenen 
Urteile haben 99 eine Verurteilung zu Freiheits-
strafen ausgesprochen. Die Zahl der Verurteilten, die 
nach voller Verbüßung von Freiheitsstrafen wieder 
entlassen worden sind, ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. Dazu müßten die zuständigen Landesjustiz-
verwaltungen Auskunft erteilen. Die Bundesregie-
rung wird bei den Landesjustizverwaltungen ent-
sprechende Auskünfte einholen und die Frage als-
dann beantworten. 

Der Bundesregierung sind drei Personen bekannt, 
die wegen terroristischer Gewalttaten rechtskräftig 
verurteilt wurden und nach Teilverbüßung der 
Strafe untergetaucht sind. Die Genannten befinden 
sich seit Juni 1972 bzw. Mai 1975 wieder in Haft. 

Bis zum 4. Juni 1979 stehen acht und von diesem 
Zeitpunkt bis zum 31. Juli 1981 stehen 12 weitere 
rechtskräftig zu Freiheitsstrafe verurteilte terroristi-
sche Gewaltäter zur Entlassung heran. Hierbei sind 
derzeit anhängige Ermittlungs- bzw. Strafverfahren, 
deren Ausgang in einzelnen Fällen die Entlassung 
weiter in die Zukunft verschieben könnte, nicht be-
rücksichtigt. 

Zu Frage A 53: 

Die Beantwortung dieser Frage ist der Bundes-
regierung zur Zeit nicht möglich, da statistisches Ma-
terial von den auch insoweit zuständigen Landes-
justizverwaltungen nicht zur Verfügung steht und 
von den Landesjustizverwaltungen nicht ohne grö-
ßeren Verwaltungsaufwand erstellt werden kann. 
Eine Durchschnittszahl hätte im übrigen keine große 
Aussagekraft. Die Bundesregierung wird aber auch 
zu dieser Frage die zuständigen Landesjustizverwal-
tungen um Auskunft bitten und anschließend die 
Frage beantworten. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 54) : 

Verstoßen Anzeigen wie das anscheinend von „Suzuki Deutsch-
land”, Heppenheim, aufgegebene Inserat mit dem Werbespruch 

„Die Sportkanone für Sdiarfschützen” für das Motorrad gleichen 
Namens bereits nach geltender Rechtslage gegen Straf- und 
andere Vorschriften, und  wenn  nein, wird die Bundesregierung 
dies zum Anlaß einer gesetzgeberischen Initiative nehmen? 

Ich verstehe die Frage dahin, daß sie die Zuläs-
sigkeit der Werbeanzeige „Die Sportkanone für 
Scharfschützen" auch vor dem Hintergrund der Er-
mordung von Generalbundesanwalt Buback und 
seiner beiden Mitarbeiter betrifft. Die Anzeige ist 
zwar erst am 20. April 1977, also 13 Tage nach dem 
Attentat, erschienen. Presseberichten ist jedoch zu 
entnehmen, daß ,die Anzeige schon am 3. März 1977 
beim Verlag eingegangen war und nach dem Atten-
tat aus technischen Gründen keine Möglichkeit mehr 
bestanden hat, die Anzeige zurückzuziehen oder un-
kenntlich zu machen. Geht man von-dieser Sachlage 
aus, so scheidet die Anwendung strafrechtlicher 
Vorschriften, etwa der Vorschriften gegen öffent-
liche Aufforderung zu Straftaten (§ 111 StGB), gegen 
die Anleitung zu Straftaten (§ 130 a StGB) oder ge-
gen die Billigung von Straftaten (§ 140 StGB) aus, 
wobei offen bleiben kann, ob eine solche Anzeige, 
wenn sie nach dem Attentat aufgegeben worden 
wäre, die objektiven und subjektiven Vorausset-
zungen dieser Straftatbestände erfüllt hätte. 

Um so nachdrücklicher muß aber die allgemeine 
Frage gestellt werden,  in  welchem Umfang es hin-
genommen werden kann, daß die Wirtschaftswer-
bung sich derart aggressiver Werbeformen bedient. 
Nach § 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb kann eine übermäßig auf menschliche Ge-
waltinstinkte abzielende Werbung unzulässig sein. 
Ein Verstoß gegen diese zivilrechtliche Vorschrift 
löst allerdings nur Unterlassungs- und Schaden-
ersatzansprüche aus. Eine strafrechtliche Sanktionie-
rung dieser wettbewerbsrechtlichen Generalklausel 
kommt schon wegen des strafrechtlichen Bestimmt-
heitsgrundsatzes nicht in Betracht. Wegen der Viel-
gestaltigkeit der in Betracht kommenden Fälle wäre 
aber auch ein besonderes strafrechtlich sanktionier-
tes Verbot von Erscheinungsformen der aggressiven 
Werbung sehr problematisch, denn ein solches Ver-
bot könnte sich entweder als zu eng oder als zu un-
bestimmt erweisen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist in sol-
chen Fällen aber auch und in erster Linie die Wirt-
schaft selbst aufgerufen, etwa unter Einsatz der be-
stehenden Selbstkontroll-Einrichtungen die erfor-
derlichen Schritte zu unternehmen, um Werbefor-
men dieser Art zu verhindern. Ich begrüße es daher, 
daß inzwischen der Deutsche Werberat die Verwen-
dung eines derart aggressiven und militärischen 
Vokabulars mißbilligt hat. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 55) : 

Wie hoch ist die Verschuldung der Volksrepublik Polen gegen-
über der Bundesrepublik Deutschland seit 1970, und wie hoch 
sind die von der Bundesregierung seit 1970 verbürgten Kredite 
an die Volksrepublik Polen? 

Nach Angaben der Deutschen Bundesbank war 
Polen Ende 1975 gegenüber der Bundesrepublik 
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Deutschland mit netto rd. 3 Milliarden DM verschul-
det. Die Bundesrepublik schätzt, daß die deutschen 
Nettoforderungen gegenüber der Volksrepublik Po-
len per Ende 1976 bei rd. 4 Milliarden DM gelegen 
haben. Angaben über die Entwicklung der Verschul-
dung ab 1970 liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Rh  bitte um Verständnis, daß die Obligozahlen, 
die nicht geographische Räume, sondern Einzellän-
der betreffen, bei uns wie auch in anderen Export-
ländern vertraulich behandelt werden. Ich bin des-
halb gern bereit, in den Bundestagsausschüssen alle 
gewünschten Zahlenangaben zu machen. Zuletzt ist 
dies für alle Staatshandelsländer sehr detailliert in 
Anlage 2 zum Jahresbericht über die nach §§ 8-12, 
15 und 16 Haushaltsgesetz 1976 übernommenen 
Gewährleistungen nach dem Stand vom 31. Dezem-
ber 1976 des Bundesministeriums für Finanzen an 
den Haushaltsausschuß geschehen. Selbstverständ-
lich ist der Bundesminister für Wirtschaft auch be-
reit, Ihnen gegenüber in einem persönlichen Ge-
spräch die gewünschten Informationen zu geben. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Abelein (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 56 und 57): 

Wie ist die derzeitige Situation des Arbeitsmarkts in Berlin, 
und welche Entwicklung verzeichneten die Investitionen der 
Wirtschaft in Berlin im Verlauf der letzten Jahre? 

Welche Vorstellungen für die Stärkung der wirtschaftlichen 
Situation Berlins hat die Bundesregierung? 

Nach den Daten für April liegt die Arbeitslosen-
quote in Berlin mit 4,8 % leicht über der des Bun-
desdurchschnitts mit 4,6 4)%. Im Vergleich zum Vor-
monat März lassen beide Zahlen die erwartete sai-
sonübliche Frühjahrsbelebung vermissen. 

Die an sich geringfügig höhere Quote in Berlin 
ist insofern bemerkenswert, als sie seit Juni 1973 
erstmals über der des Bundesdurchschnitts und auch 
über der des Vormonats März liegt, während sie 
im Bundesdurchschnitt leicht zurückgegangen ist. 

Andererseits hat die Zahl der Kurzarbeiter in 
Berlin sowohl im Vergleich zum Vormonat als auch 
zum Vorjahresmonat deutlich stärker abgenommen 
als im Bundesdurchschnitt. Eine Detailanalyse wäre 
zunächst von der zuständigen Senatsverwaltung in 
Berlin vorzunehmen. 
Die Bruttoanlageinvestitionen zu Preisen von 1962 

haben sich in den letzten beiden Jahren in Berlin 
im Vergleich zum Bundesdurchschnitt ungünstiger 
entwickelt. So ergab sich für 1975 nach vorläufigen 
Berechnungen in Berlin ein Rückgang um 8,4 % und 
im Bundesdurchschnitt ein Rückgang um 4,1 %. In 
1976 stiegen die Bruttoanlageinvestitionen nach 
den vorläufigen Ergebnissen im Bundesdurchschnitt 
um 4,7 %, während sie in Berlin um 3,2 % zurück-
gingen. 
Es ist das erklärte Ziel der Bundesregierung, in 

Berlin die gleichen wirtschaftlichen Entwicklungs

-

möglichkeiten wie im übrigen Bundesgebiet zu 
schaffen. Die Stärkung der wirtschaftlichen Situa-
tion Berlins umfaßt daher eine ganze Reihe von 
Teilbereichen, auf denen die Bundesregierung tätig 
wird. So ist in dem mehrjährigen Programm füt Zu-
kunftsinvestitionen für Berlin eine höhere Quote 
vorgesehen. Im Bereich von Forschung und Ent-
wicklung sind Sonderregelungen für Berlin getrof-
fen und weitere in der Diskussion. Zu dem Komplex 
gehört auch die Verbesserung der Verkehrsbin-
dungen zwischen Berlin und dem übrigen Bundes-
gebiet, über deren Einzelheiten ich hier aus ver-
ständlichen Gründen nichts sagen möchte. Zu nen-
nen ist auch die Bereitstellung einer gesicherten 
Energieversorgung Berlins. Die Bundesregierung 
wird darüber hinaus bei allen Maßnahmen, die die 
wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik 
stimulieren sollen, die besonderen Belange Berlins 
im Auge behalten. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 58) : 

Auf welche konkreten Tatsachen gründete Bundeskanzler 
Schmidt seine Aufforderung an die Arbeitgeber bei der zentralen 
Mai-Kundgebung des DGB in Köln, endlich Schluß zu machen 
„mit der Miesmacherei und mit der Investitionsunlust", und kann 
mangelnde Investitionsbereitschaft nicht auch ihre Ursachen in 
einem Fehlverhalten der Bundesregierung haben? 

Wie im Bulletin der Bundesregierung vom 4. Mai 
1977 (Nr. 46, S. 415) nachzulesen ist, hat der Bundes-
kanzler auf der Maikundgebung des DGB in Köln 
ausgeführt: „Aber dazu ist es notwendig, daß die-
jenigen, die über die privaten Investitionen in unse-
rer Wirtschaft beschließen — ich meine die Unter-
nehmerschaft, ich meine die Leitungen der Unter-
nehmungen —, endlich Schluß machen mit Zukunfts-
angst und mit Investitionsunlust." Der Bundeskanz-
ler hebt damit auf kein bestimmtes Zitat eines Ar-
beitgebervertreters ab. Der Bundeskanzler bezieht 
sich vielmehr auf die Summe aller Erklärungen und 
Verlautbarungen aus dem Arbeitgeberbereich. 

In einer Reihe von Äußerungen sind in der Ver-
gangenheit die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die 
zweifellos vorhanden sind, zumindest überzeichnet 
worden. Dagegen wurden Fortschritte und Erfolge, 
die ebenso zweifelsfrei vorhanden sind, oft igno-
riert und bagatellisiert. 

Die gesamtwirtschaftlichen Ergebnisse des Jahres 
1976 — ein reales Wirtschaftswachstum von 5h/2 %, 
eine Inflationsrate, die zum Jahresende bereits deut-
lich unter 4 % lag, der beträchtliche Abbau der 
Kurzarbeit und die gute Zahlungsbilanzsituation 
der Bundesrepublik — unterstreichen die Diskrepanz 
zwischen der Realität und der Lagebeurteilung, wie 
sie von manchen im Unternehmensbereich vertre-
ten wird. 

Wenn die Auffassung Ihres Fraktionskollegen 
Dr. h. c. Strauß richtig ist, daß „Wirtschaftspolitik 
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immer auch ein Stück Psychologie" ist, — und die 
Bundesregierung ist in diesem Punkt derselben Mei-
nung — dann müssen sich alle darüber im klaren 
sein, daß sie mit einer pessimistischen Öffentlich-
keitsarbeit die Bemühungen der Bundesregierung, 
die Investitionsneigung bei den Unternehmen zu 
fördern, nicht gerade unterstützen. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 
(SPD) (Drucksache 8/357 Frage A 59) : 

Wird die Bundesregierung trotz der in letzter Zeit zunehmen-
den Kritik aus verschiedenen Kreisen von Energieversorgungs-
unternehmen und von Energiewissenschaftlern an der Fernwärme 
weitere Maßnahmen zur Förderung der Fernwärme, insbesondere 
zur Verdichtung und optimalen Nutzung vorhandener innerstädti-
scher Fernwärmenetze, ergreifen, und wenn ja, um welche Maß-
nahmen wird es sich handeln? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß das vor-
handene wirtschaftliche Fernwärmepotential der 
Ballungsgebiete — insbesondere durch Anwendung 
der Kraft-Wärme-Kopplung und der industriellen 
Abwärmenutzung — erschlossen werden sollte. 
Fernwärme in dieser Form ist energiesparend, um-
weltschonend und tendenziell ölverdrängend. Ver-
einzelte Kritik betraf vor allem die Frage der Ener-
gieersparnis. Dazu ist festzustellen, daß Fernwärme 
auf der Basis Kraft-Wärme-Kopplung dazu beiträgt, 
die bei der Stromerzeugung physikalisch bedingt an-
fallende Abwärme zu nutzen und Verbrauchern zu-
zuführen, die andernfalls ihren Wärmebedarf durch 
zusätzlichen Primärenergieeinsatz decken müßten. 
Die Bundesregierung hat für den kontinuierlichen 
Fernwärmeausbau — auf der Basis Kraft-Wärme-
Kopplung — die zeitlich unbefristete Investitionszu-
lage in Höhe von 7,5 % eingeführt. Zusätzlich sind 
im jetzt beschlossenen Programm für Zukunftsin-
vestitionen erhebliche Mittel bereitgestellt, um bis 
1980 einen möglichst großen Teil des wirtschaft-
lich erschließbaren Fernwärmepotentials auszu-
schöpfen. Im Rahmen der Fortschreibung des Ener-
gieprogramms wird geprüft, welche Maßnahmen im 
übrigen geeignet sind, eine geordnete Eingliederung 
der Fernwärme in den Wärmemarkt zu erleichtern. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Pensky (SPD) (Drucksache 
8/357 Frage A 60) : 

Trifft die in der Zeitschrift ,PS — die Motorradzeitung" 
Heft 3, März 1977, Seite 17, dargelegte Vermutung zu, daß auf 
der Grundlage des § 10 Abs. 2 der Tarifverordnung bezüglich 
der Schadenbedarfsstatistik Manipulationen möglich sind, weil 
der HUK-Verband nicht daran gehindert werden könne, in der 
Einzelstatistik die genügend große Anzahl .aus denjenigen 
Unternehmen zusammenzusuchen, die in der Motorradhaftpflicht 
schlecht abgeschnitten haben", und wird die Bundesregierung 
gegebenenfalls eine Novellierung des entsprechenden Paragra-
phen vornehmen? 

Die in der Zeitschrift „PS — Die Motorradzeitung", 
Heft 3/77, S. 17, geäußerte Vermutung, der HUK-
Verband könne durch Zusammenfassung von Stati-
stiken derjenigen Versicherungsunternehmen (VU), 
die in der Motorrad-Haftpflicht schlecht abgeschnit-
ten haben, die Höhe der Versicherungsprämien steu-
ern und das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen (BAV) als Aufsichtsbehörde könne dies 
nicht verhindern, trifft nicht zu. 

Der Schadenbedarf wird in der Gesamtstatistik im 
Sinne der Tarif-Verordnung für jede einzelne Wag-
nisgruppe grundsätzlich nach dem Wert angesetzt, 
der dem gesamten Schadenverlauf aller VU im letz-
ten erfaßten Kalenderjahr entspricht. Die Gesamtsta-
tistik erfaßte bis zu den jeweiligen Stichtagen in den 
Jahren 1972 bis 1975 jeweils 93,7 — 96,98 v. H. des 
Beitragsaufkommens in der K-Versicherung. Die Ge-
samtstatistik wird unter Mitwirkung der Aufsichts-
behörde erstellt; das BAV überprüft die statistischen 
Angaben der VU. Die Herausnahme statistischer Er-
gebnisse einzelner VU aus der Gesamtstatistik aus 
den von der Zeitschrift genannten Gründen ist daher 
nicht möglich. Die statistischen Angaben der bis zum 
Stichtag in der Gesamtstatistik nicht erfaßten VU 
werden anhand der vorläufigen Angaben der Ge-
samtstatistik ebenfalls überprüft. 

Änderungen der Verordnung sind daher aus den 
von der Zeitschrift genannten Gründen nicht not-
wendig. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) 
(Drucksache 8/357 Fragen A 61 und 62) : 

Wird die Bundesregierung nach Inkrafttreten des Bundesnatur-
schutzgesetzes am 21. Dezember 1976 die Naturparks aus Bundes-
mitteln weiter regelmäßig fördern, um sie bei ihren Aufgaben 
im Rahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
unterstützen, insbesondere auch unter dem Aspekt, daß die 
Förderung durch Bundesmittel die Grundlage für zusätzliche Auf-
tragserteilungen an Unternehmen schaffen würde, was auch im 
Hinblick auf eine Strukturpolitik sinnvoll erscheint? 

Welche Beträge werden im Jahr 1977 und 1978 von der Bundes-
regierung für die Naturparks im Haushalt des Bundes zur Ver-
fügung stehen, und nach welchen Kriterien werden diese Mittel 
vergeben? 

Die Bundesregierung hatte in der Vergangenheit 
Haushaltsmittel für Naturparke ohne ausdrückliche 
fachgesetzliche Grundlage und zuletzt nur im Vor-
griff auf die erwartete Finanzierungsregelung des 
Bundesnaturschutzgesetzes zur Verfügung gestellt. 
Der Deutsche Bundestag hatte dann auch in Über-
einstimmung mit den Absichten der Bundesregierung 
beschlossen, in das BNatSchG eine Finanzierungs-
vorschrift aufzunehmen, nach der der Bund Mittel 
für die Förderung von Maßnahmen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege bereitstellen konnte, 
sofern dies im gesamtstaatlichen Interesse und zur 
Erfüllung internationaler Verpflichtungen erforder-
lich sei. Der Bundesrat hat die Aufnahme einer der-
artigen Regelung abgelehnt. Angesichts dieser Lage 
hat die Bundesregierung davon abgesehen, in den 
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Entwurf des Haushaltsplanes 1977 Mittel zur Förde-
rung des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
und damit auch von Naturparken aufzunehmen. Da-
mit ist die Bundesregierung auch nicht in der Lage, 
wie von ihr beabsichtigt war, insbesondere grenz-
übersdireitende Naturparke und Naturparke von 
überregionaler Bedeutung finanziell zu fördern. 

Es bleibt abzuwarten, ob sich der Deutsche Bun-
destag gleichwohl entschließt, in den Haushalt 1977 
Mittel für Naturschutzmaßnahmen von gesamtstaat-
licher und internationaler Bedeutung einzustellen. 
Solange der Bundestag nicht eine derartige positive 
Entscheidung getroffen hat, ist eine Beantwortung 
der zweiten Frage nicht möglich. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. von Geldern (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 63) : 

Ist die Bundesregierung in den angekündigten Bemühungen 
erfolgreich gewesen, im Tauschweg mit anderen Ostseeanlie-
ger-Staaten die deutsche Dorschfangquote in der Ostsee zu er-
höhen, oder ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, die 
bisherige Quote von 18 000 t für 1977 nach schwedischem Vor-
bild für nicht ausreichend zu erklären, um nicht innernationale 
Grenzen der Fangrechte zwischen Nord- und Ostsee künstlich 
errichten zu müssen? 

Die Bundesregierung setzt ihre Bemühungen fort, 
im Tauschwege mit anderen Ostsee-Anliegerstaaten 
die deutsche Dorschquote für das Jahr 1977 gegen 
Quotenteile an Hering bzw. Sprotte zu erhöhen. Von 
vier möglichen Tauschpartnern hat sich bisher einer 
endgültig ablehnend geäußert; zwei haben erklärt, 
gegenwärtig auf ein Tauschangebot nicht eingehen 
zu wollen, ohne es also endgültig abzulehnen. Die 
Fischereiverwaltung des vierten denkbaren Tausch-
partners hat am 9. Mai 1977 Interesse bekundet, zu-
sammen mit anderen Fragen auch einen Quoten-
tausch zu diskutieren. Ein Gesprächstermin wurde 
noch nicht vereinbart. 

Die Bundesregierung hat sich dem Einspruch 
Schwedens gegen die im Rahmen der Ostsee-Fische-
rei-Kommission vereinbarten Dorschquoten nicht an-
geschlossen, weil eine Begrenzung des Dorsch

-

fangs in der Ostsee fischereiwissenschaftlich gebo-
ten und die deutsche Quote im Verhältnis zu den 
Quoten der anderen Anliegerstaaten angemessen ist. 
Vor allem aber hätte ein deutscher Einspruch mit 
Sicherheit Einsprüche anderer Länder nach sich 
gezogen und damit nicht nur die international ver-
einbarte Regulierungsmaßnahme für den Ostsee

-

Dorsch zu Fall gebracht, sondern andere Ostsee

-
Anliegerstaaten zu einseitigen Maßnahmen veran-
laßt, die unsere Fangmöglichkeiten in der Ostsee 
insgesamt gefährdet hätten. 

Die Bundesregierung wird — sollte eine Erhö-
hung der Dorsch-Quote nicht zu erreichen sein  — 
die  für den Rest des Jahres 1977 verbleibenden 
Fangmöglichkeiten alsbald im Verordnungswege 
den Fischern vorbehalten, die auf die Ostsee als 
einzigen Fangplatz angewiesen sind. Es ist zu er

-

warten, daß die Solidarität zwischen Fischern von 
der Norsee- und Ostseeküste diese Entscheidung 
mittragen wird, zumal die Fischerei auf andere Ar-
ten in der Ostsee unberührt bleibt und die Fischer 
von der Nordseeküste sich in den ersten Monaten 
dieses Jahres bereits in beträchtlichem Umfang an 
der. Dorsch-Fischerei beteiligt haben. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Bühler (Bruchsal) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 64) : 

Ist die Bundesregierung bereit, den Beschluß der Deutschen 
Bundesbahn, vom Jahr 1978 an den Austausch von Eisenbahner-
kindern zwischen der SNCF und der Deutschen Bundesbahn ein-
zustellen, zu überprüfen, insbesondere angesichts der Tatsachen, 
daß zum einen die Deutsche Reichsbahn (DDR) seit Jahren ähn-
liche Kontakte mit der SNCF zu knüpfen versucht, deren Ableh-
nung von der SNCF mit der Begründung erfolgte, der 
Jugendaustausch werde schon mit der Deutschen Bundesbahn 
vollzogen, und zum anderen der über das deutsch-französische 
Jugendwerk abgewickelte deutsch-französische Jugendaustausch 
in den letzten Jahren vom Umfang her erheblich zurückgegangen 
ist? 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn (DB) gebeten, die An-
gelegenheit zu prüfen. Der Vorstand der DB wird 
Sie über das Ergebnis der Prüfung unmittelbar un-
terrichten. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) 
(Drucksache 8/357 Frage A 65) : 

Wie hoch wäre die Energieeinsparung im Verkehrsbereich und 
am gesamten Endenergieverbrauch bei Einfügung einer generel-
len Geschwindigkeitsbegrenzung von 130 Stundenkilometern auf 
Autobahnen, und gedenkt die Bundesregierung, angesichts des 
Energiesparpotentials eine Geschwindigkeitsbegrenzung einzu-
führen? 

Bei einer Geschwindigkeitsbegrenzung auf 130 
Stundenkilometer auf Autobahnen wird der ge-
schätzte Einspareffekt mit weniger als 0,5 %, also 
weniger als 100 000 t Vergaserkraftstoff jährlich be-
ziffert. 

Der Endenergieverbrauch 1975 betrug 234 Mil-
lionen t SKE,  davon entfielen auf den Verkehrs-
sektor 46,2 Millionen t SKE. Eine Einsparung von 
100 000 t Vergaserkraftstoff würde eine Einsparung 
von 0,064 % des Gesamtenergieverbrauchs und von 
0,32 % des Verbrauchs im Verkehrssektor bringen 
(100 000 t Vergaserkraftstoff = 149 000 t SKE). 

Die Frage der Einführung einer Geschwindigkeits-
begrenzung auf Bundesautobahnen läßt sich erst 
nach Auswertung des abgeschlossenen Großver-
suchs unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssicher-
heit klären. Wenn maßgebende Gesichtspunkte der 
Verkehrssicherheit für eine solche Einführung spre-
chen, wird auch das Ausmaß der Energieeinsparung 
beachtet werden müssen. Obwohl der Umfang der 
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Energieeinsparung nach den der Bundesregierung 
vorliegenden Unterlagen relativ gering ist, wird ihr 
international hohes Gewicht beigemessen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Hoffie (FDP) (Drucksache 
8/357 Fragen A 66 und 67): 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Stel-
lungnahme der Bundesanstalt für das Straßenwesen zum Pro-
blemkreis "Tempo 100 für Omnibusse auf Autobahnen", und 
sind in nächster Zeit von der Bundesregierung Maßnahmen 
(gegebenenfalls welche) auf diesem Gebiet zu erwarten, die 
den derzeitigen Zustand abändern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung wissenschaftliche Unter-
suchungsergebnisse (vor allem aus den USA) über die Frage, in 
welchem Umfang durch Drogen allein (z. B. durch Betäubungs-
mittel, Rauschgifte usf.) die Fahrtüchtigkeit beeinflußt wird und 
dadurch eine starke Minderung der Fahrtüchtigkeit nachgewie-
sen werden konnte, und welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Zu Frage A 66: 

Das Gutachten der Bundesanstalt für Straßenwesen 
(BASt) ist den Ländern und den Verbänden zur Stel-
lungnahme zugeleitet worden. Eine Besprechung mit 
den zuständigen obersten Landesbehörden wird am 
23. Mai 1977 stattfinden. Von dem Ergebnis dieser 
Besprechung wird es abhängen, welche Schlußfolge-
rungen aus dem BASt-Gutachten gezogen werden. 

Zu Frage A 67: 

Die wissenschaftlichen Untersuchungsergebnisse 
über die Auswirkungen der unter Drogen stehenden 
Fahrererlaubnisinhaber auf die Fahrtüchtigkeit wer-
den von der Bundesregierung aufmerksam verfolgt. 
Nach den bisherigen Ergebnissen ist der Nachweis 
der Drogeneinnahme nur schwer zu führen. Geeig-
nete Methoden zur Prüfung an Ort und Stelle sind 
noch nicht verfügbar. Zwar ist bekannt, daß durch 
Drogen die Fahrtüchtigkeit beeinträchtigt werden 
kann, es bestehen jedoch noch keine ausreichenden 
Erkenntnisse, um einen Grenzwert für die Fahr-
tüchtigkeit nach der Einnahme von Drogen festzu-
legen. Weitere Untersuchungsergebnisse bleiben da-
her abzuwarten. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Pensky (SPD) (Drucksache 
8/357 Frage A 70): 

Gibt es eine Statistik, aus der hervorgeht, inwieweit bei 
Straßenverkehrsunfällen, an denen Motorradfahrer beteiligt 
waren, diese daran schuldhaft beteiligt gewesen sind, und wenn 
nein, wird die Bundesregierung eine solche Statistik erstellen 
lassen? 

Erstmalig für 1975 sind in der Straßenverkehrs-
unfallstatistik vom Statistischen Bundesamt Angaben 
über die Hauptverursacher von Straßenverkehrsun-
fällen mit Personenschaden veröffentlicht worden, 
die nach Verkehrsbeteiligung, Geschlecht und Alters-
klasse gegliedert sind. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatsseketärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Zywietz (FDP) (Druck-
sache 8/357 Fragen A 71 und 72): 

Ist die Bundesregierung bereit, anstelle bisheriger sehr unter-
schiedlicher Ortsnetze die Einführung eines bürgerfreundlichen 
Telefonnahbereichs, durch den auch der Kontakt beispielsweise 
zu Kreisbehörden möglich wird, vorrangig zu behandeln und die 
eventuelle Notwendigkeit eines großzügigen Zeittakts erst nach 
öffentlicher Darlegung der wirtschaftlichen und technischen Be-
gründungsdaten zu erwägen? 

Welche grundsätzliche Notwendigkeit sieht die Deutsche Bun-
despost für die Einführung eines Zeittakts, wie schätzt sie die 
Folgewirkungen für den Bürger in der Telefonbenutzung ein, und 
wie sehen die Überlegungen der Deutschen Bundespost für die 
Amortisation der für die Einführung eines Zeittakts notwendigen 
Investitionen aus? 

Zu Frage A 71: 

Es ist erklärtes Ziel der Deutschen Bundespost, 
anstelle der jetzigen sehr unterschiedlichen Orts-
netze, die starre Gebührenbereiche darstellen, bür-
gerfreundliche Nahbereiche vorrangig einzuführen. 

Am 15. März 1977 ist der Nahbereichsverkehr be-
reits versuchsweise aufgenommen worden, um die 
verkehrsmäßigen Auswirkungen des Nandienstes 
mit einem 8-Minuten-Takt sowie die erforderlichen 
technischen Einrichtungen zu erproben. 

Die Deutsche Bundespost ist bereit, entsprechend 
dem Antrag der Koalitionsfraktionen vom 3. Mai 
1977 nach einem entsprechenden Beschluß des Deut-
schen Bundestages außerhalb der Hauptverkehrs-
zeiten auch Sprechdauern von 12 und 16 Minuten 
zu testen. 

Die Ergebnisse des Versuchsbetriebs werden in 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen des Deutschen Bundestages er-
örtert werden. 

Zu Frage A 72: 

Die Einführung eines Zeittakts ist notwendig, um 
die für den normalen Fernsprechkunden schädlichen 
Dauerverbindungen zur Datenübertragung u. ä. im 
öffentlichen Fernsprechnetz in Grenzen zu halten 
und um ein Tarifsystem zu schaffen, das sich an der 
Kostenstruktur des Fernsprechdienstes orientiert. 

Die gleichzeitige Einführung von Nandienst und 
Zeittakt bringt für die Gesamtheit der Teilnehmer 
Gebührenvergünstigungen von mehreren Hundert 
Millionen DM. 

Unter der Voraussetzung, daß die von der Deut-
schen Bundespost in den Versuchsbereichen vor-
genommenen Investitionen als bundesweit repräsen-
tativ angesehen werden können, würde sich die 
Investitionssumme für Zeittakteinrichtungen im 
Bundesgebiet auf 400 Millionen DM belaufen. 

Über die Amortisation kann erst nach Vorliegen 
der Versuchsergebnisse eine nähere Auskunft gege-
ben werden, weil sie von der sich letztlich in den 
Nahbereichen entwickelnden Gesprächsdauer ab-
hängt. 
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Anlage 46 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage A 73) : 

Müssen die geplanten Nahbereiche im Fernsprechverkehr nicht 
unterschiedlich gestaltet werden, also in dünner besiedelten 
Regionen größer sein, wenn diese Maßnahme mehr Tarifge-
rechtigkeit zwischen Stadt und Land herbeiführen soll? 

Im Bundesgebiet sind — entsprechend der Zahl 
der Fernsprechortsnetze — insgesamt rd. 3 800 Nah-
verkehrsbereiche zu bilden. Bei der Vielzahl der Be-
reiche und der Vielschichtigkeit der Besiedlung des 
Bundesgebietes müßte eine Nahbereichseinteilung 
bei der die objektiven Kriterien der unmittelbaren 
Nachbarschaft und der Entfernung zwischen den 
Ortsnetzen durch andere, nicht meßbare Anhalts-
punkte ersetzt würden, eine Vielzahl von Forderun-
gen unterschiedlichster Art hervorrufen und das 
gesamte Konzept der Nahverkehrsbereiche gefähr-
den. 

Das von dem Bundespostminister vorgeschlagene 
Konzept des Nandienstes ist in hohem Maße ge-
recht. Untersuchungen und Verkehrsmessungen der 
Deutschen Bundespost haben gezeigt, daß unabhän-
gig davon, ob es sich um dicht- oder dünnbesiedelte 
Gebiete handelt, die Gesprächsverteilung der Fern-
sprechteilnehmer — bezogen auf die Entfernung zu 
den jeweiligen Gesprächspartnern — in etwa gleich 
ist. Teilnehmer in großstädtischen Ortsnetzen kön-
nen wegen des erheblichen Umfangs dieser Orts-
netze 80 % ihrer Gespräche zur Ortsgebühr abwik-
keln. In ländlichen Gebieten ist dies nur für durch-
schnittlich 46 % möglich. Mit der Umstellung auf 
den Nahverkehrstarif wird der Anteil der Gesprä-
che, die zum niedrigsten Tarif geführt werden kön-
nen, im Durchschnitt bei allen Ortsnetzen ca. 70 bis 
85 % betragen. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schneider 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 74 und 75) : 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der enttäuschenden 
Entwicklung der Auftrags- und Beschäftigungslage in der Bau-
wirtschaft so schnell wie möglich ein zusätzliches Wohnungsbau-
programm aufzulegen, um ein weiteres Absacken der Baukon-
junktur und der Wohnungsbauproduktion mit der Gefahr erneu-
ter Versorgungsengpässe auf dem Wohnungssektor zu verhin-
dern, und bis wann ist die Bundesregierung in der Lage, in ihrer 
mittelfristigen Finanzplanung verbindlich den ab 1978 für die 
Wohnungsbauförderung zur Verfügung stehenden Förderungs-
rahmen festzulegen und damit die Ungewißheit über die ab die-
sem Zeitpunkt für den Wohnungsbau noch zur Verfügung 
stehenden Förderungsmittel zu beseitigen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der gegenwärti-
gen Auftrags- und Beschäftigungslage die Wettbewerbssituation 
in der Bauwirtschaft, und welche Bedeutung mißt sie in diesem 
Zusammenhang Vorschlägen bei, für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge ein Vorsubmissionsverfahren einzuführen, wie es 
bereits in anderen Ländern erfolgreich praktiziert wird? 

Zu Frage A 74: 

Die Bundesregierung, die die Beschäftigungsent-
wicklung in der Bauwirtschaft sorgfältig beobachtet, 

hat in diesem Jahr zunächst entgegen den Ansätzen 
in der mittelfristigen Finanzplanung das Regional-
und Intensivprogramm 1977 in voller Höhe aufrecht-
erhalten, weil die Gefahr bestand, daß es in der 
Bauwirtschaft nach Auslaufen der Konjunkturpro-
gramme nicht zu einer autonomen Aufwärtsbewe-
gung kommt. Die Bundesregierung hat darüber hin-
aus bereits Ende März 1977 ein mehrjähriges In-
vestitionsprogramm mit Investitionsausgaben von 
insgesamt 16 Milliarden DM beschlossen, das Be-
schäftigungswirkungen vor allem für die Bauwirt-
schaft bringen wird. Die Bundesländer haben in der 
vergangenen Woche diesem Programm endgültig 
zugestimmt. Die Bundesregierung wird darüber hin-
aus frühzeitig eine Entscheidung über die mittel-
fristige Beteiligung des Bundes an der Wohnungs-
bauförderung treffen. 

Bei den Verhandlungen über das mehrjährige In-
vestitionsprogramm ist deutlich geworden, daß die 
Länder zu einer Mitfinanzierung zusätzlicher Woh-
nungsbauprogramme nicht bereit sind. 

Zu Frage A 75: 

Für den Bereich der Bauleistungen bildet die Ver-
dingungsordnung für Bauleistungen auch bei der 
gegenwärtigen Lage der Bauwirtschaft nach wie vor 
die bestmögliche und allein geeignete Grundlage 
für die wettbewerbsgerechte Vergabe. Für die öf-
fentlichen Auftraggeber ist die VOB zwingend vor-
geschrieben, so daß die öffentliche Hand dieses 
wettbewerbsordnende Instrument voll einsetzt. Die 
Bundesregierung stellt ihrerseits die strikte Einhal-
tung der VOB sicher u. a. durch entsprechende Hin-
weise der ihrer Weisung zugänglichen Baudienst-
stellen. Die Länder haben in ihrem Bereich gleich

-

lautende Anordnungen getroffen. Darüber hinaus ist 
seit Inkrafttreten der Gemeindehaushaltsverordnun-
gen ab Januar 1974 die Anwendung der VOB auch 
den kommunalen Auftraggebern zur Pflicht gemacht. 
Damit ist nach Auffassung der Bundesregierung alles 
getan, daß auf dem Baumarkt ein freier und geord-
neter Wettbewerb stattfinden kann. Darüber hin-
aus hat die Bundesregierung weitere Initiativen er-
griffen. So hat sie im vergangenen Jahr den Ländern 
empfohlen, VOB-Beratungsstellen zu schaffen. Da-
mit ist ein Instrument geschaffen, das dazu beiträgt, 
die Einhaltung der VOB sicherzustellen und dadurch 
zu gewährleisten, daß die berechtigten Interessen 
una Belange der Bauwirtschaft bei der Durchführung 
der Vergabeverfahren von den öffentlichen Auftrag-
gebern berücksichtigt werden. 

Für den privaten Auftraggeber sind die Regelun-
gen der VOB nicht bindend. Die Vergaben von Bau-
leistungen im privaten Bereich sind nur an die all-
gemeinen Regelungen des privaten Rechts gebun-
den. 

Ein Vorsubmissionsverfahren, d. h. ein Verfahren, 
bei dem vor Abgabe der Angebote an den Auftrag-
geber die Bieter sich insbesondere auch hinsichtlich 
des Preisangebotes absprechen und so eine bieter-
interne Vorauswahl treffen, ist kein geeignetes Mit-
tel zur Sicherung des Wettbewerbs; es bringt viel-
mehr die Gefahr der Wettbewerbsbeschränkung mit 
sich. Es stünde mit den geltenden Wettbewerbs- 
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grundsätzen nicht in Einklang. Von den öffentlichen 
Auftraggebern könnte es schon deshalb nicht aner-
kannt werden, weil es gegen haushaltsrechtliche 
und vergaberechtliche Grundsätze verstoßen würde. 
Dieses Thema ist auch bereits mit der Bauwirtschaft 
im Rahmen des Gesprächskreises zur Verbesserung 
der Wettbewerbsverhältnisse auf dem Baumarkt er-
örtert worden. Die hier aufgezeigte Problematik so-
wie die Schwierigkeiten bei der Praktizierung des 
Verfahrens werden auch von der Bauwirtschaft ge-
sehen. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 76 und 77) : 

In welchem Umfang sind zukünftige Haushalte des Bundes 
dadurch vorbelastet, daß die Refinanzierung für das vom Bund 
allein zu tragende Regionalprogramm auf dem Kapitalmarkt statt-
findet und die Zinslast sich von Jahr zu Jahr erhöht? 

In welchem Umfang werden andere Mittel, die der Bund zur 
Förderung des Städte- und Wohnungsbaus zur Verfügung stellt, 
ebenfalls auf dem Kapitalmarkt beschafft, und wie sieht die 
Zinsbelastung für die künftigen Haushalte des Bundes aus? 

Zu Frage A 76: 

Der Umfang der Vorausbelastungen künftiger 
Haushaltsjahre durch die laufenden Programme des 
BMBau ist 

— in den Erläuterungen zu den einschlägigen Titeln 
des Einzelplans 25 und 

— in Anlage 3 zum Einzelplan 25 

dargestellt. 

Nach den Erläuterungen zum Regionalprogramm 
im Entwurf des Einzelplans 25 für das Haushaltsjahr 
1977 (Kap. 25 02 Tit. 661 13) bestehen aufgrund der 
bisher bewilligten Regionalprogramme 1971 bis 1977 
(rd. 280 000 Wohnungen) auf der Ausgabenseite fol-
gende Vorausbelastungen: 

1978: 	 240 275 000 DM 
1979: 	 340 607 000 DM 
1980: 	 429 065 000 DM 
1981: 	 491 804 000 DM 
1982: 	 543 604 000 DM 
Folgejahre: 	10 936 974 300 DM 

Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, daß auf-
grund der genannten Programme auch Einnahmen 
(Rückflüsse) zu erwarten sind, die 
— 1996 die Ausgaben knapp erreichen und 
— ab 1997 die Ausgaben deutlich übersteigen wer-

den, 

so daß bei Netto-Betrachtung der Bundeshaushalt 
ab 1996 durch die Regionalprogramme 1971 bis 1977 
nicht mehr belastet wird. 

Zu Frage A 77: 

Mit Ausnahme des Regionalprogramms werden 
keine weiteren im Einzelplan 25 veranschlagten Pro- 

gramme unmittelbar über den Kapitalmarkt abge-
wickelt. 

Im übrigen läßt sich weder für den Einzelplan 25 
noch für die anderen Einzelpläne darstellen, welche 
Ausgaben durch Steuereinnahmen oder Netto-Kre-
ditaufnahmen gedeckt werden, da nach § 8 BHO alle 
Einnahmen der Deckung aller Ausgaben dienen 
(Grundsatz der Gesamtdeckung). 

Der Grundsatz der Gesamtdeckung wird durchbro-
chen bei den in Kap. 25 03 veranschlagten Ausgaben 
für den sozialen Wohnungsbau, die aufgrund von 
§ 20 II. WoBauG aus zweckgebundenen Einnahmen 
für den sozialen Wohnungsbau gedeckt werden. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Röhner (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen A 78 und 79): 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Regierung der „DDR" 
in einer Geheimanweisung bestimmt hat, Ausreiseanträge von 
Bewohnern Mitteldeutschlands in die Bundesrepublik Deutsch-
land seien grundsätzlich rechtswidrig und müßten mit „arbeits-
und strafrechtlichen Mitteln" geahndet werden? 

Was hat die Bundesregierung gegebenenfalls bisher unter-
nommen oder gedenkt sie zu unternehmen, um diesen klaren 
Bruch der von der ,DDR" unterschriebenen Pakte der UN über 
bürgerliche und politische sowie über soziale Redite und den 
Verstoß gegen die Schlußakte der KSZE, in der auf diese Pakte 
Bezug genommen wurde, zu unterbinden? 

Eine solche Weisung des DDR-Ministerpräsiden-
ten ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Die Bundesregierung hat die Regierung der DDR 
um Auskunft gebeten, ob die Meldungen des 
SPIEGEL zutreffend seien. 

Die Bundesregierung hat aus diesen Kontakten 
die Erkenntnis gewonnen, daß eine solche Anord-
nung nicht besteht. 

Die Entwicklung im Bereich der Familienzusam-
menführung war in den letzten Jahren positiv. Dies 
gilt auch für die ersten Monate des Jahres 1977. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Jäger (Wangen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 82 und 83) : 

In welchen Strafanstalten der DDR überwiegt nach den Er-
kenntnissen der Bundesregierung die Zahl der sogenannten 
politischen Häftlinge die der kriminellen Häftlinge? 

Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung zu, daß 
in den Strafanstalten der DDR kriminelle Häftlinge zu Spitzel-
diensten gegen die sogenannten politischen Häftlinge eingesetzt 
werden, und ist ein derartiges Vorgehen mit den Bestimmungen 
des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte 
vereinbar, dem auch die DDR beigetreten ist? 

Zu Frage A 82: 

Die Strafvollzugsanstalt Cottbus dient nach hie-
siger Erkenntnis seit 1969 fast ausschließlich der 
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Unterbringung politischer Gefangener. Zur Zeit sind 
dort etwa 600 politische Häftlinge, meist wegen 
Fluchtversuchs Verurteilte, untergebracht. 

Auch bei den meisten der in der Strafvollzugs-
anstalt Bautzen II untergebrachten ca. 150 Gefange-
nen handelt es sich um politische Häftlinge, die we-
gen Staatsverbrechens — Spionage oder staats

-feindlichen Menschenhandels — verurteilt worden 
sind. 

Ergänzend sei bemerkt, daß die Mehrzahl der aus 
politischen Gründen verurteilten Frauen in der 
Strafvollzugsanstalt Hoheneck bei Stollberg/Erzge-
birge inhaftiert ist, dort aber eine Minderheit ge-
genüber den kriminellen Gefangenen bildet. 

Zu Frage A 83: 

In den Strafanstalten der DDR werden vom Mini-
sterium für Staatssicherheit sowohl kriminelle als 
auch politische Gefangene zur Bespitzelung der übri-
gen, vor allem der politischen Häftlinge, angewor-
ben. Dieses Vorgehen ist mit den Bestimmungen 
der.  Internationalen Konvention über bürgerliche 
und politische Rechte nicht vereinbar. 

Anlage 51 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen A 84 und 85) : 

Wie viele Häftlige sitzen derzeit nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung wegen sogenannter politischer Delikte in der 
DDR in Untersuchungshaft, wie viele in. Strafhaft, und welche 
Veränderungen haben sich bei diesen Zahlen in den letzten fünf 
Jahren ergeben? 

Treffen Pressemeldungen (z. B. Stern vom 5. Mai 1977) zu, 
wonach in jeder Strafanstalt sogenannte Tigerkäfige, womit 
enge, unbeheizte im Keller gelegene und abgedunkelte Einzel-
zellen bezeichnet werden, vorhanden sind, in denen zusammen-
hängend bis zu 21 Tagen besonders strenge Haft wegen Ver-
letzung bestimmter Vorschriften für Häftlinge verbüßt werden 
muß? 

Zu Frage A 84: 

Der Bundesregierung ist die genaue Zahl der-
jenigen, die sich aus politischen Gründen in der DDR 
in Untersuchungshaft bzw. im Strafvollzug befinden, 
nicht bekannt. 

Auch in den hier erfaßten Fällen läßt sich nicht 
immer ohne weiteres eine eindeutige Zurdnung vor-
nehmen. Es gibt Tatbestände, die sowohl politische 
als auch kriminelle Verhaltensweisen abdecken. Viel-
fach sind Verurteilungen bekannt, bei denen poli-
tische Straftaten und kriminelle Verfehlungen auf-
geführt werden, ohne daß erkennbar wäre, auf wel-
chem Delikt der Schwerpunkt liegt. 

Bei der Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufga-
ben sind unter dem Begriff der politischen Häft-
linge zur Zeit 2 230 Personen registriert, von denen 
1 932 bereits verurteilt sind. Bei 298 Fällen ist noch 
kein Urteil bekannt. 
Im übrigen bedauere ich, nicht in der Lage zu 

sein, Ihre Frage nach den Veränderungen in den 
letzten fünf Jahren zu beantworten. 

Zu Frage A 85: 

In jeder Strafvollzugsanstalt gibt es „nach Nor-
men ausgestattete und gesicherte Arresträume" (§ 41 
Abs. 4 der Ersten Durchführungsbestimmung zum 
Strafvollzugsgesetz der DDR vom 7. 4. 1977). 

Der bisher mögliche strenge Einzelarrest bedeu-
tete Einschließen in eine Einzelzelle im Keller mit 
einer Decke und einer Holzpritsche als Schlafstelle, 
200 g Brot und einem Krug Malzkaffee oder Tee pro 
Tag und nur jeden dritten Tag eine warme Mahl-
zeit ohne Fleisch. Eine Sitzgelegenheit gab es tags-
über nicht. Die Arrestzellen sind auch im Winter 
unzulänglich geheizt. 

Es bleibt abzuwarten, ob die Abschaffung des 
strengen Einzelarrestes durch das Gesetz über den 
Vollzug der Strafen mit Freiheitsentzug (Strafvoll-
zugsgesetz) vom 7. 4. 1977 und durch die 1. Durch-
führungsbestimmung zu diesem Gesetz vom 7. 4. 
1977 Auswirkungen auf die geschilderten Bedingun-
gen haben wird. 

Der Arrest kann bis zu 21 Tage dauern. 

Anlage 52 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Schmöle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 86 und 87) : 

Ist verschärfte Einzelhaft in den Strafanstalten der DDR in so-
genannten Tigerkäfigen, die widersetzli chen Häftlingen, nach 
Pressemeldungen aus jüngster Zeit aber auch bereits aus dem 
Jahre 1976 zufolge, von den Gefängnisverwaltungen auferlegt 
wird, nach Auffassung der Bundesregierung mit dem Anfang 
1976 in Kraft getretenen „Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte" vereinbar, dem auch die DDR mit völker-
rechtlich verbindlicher Wirkung beigetreten ist? 

Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung zu, daß 
der in der DDR inhaftiert gewesene Schriftsteller Sigmar Faust 
insgesamt 63 Tage in verschärfter Einzelhaft in einer unbeheiz-
ten, verdunkelten und unmöblierten Kellerzelle, einem soge-
nannten Tigerkäfig, zu verbringen hatte, und sind der Bundes-
regierung weitere ähnliche Fälle bekannt? 

Zu Frage A 86: 

Der im Vietnamkrieg bekanntgewordene sog. 
Tigerkäfig kann nicht ernsthaft mit einer Arrest-
zelle im Strafvollzug der DDR verglichen werden. 
Der bisher mögliche strenge Einzelarrest bedeutete 
Einschließen in eine Einzelzelle im Keller mit einer 
Decke und einer Holzpritsche als Schlafstelle, 200 g 
Brot und einem Krug Malzkaffe oder Tee pro Tag 
und nur jeden dritten Tag eine warme Mahlzeit ohne 
Fleisch. Eine Sitzgelegenheit gab es tagsüber nicht. 
Die Arrestzellen sind auch im Winter unzulänglich 
geheizt. 

Der bisher praktizierte strenge Einzelarrest in 
Strafanstalten der DDR verstieß nach Auffassung 
der Bundesregierung gegen die Artikel 7 und 10 der 
Internationalen Konvention über bürgerliche und 
politische Rechte. 

Die mit dem Arrest zusammenhängenden Fragen 
sind jetzt geregelt im Gesetz über den Vollzug der 
Strafen mit Freiheitsentzug (Strafvollzugsgesetz) 
vom 7. 4. 1977 und in der Ersten Durchführungsbe- 
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stimmung zum Strafvollzugsgesetz, ebenfalls vom 
7. 4. 1977. Nach § 32 des Strafvollzugsgesetzes ist 
der Arrest die schärfste von 5 Disziplinarmaßnah-
men. Der Arrest darf 21 Tage — bei Jugendlichen 
14 Tage — nicht übersteigen. Er kann nur vom Leiter 
der Strafanstaltsvollzugseinrichtung ausgesprochen 
werden. In § 41 Abs. 4 der Ersten Durchführungsbe-
stimmung zum Strafvollzugsgesetz heißt es: 

„Einzelarrest ist in nach Normen ausgestatteten 
und gesicherten Arresträumen zu vollziehen. 
Die Arrestanten sind nicht zu produktiver Ar-
beit einzusetzen." 

Dies ist eine Änderung der bisherigen Rechtslage. 

Ob sich aufgrund dieser Gesetzesänderung in der 
Praxis Veränderungen ergeben, muß nun abgewartet 
werden. 

Zu Frage A 87: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß der 
Schriftsteller Siegmar Faust insgesamt 63 Tage im 
strengen Einzelarrest verbringen mußte. 

Es ist bekannt, daß von der „Disziplinarmaßnah-
me" des Arrestes Gebrauch gemacht wird. Die Bun-
desregierung hat aber keine Erkenntnisse darüber, 
wie häufig diese Maßregel im Einzelfall angewendet 
wird. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatsekretärs Höhmann auf die Mündli-
chen Fragen des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen A 88 und 89) : 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach in den Haftanstalten der 
DDR insbesondere in der Untersuchungshaft, psychische Behand-
lungsmethoden systematisch praktiziert werden, die als Terror 
bezeichnet werden können, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß derartige Praktiken mit dem „Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte" unvereinbar sind, 
der seit Anfang 1976 auch in der DDR Geltung besitzt? 

Trifft es zu, daß in den Haftanstalten der DDR insbesondere 
gegenüber Untersuchungshäftlingen nächtliche Dauerverhöre bei 
Schlafverbot am darauffolgendem Tage üblich sind? 

Zu Frage A 88: 

Die Praxis des Strafvollzugs in der DDR entspricht 
nach den Erkenntnissen der Bundesregierung im we-
sentlichen den gesetzlichen Vorschriften. Zwar un-
terscheiden sich die Bedingungen in den Untersu-
chungshaft- und Strafvollzugsanstalten der DDR im 
allgemeinen negativ von denen der Bundesrepublik 
Deutschland, jedoch liegen der Bundesregierung 
keine Erkenntnisse vor, die etwa auf systematische 
Mißhandlungen — weder auf Weisung noch mit 
Duldung der zuständigen Stellen — der Häftlinge 
hindeuten. Das schließt jedoch nicht aus, daß gele-
gentlich Übergriffe vorkommen. 

Bei den Vernehmungen wird psychischer Druck 
in Einzelfällen ausgeübt. In solchen Fällen wird ge-
gen die Artikel 7 und 10 der Internationalen Kon-
vention über bürgerliche und politische Rechte ver-
stoßen. 

Zu Frage A 89: 

Wie in den Strafvollzugsanstalten der DDR, darf 
auch in den Untersuchungshaftanstalten tagsüber — 
selbst nach nächtlichen Dauerverhören — nicht ge-
schlafen werden. Auch das Liegen ist am Tag grund-
sätzlich verboten. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage A 90) : 

Wie viele Bewohner der Bundesrepublik Deutschland werden 
nach den Erkenntnissen der Bundesregierung in der DDR gegen-
wärtig in Untersuchungshaft festgehalten und wie viele ver-
büßen eine Strafhaft? 

Zur Zeit befinden sich 79 Deutsche, die ihren letz-
ten Wohnsitz im Bundesgebiet oder Berlin (West) 
hatten, in der DDR in Untersuchungshaft und 461 im 
Strafvollzug. 

Anlage 55 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hennig 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 1) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Beschluß der Genfer 
Völkerrechtskonferenz über den rechtlichen Status von Guerillas? 

In Genf findet zur Zeit die IV. und möglicherweise 
abschließende Sitzungsperiode der „Diplomatischen 
Konferenz zur Neubestätigung und Weiterentwick-
lung des in bewaffneten Konflikten anwendbaren 
humanitären Völkerrechts" statt. Von dieser Kon-
ferenz sollen zwei Zusatzprotokolle zu den Genfer 
Rot-Kreuz-Konventionen von 1949 erarbeitet wer-
den, eines für internationale Konflikte, das andere 
für nichtinternationale Konflikte. 

In einer der drei Kommissionen dieser Konferenz 
ist ein Artikel 42 des I. Zusatzprotokolls (welches 
nur internationale Konflikte betrifft) mit Mehrheit 
angenommen worden, durch den die bisher gelten-
den Regeln über den Kombattantenstatus von Gue-
rillakämpfern weiterentwickelt worden sind. Bereits 
die Genfer Rot-Kreuz-Konventionen von 1949 ge-
währten Partisanen den Kombattantenstatus, wenn 
u. a. die Voraussetzung erfüllt war, daß sie ein 
weithin erkennbares Unterscheidungskennzeichen 
trugen. In der völkerrechtlichen Praxis seit dem 
Zweiten Weltkrieg sind Guerillakämpfer z. B. in 
Algerien, in Vietnam und in Mosambik allerdings 
auch dann als Kriegsgefangene behandelt worden, 
wenn sie ein solches Unterscheidungskennzeichen 
nicht trugen. Durch den jetzt in Genf in erster Le-
sung auf Kommissionsebene verabschiedeten neuen 
Text wird diese Pflicht, sich als Kombattant erkennt-
lich zu machen, auf die Notwendigkeit verkürzt, be- 
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reits vor Beginn der Angriffshandlung die Waffen 
offen zu tragen. Andererseits wird bekräftigt, daß 
die Guerillas auch ihrerseits bestimmten völker-
rechtlichen Verpflichtungen als Kombattanten un-
terworfen sind. Die deutsche Delegation hat dem 
Text in der Kommission mit einer Erklärung zuge-
stimmt, die den Textauslegungen einer Vielzahl von 
Delegationen entspricht und besagt, daß die Waffen 
bereits während der Bewegung des Guerillero zum 
Angriffsort hin offen getragen werden müssen. Sie 
hat sich dabei auch von dem Gedanken leiten lassen, 
daß eine klare Unterstellung der Guerillero unter 
völkerrechtliche Verpflichtungen insbesondere zum 
Schutz der Zivilbevölkerung erforderlich ist und 
die Realität des Guerillakrieges in diesem Jahrhun-
dert nicht dadurch humaner gestaltet werden kann, 
daß dieses Phänomen von jeder völkerrechtlichen 
Regelung ausgespart wird. 

Die Haltung der deutschen Delegation im Ple-
num der Konferenz ist noch nicht festgelegt. In der 
Presseberichterstattung ist die Vermutung aufge-
kommen, auf der Genfer Konferenz sei eine völker-
rechtliche Regelung für Terroristen, Stadt-Guerillas 
und ähnliche Gewalttäter getroffen worden. Diese 
Vermutung muß ohne jede Einschränkung als falsch 
und abwegig bezeichnet werden. Der sachliche An-
wendungsbereich sowohl des I. wie auch des II. 
Zusatzprotokolls zu den Genfer Rot-Kreuz-Konven-
tionen gibt keinen auch nur entfernt liegenden An-
haltspunkt für derartige Vermutungen. Vielmehr 
verbietet das interne Konflikte betreffende II. Zu-
satzprotokoll ausdrücklich terroristische Einzelakte. 

Anlage 56 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Gerlach 
(Obernau) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 2 
und 3) : 

Teilt die Bundesregierung die von verschiedenen Seiten er-
hobenen Bedenken gegen die zur Zeit praktizierte bzw. beab-
sichtigte Erhöhung der Lagerkapazitäten von Plutonium im Be-
triebsbereich von Kernreaktoranlagen, vor allem aber auch auf 
dem Werksgelände der NUKEM in Hanau-Wolfgang? 

Wird durch die Erhöhung der Kapazität und der Einlagerungs

-

menge von Plutonium auf dem Werksgelände der NUKEM in 
Hanau-Wolfgang die Sicherheit der Bevölkerung im Raum Hanau 
und Aschaffenburg gefährdet? 

Für den Betriebsbereich von Kernkraftwerken ist 
seitens der Betreiber eine Kapazitätserweiterung 
der Lagerbecken für bestrahlte Brennelemente be-
absichtigt. Abgebrannte Brennelemente enthalten 
geringe Mengen an Plutonium, das im Reaktor durch 
Neutroneneinfang aus Uran 238 entsteht. Ich prüfe 
z. Z. im Rahmen meiner Bundesaufsicht die mit der 
beabsichtigten Kapazitätserweiterung der Lager-
becken verbundenen Sicherheitsaspekte. Diese Prü-
fung ist noch nicht abgeschlossen. 

Was die Lagerkapazitäten für Plutonium in Wolf-
gang bei Hanau betrifft, so ist festzustellen, daß die 
Firma NUKEM kein Plutonium lagert und bisher 
auch keine entsprechenden Pläne bekanntgegeben 
hat. 

Anlage 57 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Schröder (Lü-
neburg) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 4) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die Physikalisch-Tech-
nische Bundesanstalt zu beauftragen, einen Antrag gemäß § 9 b 
des Atomgesetzes betr. die Auswahl einer Endlagerungsstätte 
für Energieabfallstoffe zu stellen? 

Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) 
ist gem. § 23 Abs. 1 Nr. 2 des Atomgesetzes (AtG) 
zuständig für die Errichtung und den Betrieb von 
Anlagen des Bundes zur Sicherstellung und zur End-
lagerung radioaktiver Abfälle (nicht zur „Auswahl 
einer Endlagerungsstätte ..."). Die Errichtung und 
der Betrieb derartiger Bundesanlagen bedürfen gem. 
§ 9 b Abs. 1 AtG der Planfeststellung durch die zu-
ständige Landesbehörde nach Antragstellung durch 
die Physikalisch-Technische Bundesanstalt. 

Niedersachsen hat als potentiellen Standort für 
das geplante Entsorgungszentrum, in das auch die 
PTB-Anlagen zur Sicherstellung und Endlagerung 
radioaktiver Abfälle integriert sein sollen, Gor-
leben benannt. Zur Zeit wird von der Bundesregie-
rung geprüft, ob dieses der geeignetste der in Frage 
kommenden Standorte ist. Die PTB ist aber bereits 
beauftragt, vorsorglich die erforderlichen Unter-
lagen für die Einleitung des Planfeststellungsver-
fahrens zusammenzutragen; bisher liegen insbeson-
dere die standortunabhängigen Daten vor. 

Nach einer noch vor der Sommerpause angestreb-
ten Entscheidung bezüglich des von Niedersachsen 
vorgeschlagenen Standorts Gorleben wird die PTB 
alsbald die Einleitung des Planfeststellungsverfah-
rens beantragen. 

Anlage 58 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Schreiber 
(SPD) (Drucksache 8/357 Frage B 5) : 

Sind der Bundesregierung die Zahl der Fälle bekannt, bei de-
nen nach Inkrafttreten der Novelle des Waffengesetzes mit nach 
diesem Gesetz nicht erlaubnispflichtigen Schußwaffen Körper-
verletzungen und Tötungen herbeigeführt worden sind? 

Die Fälle, in denen bei Begehung einer Straftat 
mit einer Schußwaffe geschossen und dadurch Kör-
perverletzungen und Tötungen herbeigeführt wor-
den sind, werden jährlich sowohl in der Polizei-
lichen Kriminalstatistik als auch in dem vom Bun-
deskriminalamt geführten Waffenmeldedienst erfaßt. 
In beiden Statistiken wird nicht nach Straftaten un-
terschieden, bei denen erlaubnispflichtige oder er-
laubnisfreie Schußwaffen verwendet worden sind. 

Über die Zahl der Fälle, bei denen mit erlaubnis-
freien Schußwaffen Körperverletzungen und Tötun-
gen verursacht wurden, liegen daher beim Bundes-
kriminalamt keine statistischen Unterlagen vor. 
Auch von den Landeskriminalämtern werden hier-
über keine Statistiken geführt. 
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Im Rahmen des Waffenmeldedienstes werden seit 
kurzem zusätzlich Angaben darüber gemacht, wie 
groß der Anteil der Straftaten ist, die mit legal oder 
mit illegal erworbenen Schußwaffen begangen wor-
den sind. Durch diese Erweiterung kann künftig 
auch die Zahl der mit erlaubnisfreien Schußwaffen 
begangenen Straftaten erfaßt werden. Mit ersten Er-
gebnissen kann frühestens Ende 1977 gerechnet wer-
den. 

Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Schäfer 
(Offenburg) (SPD) (Drucksache 8/357 Frage B 6 
und 7) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Vorschriften und 
Normen der Arbeitsgemeinschaft Druckbehälter (AD) der Bundes-
republik Deutschland für Primärkomponenten in Kernkraftanlagen 
von der Schweiz nicht anerkannt werden, und gedenkt die Bun-
desregierung, Folgerungen daraus zu ziehen? 

Inwieweit unterscheiden sich die schweizerischen von den bei 
uns gültigen Druckbehälter-Richtlinien, und wird die Bundesregie-
rung gegebenenfalls auf eine Angleichung hinwirken? 

Zu Frage B 6: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Schweiz 
bei der Sicherheitsbeurteilung von Primärkreiskom-
ponenten in Kernkraftwerken die amerikanischen 
Dampfkessel- und Druckbehältervorschriften, den 
„Boiler and Pressure Vessel-Code" der American 
Society of Mechanical Engineers (ASME-Code), zu-
grunde legt. Die Schweiz besitzt keine eigene Reak-
torbauindustrie und hat bisher vornehmlich ameri-
kanische Kernkraftwerke gekauft, deren Primär-
kreiskomponenten nach den Vorschriften des ASME-
Code ausgelegt und hergestellt werden. Die An-
wendung der deutschen AD-Merkblätter und der 
sonstigen einschlägigen deutschen Regeln und 
Richtlinien (vgl. Antwort zu Frage B 7) auf diese 
amerikanischen Anlagen war nicht möglich, da die 
verwendeten Werkstoffe und Geometrien anders als 
in deutschen Kernkraftwerken sind und daher an-
dere Berechnungsverfahren erfordern. Darüber hin-
aus stellten die einschlägigen AD-Merkblätter nur 
einen Ausschnitt aus den für die Sicherheitsbeurtei-
lung von Primärkreiskomponenten gültigen Regeln 
und Richtlinien dar (vgl. Antwort zu Frage B 7), der 
nicht losgelöst vom Gesamtsystem übernommen 
werden kann. 

Aus der Tatsache, daß die Schweiz die Primär-
kreiskomponenten von Kernkraftwerken nach dem 
ASME-Code beurteilt, gedenkt die Bundesregierung, 
keine Folgerungen zu ziehen. Sie hält das System 
aus bestehenden Regeln und Richtlinien sowie das 
bewährte System der Sicherheitsbegutachtung, der 
begleitenden KOntrolle und der wiederkehrenden 
Prüfung durch die im Auftrage der nach § 24 des 
Atomgesetzes zuständigen Genehmigungs- oder 
Aufsichtsbehörden tätigen Sachverständigen für den 
Regelungen des ASME-Code mindestens gleichwer-
tig. 

Zu Frage B 7: 

Den Regelungen des ASME-Code steht in der 
Bundesrepublik das Gesamtsystem der Anforderun-
gen an Werkstoffe, Auslegung, Konstruktion, Be-
rechnung, Herstellung und Prüfung von Primärkreis-
komponenten in Kernkraftwerken gegenüber, das 
durch folgende Regeln und Richtlinien gebildet 
wird: 
— Dampfkesselverordnung 
— Unfallverhütungsvorschrift Druckbehälter 
— Technische Regeln für Dampfkessel (TRD) des 

Deutschen Dampfkesselausschusses 
— AD-Merkblätter der Arbeitsgemeinschaft Druck-

behälter 
— DIN-Normen (Werkstoffe, Schweißtechnik) 
— Stahl-Eisen-Prüfblätter 
— Merkblätter und Werkstoffbehälter der Vereini

-

gung der Technischen Überwachungsvereine 
— Weisungsbeschlüsse der TÜV-Leitstelle Kern-

technik 
— Empfehlungen der Reaktorsicherheitskommis-

sion. 

Für die Bemessung der Bauteile werden zu Einzel-
fragen auch Teile des ASME-Code herangezogen. 

Unterschiede zwischen dem deutschen Richtlinien-
system und dem in der Schweiz angewendeten 
ASME-Code bestehen in der methodischen Vorge-
hensweise bei der Ermittlung der zulässigen Span-
nungen, hinsichtlich der Werkstoffe und bei den 
jeweils zu verwendenden Berechnungsformeln. In 
beiden Systemen werden jedoch die gleichen für 
die kerntechnische Sicherheit wichtigen Gesichts-
punkte behandelt. 

Die Bundesregierung hat den beim BMI gebildeten 
Kerntechnischen Ausschuß damit beauftragt, die An-
forderungen an Primärkreiskomponenten in Kern-
kraftwerken in einer kerntechnischen Regel mit dem 
Titel „Komponenten des Primärkreislaufs von 
Leichtwasserreaktoren" zusammenzufassen; ein er-
ster Entwurf liegt vor. Eine über diese Arbeiten hin-
ausgehende Angleichung der Druckbehälterricht-
linien hält die Bundesregierung für nicht erforder-
lich. 

Anlage 60 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Immer (Al-
tenkirchen) (SPD) (Drucksache 8/357 Frage B 8 
und 9) : 

Inwieweit hat die Bundesregierung die Praxis gebilligt oder 
daran mitgewirkt, die von Kreisverwaltungen in Rheinland-Pfalz 
neuerlich geübt wird, Ausländer, auch aus EG-Mitgliedstaaten, 
schon dann mit einer Ausweisung zu bedrohen, wenn sie wegen 
eines Verkehrsdelikts mit einer Strafe bis zu 300 DM bestraft 
wurden und diese Ausweisung gleichsam nur „zur Bewährung" 
aussetzen?  

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
bei den Ländern und ihren nachgeordneten Dienststellen darauf 
hinzuwirken, daß Ausländer aus der EG, zumal dann, wenn sie 
langjährig straffrei, dazu noch mit einer Person deutscher Staats-
angehörigkeit verheiratet sind, nicht wegen vergleichsweise 
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kleiner Delikte mit Ausweisung bedroht werden, oder besteht 
im Blick auf die Arbeitsmarktlage eine Anweisung für eine 
solche Maßnahme? 

Die Bundesregierung hat an einer Praxis, wie sie 
in der ersten Frage beschrieben wird, nicht mitge-
wirkt. Ihr ist darüber hinaus von einer solchen Pra-
xis nichts bekannt. 

Ausländer können ausgewiesen werden, wenn 
ein Ausweisungsgrund nach § 10 Abs. 1 des Aus-
ländergesetzes (Bundesgesetzbl. 1965 I S. 353) vor-
liegt. Zu diesen Ausweisungsgründen gehört auch 
die Verurteilung wegen einer Straftat( § 10 Abs. 1 
Nr. 2 AuslG). Liegt ein Ausweisungsgrund vor, so 
hat die Ausländerbehörde nach Nr. 1 zu § 10 der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausführung 
des Ausländergesetzes (GMBl. 1972 S. 331) „nach 
pflichtmäßigem Ermessen zu entscheiden, ob eine 
Ausweisung geboten ist". Hierbei hat sie ein schutz-
würdiges Interesse des Ausländers am Verbleiben 
in der Bundesrepublik Deutschland gegen das öf-
fentliche Interesse an der Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung abzuwägen (Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts, Band 19 S. 394/396). 
Nach ständiger Rechtsprechung kann u. a. bei be-
stimmten Verkehrsdelikten (z. B. Fahren ohne Füh-
rerschein oder Trunkenheit am Steuer) zum Zwecke 
der Abschreckung anderer Ausländer im Interesse 
der Sicherheit des Straßenverkehrs eine Auswei-
sung geboten sein (vergleiche Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 3. Mai 1973 — C 33.72). 
Bei Ausländern, die mit Deutschen verheiratet sind, 
ist der Schutz von Ehe und Familie nach Artikel 6 
Abs. 1 des Grundgesetzes zu beachten. Hierzu be-
stimmt Nr. 1 a zu § 10 der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur Ausführung des Ausländergeset-
zes: „Eine Ausweisung von Ausländern, die mit 
Deutschen verheiratet sind, kommt nur dann in Be-
tracht, wenn die in § 10 Abs. 1 des Ausländergeset-
zes genannten Gründe im Einzelfall schwer wie-
gen." 

Ausländische Staatsangehörige der Mitgliedstaa-
ten der EG, die nach Gemeinschaftsrecht Freizügig-
keit genießen, sind gegenüber anderen Ausländern 
privilegiert. Sofern ein Tatbestand nach § 10 Abs. 1 
AuslG vorliegt, ist eine Ausweisung dieser Perso-
nen „nur aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung oder dann zulässig, wenn ihre An-
wesenheit sonstige erhebliche Belange der Bundes-
republik Deutschland beeinträchtigt" (§ 12 Abs. 1 
Aufenthaltsgesetz/EWG — Bundesgesetzbl. 1969, I 
S. 927). „Die Tatsache einer strafrechtlichen Ver-
urteilung genügt für sich allein" hierzu jedoch nicht 
(§ 12 Abs. 4 Aufenthaltsgesetz/EWG). Der Europä-
ische Gerichtshof hat entschieden, daß „eine Auswei-
sung eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
der EG nicht zulässig ist, wenn diese zum Zwecke 
der Abschreckung anderer Ausländer verfügt wird" 
(Rechtssache 67/74). Eine Ausweisung kann für die-
sen Personenkreis mithin in Betracht kommen, wenn 
auf Grund sorgfältiger Prüfung zu befürchten ist, 
daß der Ausländer selbst die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung erneut gefährden wird. 

Eine Anweisung der Bundesregierung, Ausländer 
wegen vergleichsweiser kleiner Delikte auszuwei

-

sen, besteht nicht, auch nicht im Hinblick auf die 
Arbeitsmarktlage; dies ist auch nicht beabsichtigt. 

Gegen die Ausweisung von Ausländern durch 
Ausländerbehörden des Landes Rheinland-Pfalz ist 
Widerspruch beim Regierungspräsidenten möglich. 
Die Rechtmäßigkeit eines Widerspruchsbesdieides 
kann sodann im verwaltungsgerichtlichen Verfah-
ren voll nachgeprüft werden. 

Die Bundesregierung kann davon ausgehen, daß 
in diesen Verfahren eine sachgerechte Überprüfung 
jedes Einzelfalles erfolgt. 

Anlage 61 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage 
B 10) : 

Wie unterscheiden sich kriminalpolizeilicher Meldedienst, Kri-
minalstatistik und Strafverfolgungsstatistik? 

Durch den kriminalpolizeilichen Meldedienst wer-
den bestimmte, meist überregional tätige Straftäter, 
die nach den polizeilichen Feststellungen eine oder 
mehrere Straftaten begangen haben, und bestimmte 
Straftatengruppen, insbesondere Staatsschutz-, 
Sprengstoff- und Waffen-, Wirtschafts- und Rausch-
giftdelikte, die von einem oder mehreren Tätern 
verübt worden sind, von der sachbearbeitenden 
Dienststelle dem zuständigen Landeskriminalamt 
und dem Bundeskriminalamt zum Zwecke der zen-
tralen Sammlung und Auswertung gemeldet. 

Die Auswertung des kriminalpolizeilichen Melde-
dienstes hat die Erkennung von Tat- und Täterzusam-
menhängen (modus-operandi-Vergleichen), Schwer-
punkten der Tatbegehungen und weiteren für die 
Einleitung von Bekämpfungsmaßnahmen und die 
Entwicklung von Bekämpfungsstrategien bedeutsa-
men Gesichtspunkten zum Ziel. 

In der Polizeilichen Kriminalstatistik werden 
sämtliche von der Polizei bearbeiteten Verbrechen 
und Vergehen — außer Verkehrsdelikten — ein-
schließlich der mit Strafe bedrohten Versuche re-
gistriert. Der Erfassung liegt ein unter teils straf-
rechtlichen, teils kriminologischen Aspekten aufge-
bauter Straftatenkatalog zugrunde. Bundeseinheit-
lich wird seit dem 1. Januar 1971 eine „Ausgangs-
statistik" geführt, d. h., die bekanntgewordenen 
Straftaten werden erst nach Abschluß der polizei-
lichen Ermittlungen vor Aktenabgabe an Staats-
anwaltschaft oder Gericht erfaßt. Das Zahlenmate-
rial wird von den elf Landeskriminalämtern dem 
Bundeskriminalamt übermittelt und hier zur Polizei-
lichen Kriminalstatistik für die Bundesrepublik 
Deutschland zusammengefaßt. 

Die Kriminalstatistik kann nur jeweils diejenigen 
Straftaten berücksichtigen, die der Polizei bekannt-
geworden sind. Änderungen der polizeilich regi-
strierten Kriminalität spiegeln nicht immer die tat- 
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sächliche Entwicklung wider, sondern können sich 
auch aus einer verstärkten oder verminderten Auf-
hellung des kriminellen Dunkelfeldes ergeben: Die 
Größe dieses Dunkelfeldes wird maßgeblich durch 
das Anzeigeverhalten der Bevölkerung, vor allem 
aber durch die Intensität der Verbrechensbekämp-
fung bestimmt. Mit dieser Einschränkung gibt die 
Kriminalstatistik einen Überblick über die Krimina-
litätsentwicklung in bestimmten Zeitabständen. Da-
bei erkannte Schwerpunkte sind wertvoller Ansatz 
für die mittel- und langfristigen polizeilichen Pla-
nungen, etwa beim Einsatz der personellen und 
sachlichen Mittel, bei der Verbrechensvorbeugung 
oder der Ursachenforschung. 

In der Strafverfolgungsstatistik (Verurteilten-
statistik) registriert die Justiz diejenigen strafmün-
digen Straftäter, die gerichtlich abgeurteilt worden 
sind. Die Strafverfolgungsstatistik ist mit der Poli-
zeilichen Kriminalstatistik nur schwer vergleichbar, 
da sich der Erfassungszeitraum meist verschiebt, 
die Erfassungsgrundsätze sich unterscheiden und der 
einzelne Fall im Justizbereich eine andere straf-
rechtliche Beurteilung erfahren kann. 

Anlage 62 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 11 und 12) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen ihrer Öffentlich-
keitsarbeit die im Bundesdatenschutzgesetz enthaltenen Vor-
schriften zur Stärkung der Rechtsposition des betroffenen Bürgers 
auf breiter Basis zu erläutern, und welche Maßnahmen sind ge-
gebenenfalls geplant? 

Plant die Bundesregierung, Forschungsmittel für die Entwick-
lung von Verfahren und Systemen der Datensicherung gemäß 
der in der Anlage zu § 6 des Bundesdatenschutzgesetzes aufge-
führten Anforderungen zur Verfügung zu stellen? 

Zu Frage B 11: 

Die Bundesregierung erachtet es als eine wichtige 
Aufgabe, den Bürger über die ihm nach dem Bun-
desdatenschutzgesetz zustehenden Rechte zu un-
terrichten. Das Bundesministerium des Innern als 
das für den Datenschutz federführende Ressort be-
reitet z. Z. eine Publikation in der Reihe „betrifft" 
vor, in der neben dem Text des Gesetzes dessen 
wesentlicher Inhalt dargestellt und der Bürger auf 
die Vorschriften zur Verbesserung seiner Rechtsposi-
tion hingewiesen wird. Die Publikation wird recht-
zeitig vor dem Inkrafttreten des Gesetzes (noch in 
diesem Monat) in einer Auflage von 30 000 Exem-
plaren erscheinen. 

Darüber hinaus nutzt die Bundesregierung jede 
Gelegenheit, in Gesprächen mit Journalisten redak-
tionelle Beiträge in Presse, Funk und Fernsehen an-
zuregen, durch die der Bürger über seine Rechte 
nach dem Bundesdatenschutzgesetz informiert wird. 

Zu Frage B 12: 

Die Bundesregierung hat dem Problem der Daten-
sicherung stets die ihm zukommende Bedeutung bei

-

gemessen und im Rahmen ihres 2. DV-Programms 
Forschungsvorhaben im Wert von 4 1/2 Millionen 
DM gefördert. Die Ergebnisse werden bei der Ent-
wicklung und Anwendung von Datenverarbeitungs-
systemen mitberücksichtigt. 

Das 3. DV-Programm eröffnet darüber hinaus die 
Möglichkeit, auch künftig Forschungsvorhaben zu 
fördern, die sich mit der Entwicklung von Verfahren 
und Systemen der Datensicherung unter besonderer 
Berücksichtigung der Anforderungen des Bundes-
datenschutzgesetzes befassen. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des  Abgeordneten Schreiber (SPD) 
(Drucksache 8/357 Frage B 13) : 

Welche  gesetzgeberischen Folgerungen wird die Bundesregie-
rung aus dem Forschungsbericht des Hamburger Max-Planck-Insti-
tuts zum Konkursrecht ziehen? 

Der umfangreiche Bericht der Sozialwissenschaft-
lichen Gruppe des Max-Planck-Instituts für auslän-
disches und internationales Privatrecht in Hamburg 
über die vom Bundesministerium der Justiz in Auf-
trag gegebene Rechtstatsachenforschung zum Kon-
kurswesen ist dem BMJ erst in der zweiten Hälfte 
April 1977 als Vorabdruck zugegangen. Die Bundes-
regierung prüft den Bericht. Bei der Kürze der Zeit 
kann noch nicht gesagt werden, welche Folgerungen 
für den Bundesgesetzgeber im Insolvenzbereich dar-
aus gezogen werden können. Im Hinblick auf die 
Schwierigkeit, eine Gesamtreform des Konkurs-
rechts in einer Legislaturperiode zu verwirklichen, 
wird sich für das Bundesministerium der Justiz un-
ter Umständen die Notwendigkeit ergeben, dem Ge-
setzgeber in einem „Vorabgesetz" Vorschläge zur 
Lösung einiger Probleme zu unterbreiten, die in der 
gegenwärtigen Praxis als ganz besonders unbefrie-
digend empfunden werden. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift

-

liche Frage des Abgeordneten Hofmann (Kronach) 
(SPD) (Drucksache 8/357 Frage B 14) : 

Ist die Bundesregierung bereit, jedem Arbeitnehmer monatlich 
eine gewisse Zahl von Überstunden ohne zusätzliche Besteuerung 
zuzugestehen, um damit der Schwarzarbeit entgegenzuwirken? 

Eine steuerliche Begünstigung der Mehrheit könn-
te zwar einen Anreiz zur Leistung von Überstunden 
bieten. Eine solche Anreizwirkung wäre schon unter 
arbeitsmedizinischen Gesichtspunkten nicht immer 
unbedenklich. Vor allem aber würde die Steuerbe-
freiung der Mehrarbeit den arbeitsmarktpolitischen 
Bestrebungen zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
zuwiderlaufen. Die Bundesregierung ist daher nicht 
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bereit, eine Steuerbefreiung des Mehrarbeitslohnes 
einzuführen. 

Die Verschärfung des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit zum 1. Januar 1975 hat die Vor-
aussetzungen geschaffen, Schwarzarbeit einfacher, 
schneller und empfindlicher zu ahnden. Daß dieses 
Gesetz durchaus wirksam ist, zeigen Zahl und Höhe 
der verhängten Geldbußen. Im einzelnen weise ich 
hierzu auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Zeitel vom 
5. Mai 1977 hin (Bundestags-Protokoll S. 1798 B). 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage B 15) : 

Wird die Bundesregierung dem Begehren der britischen Streit-
kräfte, eintägige Lande- und Startübungen des Senkrechtstarters 
Harrier im Naturpark Schwalm/Nette im Mai durchzuführen, nicht 
stattgeben? 

Nach Mitteilung des Verbindungsstabes der briti-
schen Streitkräfte in Bonn ist beabsichtigt, am 
17. Mai 1977 auf dem Übungsgelände der britischen 
Streitkräfte „Die Leuth" eine Gefechtsübung briti-
scher Pioniereinheiten durchzuführen, bei der aus 
übungstechnischen Gründen zwei Flugzeuge des 
Typs „Harrier" für je zwei An- und Abflüge einge-
setzt werden müssen. Der Innenminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen, den die britischen Streitkräfte 
vorsorglich von der geplanten Übung unterrichtet 
haben, hat keine Einwendungen erhoben. 

Das Übungsgelände „Die Leuth" steht den briti-
schen Streitkräften gemäß Art. 53 des Zusatzabkom-
mens zum NATO-Truppenstatut in dem zur Erfül-
lung ihrer Verteidigungsaufgaben erforderlichen 
Umfang uneingeschränkt zur Verfügung. Die Bun-
desregierung ist deshalb nicht in der Lage, die beab-
sichtigte Übung zu untersagen. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen B 16 und 17) : 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach den ehemaligen Bundes-
ministern Bahr und Dr. Ehmke bundeseigene Wohngebäude zu 
Mieten überlassen werden, die unter den Mieten im sozialen 
Wohnungsbau liegen? 

Trifft es zu, daß mit den ehemaligen Bundesministern Bahr und 
Dr. Ehmke Vereinbarungen bestehen, wonach die betreffenden 
Gebäude zu einem Vorzugspreis von den derzeitigen Mietern 
übernommen werden können? 

Zu Frage B 16: 

Den von Ihnen genannten Kollegen sind in ihrer 
Eigenschaft als Abgeordnete des Deutschen Bundes-
tages bundeseigene Wohngebäude vermietet wor

-

den. Die Mieten für diese Häuser richten sich nach 
den allgemeinen Tabellensätzen für Bundesmietwoh-
nugen, die vor allem Alter, Zustand und Ausstattung 
der Wohnungen berücksichtigen. In der Vergangen-
heit haben sich die Tabellensätze an den Sätzen 
der Bundesdarlehenswohnungen und der öffentlich 
gefördeiten sozialen Wohnungen orientiert. Nach-
dem die Mieten dieser Wohnungen inzwischen ge-
stiegen sind, ist durch Erlaß vom 14. Februar 1977 
angeordnet worden, auch die Mieten der bundeseige-
nen Wohnungen zu erhöhen. Die Mieten der genann-
ten Einfamilienhäuser werden sich in Zukunft an den 
Marktmieten orientieren. 

Zu Frage B 17: 

Es bestehen keine Vereinbarungen, wonach die be-
treffenden Gebäude zu einem Vorzugspreis von den 
derzeitigen Mietern übernommen werden können. 

Anlage 67 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Peter (SPD) (Drucksache 
8/357 Frage B 18) : 

Wo in der Bundesrepublik Deutschland und in welchem Umfang 
ist die Bundesregierung verpflichtet, gegenwärtig und in abseh-
barer Zukunft zusätzliche Wohnungen für die Unterbringung von 
Angehörigen der Streitkräfte von Natopartnern am freien Woh-
nungsmarkt sicherzustellen, und kann der Bedarf durch das vor-
handene Angebot gedeckt werden, oder ist die Errichtung neuer 
Wohnungen für diesen Zweck erforderlich? 

Die Bundesrepublik Deutschland ist auf Grund des 
Art. 48 Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut 
verpflichtet, den Liegenschaftsbedarf der ausländi-
schen Streitkräfte zu decken. Dazu gehört auch die 
Beschaffung von Wohnungen für die Mitglieder der 
Streitkräfte und deren Angehörige. Der Wohnungs-
bedarf wird von den ausländischen Streitkräften in 
einem durch Verwaltungsabkommen geregelten Ver-
fahren angemeldet. Z. Z. sind für die ausländischen 
Streitkräfte, vornehmlich im US-Stationierungsbe-
reich, ca. 12 000 Wohnungseinheiten anzumieten. 

Die Bundesvermögensverwaltung beschafft die ge-
wünschten Wohnungen für die Streitkräfte durch An-
mietung auf dem freien Wohnungsmarkt. Sie über-
läßt die Wohnungen den ausländischen Streitkräften 
zur Benutzung, wobei die Streitkräfte nach Maßgabe 
der bestehenden Vereinbarungen die Miete zu tra-
gen haben. Dieses seit 1955 angewendete Verfah-
ren hat sich bewährt. In der Vergangenheit konnten 
auf diese Weise ca. 32 000 Wohnungseinheiten auf 
dem Wohnungsmarkt beschafft und den ausländi-
schen Streitkräften zur Verfügung gestellt werden. 

In Einzelfällen — meistens in abgelegenen Stand-
orten — sind Wohnungen von Bauträgern speziell 
für die Streitkräfte errichtet worden. Die Streit-
kräfte haben dabei entweder durch Mietvorauszah-
lungen oder durch Zusage langer Mietzeiten zur Er-
leichterung der Finanzierung der Bauvorhaben bei-
getragen. 
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Bei der gegenwärtigen Situation auf dem Woh-
nungsmarkt besteht für eine Änderung der bisheri-
gen Beschaffungspraxis kein Bedürfnis. Es ist nicht 
beabsichtigt, Bundesmittel zur Errichtung neuer 
Wohnungen bereitzustellen. 

Anlage 68 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Menzel (SPD) (Druck-
sache 8/357 Frage B 19) : 

Hält es die Bundesregierung mit der Steuergesetzgebung im 
Einklang stehend, wenn Arbeitgeber die Zuweisung einer 
Werkswohnung davon abhängig machen, daß der künftige Mieter 
dem Arbeitgeber ein Darlehen in Höhe und zu den Bedingun-
gen gewährt, zu denen der Arbeitgeber für die Werkswohnung 
ein Arbeitgeberdarlehen gegeben hat, obwohl der Arbeitgeber 
für dieses Arbeitgeberdarlehen Steuervergünstigungen in An-
spruch genommen hat, und wenn ja, was gedenkt die Bundes-
regierung im Wege der künftigen Gesetzgebung zu tun, um eine 
solche Praktik zu unterbinden? 

Wenn ich Ihre Frage richtig verstehe, halten Sie 
Steuervergünstigungen für Darlehen zur Herstel-
lung von Werkswohnungen für ungerechtfertigt, 
wenn gleichzeitig die Zuweisung einer Werkswoh-
nung von der Zahlung eines entsprechenden Dar-
lehensbetrages durch den Mieter abhängig gemacht 
wird. Steuervergünstigungen für die Gewährung sol

-

scher Darlehen gibt es — von einer Ausnahme abge-
sehen — nicht. Die Vorschrift des § 7 c EStG, nach 
der Steuervergünstigungen für Darlehen gewährt 
wurden, die aus Mitteln des Betriebs zur Förderung 
des Baus von Wohnungen gegeben wurden, ist auf 
Darlehen beschränkt, die bis zum 31. Dezember 1961 
an einen Bauherren gegeben worden sind. Für Dar-
lehen, die nach diesem Zeitpunkt gegeben werden, 
können die Steuervergünstigungen dieser Vorschrift 
nicht mehr in  Anspruch genommen werden. Die Bun-
desregierung sieht deshalb in diesem Zusammen-
hang keinen Anlaß für eine Initiative zur Änderung 
des Steuerrechts. 

Zu der Frage, unter welchen Voraussetzungen der 
Arbeitgeber seinerseits dem Mieter eine Werkswoh-
nung zuweist, kann ich nicht Stellung nehmen, weil 
es sich hierbei um Vereinbarungen im Rahmen des 
individuell ausgehandelten Arbeitsvertrages handelt. 
Wird die mit dem Arbeitgeberdarlehen geförderte 
Wohnung an einen Mieter vermietet, der dem Unter-
nehmen des Arbeitgebers nicht angehört oder hat 
der Arbeitgeber inzwischen sein Unternehmen auf-
gegeben, sind mietrechtliche Grundsätze anzuwen-
den. 

Die oben angesprochene Ausnahmeregelung be-
trifft den Fall des § 17 BerlinFG (Darlehensgewäh-
rung zur Förderung des Baus von Wohnungen in 
West-Berlin). Die Vorschrift kann in dem von Ihnen 
geschilderten Fall aber nicht angewendet werden, 
weil die Darlehensgewährung durch den Arbeitgeber 
im Zusammenhang mit der Darlehnsgewährung des 
Arbeitnehmers an den Arbeitgeber steht und da-
durch die Anwendung des § 17 BerlinFG ausge-
schlossen wird (§ 17 Abs. 3 Satz 2 BerlinFG). 

Anlage 69 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift

-

liche Frage des Abgeordneten Dr. Zeitel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage B, 20) : 

Trifft es zu, daß die italienische Regierung auf aus dem EG-
Raum eingeführte Obstbranntweine mit geschützter Herkunfts-
bezeichnung (z. B. Schwarzwälder Kirschwasser) seit 15. März 
1977 eine von 18 % auf 35 % erhöhte Mehrwertsteuer erhebt, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls gegen 
eine derartige Diskriminierung dieser Produkte gegenüber den 
italienischen Erzeugnissen zu tun? 

Es trifft zu, daß in Italien für Obstbranntweine mit 
geschützter Herkunftsbezeichnung seit 15. März 1977 
der erhöhte Mehrwertsteuersatz von 35 % gilt. Die-
ser Satz gilt jedoch auch für sonstigen „Aquavit" mit 
geschützter Herkunftsbezeichnung und für Gin. Hier-
unter fallen z. B. auch Whisky und Wodka. Für 
„Aquavit" ohne geschützte Herkunftsbezeichnung 
gilt der Mehrwertsteuersatz von 18 %. Da es sich 
bei dem Satz von 35 % um den allgemeinen „Luxus-
steuersatz" der italienischen Mehrwertsteuer han-
delt, der für rund 25 weitere Gruppen von Erzeug-
nissen gilt und der auch bei Branntwein nicht auf 
aus dem EG-Raum eingeführte Obstbranntweine be-
schränkt ist, liegt ein Diskriminierungstatbestand 
nicht vor. 

Anlage 70 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 21) : 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Zielvorstellungen hinsicht-
lich der Eigenkapitalausstattung der Deutschen Bundespost (nach 
den Ausführungen des Bundesfinanzministers am 21. April 1977 
33 % des Kapitals) auch den privaten Unternehmen als Zielvor-
stellung für ihren eigenen Bereich zuzugestehen, und wird die 
Bundesregierung in ihrer Wirtschafts- und Steuerpolitik die ent-
sprechende Konsequenz ziehen? 

In unserer marktwirtschaftlichen Ordnung kann es 
nicht die Aufgabe der Bundesregierung sein, die 
Eigenkapitalquote der Wirtschaft festzulegen. Hinzu 
kommt, daß die Verhältnisse in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen unterschiedlich sind, so daß keine 
einheitliche Kapitalstruktur bestehen kann. Als Bei-
spiele seien die Grundstoffindustrie, die Banken und 
der Einzelhandel erwähnt, die naturgemäß stark von-
einander abweichende Eigenkapitalquoten aufwei-
sen. Die Deutsche Bundespost als spezifischer Dienst-
leistungsbetrieb kann ohnehin kein Maßstab für 
alle Betriebe sein. 

Die Bundesregierung ist allerdings der Auffassung, 
daß auch die privaten Unternehmen über eine an-
gemessene Eigenkapitalausstattung verfügen sollten. 
Sie hat daher in der Vergangenheit steuerpolitische 
Maßnahmen durchgeführt, die u. a. eine Verbesse-
rung der Kapitalstruktur der Wirtschaft zum Ziel 
hatten. Ich verweise z. B. auf die Körperschaftsteu-
erreform und auf die Einführung des Verlustrück-
trages, der als Eigenkapitalreserve wirkt. Im Rah-
men des Steueränderungsgesetzes 1977 hat die Bun-
desregierung mit der Senkung der Vermögensteuer 
und der Gewerbesteuer neue Vorschläge unterbrei-
tet, deren Realisierung der Eigenkapitalausstattung 
der Unternehmen zugute kommt. 
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Anlage 71 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 22) : 

Welche Konsequenzen ergeben sich aus den allgemeinen Preis-
erhöhungen für Rohstoffe auf den Weltmärkten für Umfang und 
Tempo der heimischen Rohstoffprospektion und -erschließung 
insbesonders im Landkreis Tirschenreuth für Schwefelkies in 
Pfaffenreuth, für Uran in Mähring, für Kaolin in Gumpen, im 
Landkreis Neustadt/Waldnaab für Blei im Mantler-Forst bei 
Weiden, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang neue Arbeitsplätze im Zonenrandgebiet 
mit seiner hohen Arbeitslosigkeit zu schaffen? 

Die Preiserhöhungen für mineralische Rohstoffe 
waren in den letzten Jahren nicht so bedeutend, als 
daß die deutsche Industrie hierdurch veranlaßt wur-
de, ihre Prospektionsanstrengungen zu erhöhen. 
Vielmehr bemühen sich die auf diesem Gebiet tä-
tigen Firmen unabhängig von den kurz- und mittel-
fristigen Preisschwankungen, weltweit neue Lager-
stätten zu erschließen. Auch in Deutschland werden 
alle Möglichkeiten untersucht, soweit ihre wirtschaft-
liche Gewinnung überhaupt erreichbar erscheint. Im 
Rahmen der Explorationsförderung werden diese 
Bemühungen durch die Vergabe von bedingt rück-
zahlbaren Zuwendungen durch das Bundesministe-
rium für Wirtschaft gefördert. 

Die Preise für Schwefelkies haben sich seit 1970 
zwar nahezu verdoppelt, doch reicht dies vorläufig 
nicht aus, um die Schwefelkiesvorkommen der Grube 
Bayerland wirtschaftlich zu nutzen, zumal nur ge-
ringe Vorräte bekannt sind. 

Das Uranvorkommen in Mähringen wurde im 
Rahmen des Schwerpunktprogrammes „Uranpro-
spektion Bayern" gefunden und vom Bundesmini-
sterium für Forschung und Technologie durch Ge-
währung von Zuschüssen gefördert; eine weitere 
Förderung ist vorläufig nicht vorgesehen. Die Ge-
werkschaft Brunhilde hat jedoch mit eigenen Mit-
teln die Untersuchungsarbeiten wiederaufgenom-
men, um zu prüfen, ob das Vorkommen bei den 
heute gestiegenen Uranpreisen wirtschaftlich abge-
baut werden kann. 

Die Kaolinvorkommen in Gumpen bei Tirschen-
reuth sind schon seit Jahrzehnten bekannt und nach 
Qualität und Menge nicht vergleichbar mit anderen 
Kaolinvorkommen Bayerns. Da diese Vorkommen 
die Versorgung der Industrie noch für Jahrzehnte 
sicherstellen können und die Kaolinpreise in letzter 
Zeit nahezu konstant waren, ist kaum zu erwarten, 
daß eine Nutzung des Vorkommens Gumpen möglich 
wird. 

Die Bleivorkommen im Mantlerforst wurden 1976 
von der Preußag AG — unabhängig von der erst 
in den letzten Monaten erfolgten Erhöhung der 
Bleipreise — untersucht. Diese Arbeiten wurden 
auch vom Bundesministerium für Wirtschaft durch 
Zuschüsse gefördert. Die Ergebnisse waren jedoch 
so negativ, daß eine wirtschaftliche Nutzung dieser 
Erze auf lange Zeit hinaus nicht denkbar ist. 

Die Bundesregierung unterstützt — wie oben 
ausgeführt — die Bemühungen der Industrie auf dem 
Rohstoffsektor nicht zuletzt unter dem Gesichts-
punkt, Arbeitsplätze im Grenzgebiet zu erhalten 
bzw. neu zu schaffen. 

Anlage 72 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/357 Frage B 23):  

Darf nach derzeit geltenden gesetzlichen Grundlagen ein Trok-
kenmilcherzeugnis mit 25 % Fett — aber stark erniedrigtem Ei-
weiß — und deutlich erhöhtem Milchzuckergehalt unter Ver-
wendung von ca. 40 % Molkenpulver hergestellt und praktisch 
als Vollmilchpulver in den Verkehr gebracht werden, und wenn 
ja, wird die Bundesregierung eine Änderung vornehmen? 

Die Anforderungen, die an die Herstellung und 
das Inverkehrbringen von Trockenmilcherzeugnis-
sen zu stellen sind, ergeben sich aus der Verordnung 
über Milcherzeugnisse vom 15. Juli 1970 (BGB1 I S. 
1150), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 10. Mai 1976 (BGB1. I S. 1200), und zwar 
insbesondere aus den Bestimmungen zu Ziffer IX 
der Anlage zur Verordnung über Milcherzeugnisse. 

Danach ist es zwar zulässig, ein Trockenmilch-
erzeugnis als sognanntes Gruppenerzeugnis herzu-
stellen und auf diesem Wege etwa von den für die 
Standardsorten festgelegten speziellen Fettgehalts

-

werten abzuweichen. Ein Trockenmilcherzeugnis mit 
einem Fettgehalt von 25 % ist also an sich verkehrs-
fähig. 

Jedoch darf auch bei den Gruppenerzeugnissen 
eine Änderung in der Zusammensetzung der Trocken-
masse nur durch Einstellung des Fettgehaltes, nicht 
aber etwa durch Zugabe von Lactose oder Molken-
pulver bewirkt werden. Eine Zugabe derartiger Er-
zeugnisse zu Trockenmilcherzeugnissen ist in Ziffer 
IX der Anlage nicht vorgesehen und widerspricht im 
übrigen dem aus § 2 Abs. 3 Nr. 3 der Verordnung 
über Milcherzeugnisse herzuleitenden Grundsatz, 
daß ein Mischen von Milcherzeugnissen aus Grün-
den der Sortenreinheit unzulässig ist. Ein unter Ver-
wendung von Trockenmilcherzeugnissen und Molke-
pulver hergestelltes Produkt wäre als nachgemach-
tes Trockenmilcherzeugnis anzusehen. Das Herstel-
len und Inverkehrbringen eines solchen Produktes 
ist daher nach § 36 Abs. 1 Milchgesetz unter Straf-
androhung verboten. 

Auf Grund von Hinweisen aus der Wirtschaft habe 
ich bereits Anfang Mai die für die Ausführung der 
einschlägigen Gesetze und Verordnungen zuständi-
gen Länder über das Inverkehrbringen von nachge-
machten Vollmilchpulver unterrichtet und gebeten, 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 

Anlage 73 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Glos (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/357 Fragen B 24, 25, 26 und 27): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch die ver-
stärkte Produktion von Stärkezucker durch Mais (Isoglukose) 
Wettbewerbsnachteile für die deutschen Zuckerrübenanbauer ent-
stehen und dadurch geschlossene Zuckerrübenanbaugebiete wie 
z. B. Franken in ihrer Existenz bedroht werden, und wenn ja, 
welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Wie verhält sich die Bundesregierung zu den diesbezüglichen 
Vorschlägen der EG-Kommission, welche eine auf zwei Jahre be-
schränkte Einbeziehung der Isoglukose in die EG-Zuckermarkt-
ordnung vorsehen? 
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Gedenkt die Bundesregierung steuerliche Maßnahmen zu er-
greifen, um Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, die da-
durch entstehen, daß Isoglukose durch Verwendung von EG-
subventioniertem Mais hergestellt wird? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung in län-
gerfristiger Hinsicht zu ergreifen, um die Wettbewerbsverzerrun-
gen zu beseitigen, die zwischen dem Zuckerrübenanbau und der 
Isoglukoseproduktion bestehen? 

Im Rahmen des Preispakets 1977/78 hat der EG-
Ministerrat eine Marktregelung für Isoglukose be-
schlossen, die ab 1. Juli 1977 unbefristet in Kraft 
tritt und die Einführung einer zunächst auf 2 Jahre 
befristeten Abgabe auf Isoglukose vorsieht. Für das 
am 1. Juli 1977 beginnende Wirtschaftsjahr 1977/78 
setzte er den Höchstbetrag der Abgabe auf 5 RE/ 
100 kg Trockenmasse fest. 

Bereits am 19./20. Juli 1976 hat der Rat beschlos-
sen, daß ab 1. August 1977 die Produktionserstattung 
für Stärke wegfällt, soweit sie zur Herstellung von 
Isoglukose verwendet wird. Für die Einführung 
steuerlicher Maßnahmen zur Beseitigung von Wett-
bewerbsverzerrungen, die durch Verwendung von 
EG-subventioniertem Mais bei der Herstellung von 
Isoglukose entstehen könnten, besteht daher kein 
Anlaß. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese 
Maßnahmen zur Herstellung eines marktkonformen 
Wettbewerbs zwischen Rübenzucker einerseits und 
Isoglukose andererseits vorläufig ausreichen. Dage-
gen hat die Stärkeindustrie darauf hingewiesen, daß 
eine Abgabe dieser Höhe nicht von ihr aufgefangen 
werden könne und zur Einstellung der Isoglukose-
produktion führen müßte. Es bleibt deshalb abzu-
warten, welche Auswirkungen die beschlossenen 
Maßnahmen auf die weitere Marktentwicklung ha-
ben. 

Anlage 74 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/357 Fragen B 28 und 29) : 

In welcher Höhe ist die Rodung von Obstbäumen in den letzten 
fünf Jahren durch die Gewährung von Zuschüssen aus öffent-
lichen Mitteln gefördert worden, und ist gegebenenfalls eine 
weitere Förderung dieser Art für die Zukunft vorgesehen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Obstbäume eine 
Bereicherung der Landschaft darstellen und daß ihre Beseitigung 
ungünstige ökologische Wirkungen hat, und sieht sie Möglich-
keiten, derartige landschaftsschädigende Maßnahmen zu stoppen 
und freiwerdende Mittel für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Landschaftsstruktur, z. B. zur Anlage naturgerechter Waldränder 
oder zur Pflege von Laubwaldbeständen, einzusetzen? 

Zu Frage B 28: 

In der Zeit vom 1. Januar 1970 bis 31. März 1973 
wurde für die Rodung von Apfel-, Birn- und Pfirsich-
bäumen auf der Grundlage der Verordnung (EWG) 
Nr. 2517/69 auf Antrag eine Prämie von maximal 
2 928,— DM je Hektar gewährt. In der Bundesrepu-
blik Deutschland wurden in dieser Zeitspanne 
26 091 ha prämienbegünstigt gerodet. Dafür wurden 
76 385 Millionen DM an Bundesmitteln bereitgestellt, 
die zu 50 % aus dem EAGFL-Fonds rückerstattet 
wurden. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 794/76 wurde er-
neut die Möglichkeit geschaffen, vor dem 1. April 
1977 Prämien für die Rodung bestimmter Apfel- und 

Birnensorten zu gewähren, die durch Überschüsse 
den Gemeinschaftsmarkt belasteten. In der Bundes-
republik Deutschland ist von dieser Maßnahme prak-
tisch nur die Apfelsorte „Golden Delicious" betrof-
fen. Nach Angaben der Länder wurden rund 500 ha 
gerodet. Die Prämie pro Hektar beträgt maximal 
3 829,— DM und wird aus Mitteln der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" gewährt. Der EAGFL-Fonds trägt 
die Hälfte dieses Betrages. Seitens der Bundesregie-
rung ist keine erneute Verlängerung der prämien-
begünstigten Rodung vorgesehen. Inwieweit die 
Marktsituation in der Gemeinschaft eine Wieder-
holung der Maßnahme erforderlich macht, ist derzeit 
nicht abzusehen. 

Zu Frage B 29: 

Obstbäume können eine Bereicherung des Natur-
haushalts und des Landschaftsbildes darstellen. Ob 
und inwieweit sie das im konkreten Fall tun, hängt 
sehr von den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten 
sowie von der Baum- und Anbauart ab. Es ist ein 
Unterschied, ob es sich um einen Streuobstbau, um 
Obstbaumalleen oder um Intensivanlagen handelt; 
ebenso besteht ein Unterschied hinsichtlich der 
Baumformen, Hochstämme sind anders zu beurteilen 
als zum Beispiel Spindelbüsche. Von Bedeutung ist 
ferner der Erhaltungs- und Gesundheitszustand der 
Bestände. 

Sollte im Einzelfall die Erhaltung gewisser Obst-
bäume oder Formen des Obstbaus im Interesse von 
Naturschutz und Landschaftspflege liegen, so ist es 
Sache der Länder, hierfür durch geeignete Schutz-
vorschriften und ggf. Zahlung von Prämien oder Ent-
schädigungen zu sorgen. 

Selbst bei der Aufnahme einer Bundesfinanzie-
rungsregelung in das BNatSchG hätte der Bund für 
derartige Maßnahmen keine Mittel zur Verfügung 
stellen können, da es diese Regelung nur auf Maß-
nahmen von gesamtstaatlicher oder internationaler 
Bedeutung abgestellt hätte. 

Der Fortfall der Mittel zur Förderung der Obst-
baumrodung, die im übrigen vorwiegend für die 
Rodung von Intensivkulturen und weniger von An-
lagen des überwiegend landschaftsfreundlichen 
Streuobstbaues in Anspruch genommen wurden, 
kann daher nicht Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zugute kommen. 

Anlage 75 
Antwort 

des Parl. Staatssekretär Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 30) : 

Ist der Bundesregierung der Widerspruch zwischen der amt-
lichen Zulassung des Pflanzenbehandlungsmittels Tormona durch 
die Biologische Bundesanstalt einerseits und den durch den Mi-
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Landes 
Nordrhein-Westfalen in der Öffentlichkeit geäußerten grundsätz-
lichen Bedenken gegen die Anwendung dieses Mittels anderer-
seits bekannt, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um eine von der Biologischen Bundesanstalt ausgesprochene amt-
liche Zulassung davor zu schützen, daß sie durch eine ausfüh-
rende Behörde in der Offentlichkeit in Frage gestellt wird, und 
was gedenkt sie zu tun, um die im vorliegenden Fall geäußerten 
Zweifel auszuräumen? 
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Bereits in der Fragestunde am 4. Mai 1977 habe 
ich ausführlich zur Anwendung von TORMONA 
(2,4,5-T) Stellung genommen. Dabei habe ich darauf 
hingewiesen, daß ich für eine abschließende Beurtei-
lung der aufgetretenen Fragen um das von der 
Biologischen Bundesanstalt im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit zugelassene Pflanzenbehandlungsmittel 
die Unterlagen des Herrn Landwirtschaftsministers 
von Nordrhein-Westfalen erbeten habe. Diese Un-
terlagen habe ich noch nicht erhalten. 

Anlage 76 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Klinker (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/357 Frage B 31) : 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß durch die vom EG-
Ministerrat beschlossene Beschränkung der bisherigen Inter-
ventionsgarantie bei Weizen auf einen 3monatigen Zeitraum 
nach der Ernte Gefahren für die Markt- und Preisentwicklung 
entstehen, die auf Grund der zu erwartenden verstärkten Inter-
ventionsandienung in dieser Zeit nach vergrößert werden, und 
sieht sie die Möglichkeit, noch vor Beginn der diesjährigen Ernte 
die EG-Kommission zu veranlassen, zur Stabilisierung des Wei-
zenmarkts die obligatorische Intervention für Bachweizen in den 
Monaten März, April und Mai 1978 zu beschließen?  

Das vom Ministerrat beschlossene System der 
spezifischen Intervention für Backweizen bietet 
grundsätzlich die Gewähr, daß die Marktpreise für 
Backweizen ausreichend gestützt werden. 

Die für die Anwendung der Preisstützung zustän-
dige EG-Kommission hat auch im Rat während der 
Preisverhandlungen Ende März dieses Jahres noch-
mals bestätigt, daß sie außer der obligatorischen 
Intervention für die ersten drei Monate des Wirt-
schaftsjahres auch während der übrigen Dauer des 
Wirtschaftsjahres ausreichende Stützungsmaßnah-
men ergreifen wird, falls dies notwendig wird. Das 
gilt insbesondere für Maßnahmen gegen Ende des 
Wirtschaftsjahres. Über Art und Umfang dieser 
Maßnahmen sollte nach Auffassung der Bundesre-
gierung rechtzeitig Klarheit bestehen. Dafür wird 
sich die Bundesregierung in Brüssel einsetzen. 

Anlage 77 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Klinker (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen B 32 und 33) : 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung; daß die zeitliche 
Begrenzung der Prämienregelung für die Nichtvermarktung von 
Milch und Umstellung auf die Rindfleischerzeugung bis zum 
31. März 1978 zu einer ungesunden Entwicklung führt, weil in-
folge der Ungewißheit über die Fortsetzung der Maßnahmen die 
Milcherzeuger zu übereilten Entscheidungen veranlaßt werden, 
und welche Maßnahmen hält sie für erforderlich, um ernsthafte 
Störungen auf den Rindfleischmärkten auf Grund des daher zu 
erwartenden verstärkten Angebots an Schlachtkühen zu ver-
hindern? 

Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung sichergestellt 
werden, daß die Landwirtschaft bei der Verwendung der von 
ihr selbst aufgebrauchten Mittel (Erzeugerabgabe auf die Milch-
produktion) ein entscheidendes Mitspracherecht behält, und für 
welche Maßnahmen wird sich die Bundesregierung bei den Ver-
handlungen in Rat und Kommission über die Verwendung der 
Mittel aus der Erzeugerabgabe einsetzen? 

Zu Frage B 32: 

Die Bundesregierung teilt diese Befürchtung nicht. 
Generell ist festzustellen, daß die vom Ministerrat 

beschlossene Prämienregelung gemeinschaftsweit in 
eine Periode rückläufiger Rinderschlachtungen fällt. 
Darüber hinaus ist die Regelung dadurch flexibel 
gestaltet, daß Hauptvoraussetzung der Prämienge-
währung die Verpflichtung des Landwirts ist, keine 
Milch mehr zu vermarkten. Daher können Kühe 
weiterhin im Betrieb z. B. zur Ammenkuhhaltung ge-
nutzt werden. Sofern die Kühe nicht im Betrieb ge-
halten werden, können sie auch zur Ausfuhr und 
nicht nur zur Schlachtung verkauft werden. 

Vordringliches agrarpolitisches Ziel der Regelung 
ist die raschestmögliche Verringerung der Milchan-
lieferungen. Hieraus erklärt sich die zeitliche Be-
grenzung der Antragstellung bis zum 31. März 1978. 
Es kann jedoch nicht die Rede davon sein, daß die 
Milcherzeuger „zu übereilten Entscheidungen" ver-
anlaßt werden, denn sie hatten ja durch die Tat-
sache, daß mit der Einführung der Maßnahme seit 
Mitte vergangenen Jahres gerechnet werden konnte, 
genügend Bedenkzeit. 

Sollten sich Störungen auf den Rindfleischmärkten 
ankündigen, könnte ihnen mit dem durch die Markt-
organisation für Rindfleisch gebotenem Instrumen-
tarium begegnet werden. 

Zu Frage B 33: 

In Zusammenhang mit dem Beschluß über die 
„Mitverantwortungsabgabe der Erzeuger" während 
der Agrarpreisverhandlungen vom 25./26. April 1977 
in Luxemburg wurde zu dem von Ihnen angespro-
chenen Problem des Mitspracherechts der Erzeuger 
bei der Verwendung der Mittel nicht zuletzt auf Be-
treiben der Bundesregierung folgendes in das Proto-
koll aufgenommen: „Der Rat nimmt davon Kenntnis, 
daß die Kommission die Absicht hat, 
a) den Beratenden Ausschuß für Milch und Milch-

erzeugnisse vor der Aufstellung der zu ergrei-
fenden Maßnahmen des Aktionsprogramms an-
zuhören, 

b) ihm das Ergebnis dieser Anhörung mitzuteilen, 
c) den Ausschuß zu der Anwendung der in dem 

unter a) genannten Programm vorgesehenen spe-
zifischen Maßnahmen anzuhören." 

Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck bei 
den zuständigen Gremien der Europäischen Korn-
mission und des Rates für eine konsequente Anwen-
dung des Mitspracherechts im Geiste dieser Proto-
kollerklärung einsetzen. 

Anlage 78 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 34 und 35) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um das deutsche 
Backgewerbe vor einem ruinösen Wettbewerb durch Importe 
wesentlich billigerer französischer Backwaren zu schützen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Europäischen Gemein-
schaft die Einbeziehung von Brot und Backwaren in den für 
Marktordnungswaren erhobenen Währungsausgleich zu beantra-
gen? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß einge-
führte französische Backwaren in den grenznahen 
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deutschen Gebieten zu Preisen angeboten werden, 
die unter den Verkaufspreisen deutscher Backwaren 
liegen. Die Preisunterschiede sind fast ausschließ-
lich dadurch bedingt, daß die Produktionskosten ein-
schließlich Lohnkosten in Frankreich niedriger als 
im Bundesgebiet sind. 
Das unterschiedliche Kostenniveau kann, soweit 

es außerhalb des agrimonetären Bereichs liegt, sei-
tens der Bundesregierung nicht beeinflußt werden. 

Hinsichtlich der Rohstoffkosten ist die Differenz, 
die sich durch den Währungsausgleich bei Weizen 
ergibt, gering. Der Währungsausgleich würde, be-
zogen auf Brot, 0,08-0,12 DM/kg betragen. Er ver-
mag den Preisunterschied zwischen den Verkaufs-
preisen für deutsches und französisches Weißbrot 
(1,10 — 1,70 DM/kg) auch nicht annähernd auszu-
gleichen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich die-
ser Ausgleich im Rahmen der Brüsseler Preisbe-
schlüsse weiter vermindern wird. 

Gleichwohl wurde die EG-Kommission von der 
Bundesregierung auf die Situation hingewiesen. Sie 
hat zugesagt, die Frage der Einbeziehung des Brotes 
in den Währungsausgleich zu prüfen. Hierüber ist 
noch nicht entschieden. 
Die sogenannten feinen Backwaren (Konditorer-

zeugnisse) sind durch VO (EWG) Nr. 800/77, die ab 
23. Mai 1977 anwendbar ist, größtenteils in den 
Währungsausgleich einbezogen worden. 

Anlage 79 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 36 und 37): 

Was hat die Bundesregierung mit dem Militärlazarett in Do-
naueschingen vor, das die französischen Streitkräfte zum 30. Sep-
tember 1977 an den Bund zurückgeben werden? 
Wird die Bundesregierung bald entscheiden, damit in  Donau-

eschingen Klarheit besteht? 

Hinsichtlich der weiteren Verwendung des Mili-
tärlazaretts in Donaueschingen nach dessen Frei-
gabe durch die französischen Streitkräfte wird zur 
Zeit vom Bundesministerium der Verteidigung ge-
prüft, ob ein Anschlußbedarf der Bundeswehr be-
steht. Sollte er verneint werden, wird untersucht, ob 
die Liegenschaft für andere Aufgaben des Bundes 
benötigt wird. Sofern sie für Zwecke des Bundes ent-
behrlich ist, kann sie veräußert oder vermietet wer-
den. 
Die Bedarfsprüfung der Bundeswehr wird in etwa 

einem Monat abgeschlossen sein. Danach wird das 
Bundesfinanzministerium über die weitere Verwen-
dung der Liegenschaft entscheiden. 

Anlage 80 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Sauer (Salz-
gitter) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 38) : 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß 
in der DDR unmittelbar hinter der Zonengrenze seit Anfang 
März dieses Jahres ungewöhnliche militärische Vorbereitungen 
wie z. B. militärische Sperrzonen, Truppenbereitstellungsräume 
mit Schußschneisen in Waldgebieten unter intensiver Absicherung 

gegenüber der Zivilbevölkerung getroffen werden, und wie 
beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls diese Maßnahmen? 

Die Pressemeldungen sind nicht zutreffend. 

Schon seit vielen Jahren verläuft in der DDR ent-
lang der Grenze zur Bundesrepublik Deutschland, 
zur Tschechoslowakei und zu Polen sowie entlang 
der Ostsee-Küste eine durchgehende militärische 
Sperrzone, deren Tiefe zwischen 2 und 70 km 
schwankt. 
Darüber hinaus gibt es in der DDR eine große An-

zahl weiterer militärischer Sperrgebiete, die zeitwei-
se oder ständig eingerichtet sind. 
Die Anwesenheit von regulären Streitkräften im 

Grenzgebiet der DDR zur Bundesrepublik Deutsch-
land ist nichts Ungewöhnliches. Seit Jahren sind 
hier sowjetische und DDR-Truppen stationiert, so 
z. B. in Hagenow, Hillersleben und Mühlhausen, um 
nur drei Orte zu nennen. 
Über Truppenbereitstellungsräume und Schuß-

schneisen in Waldgebieten liegen keine Erkennt-
nisse vor. 

Anlage 81 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schriftlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Schleicher (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 39 und 40) : 

Trifft es zu, daß entgegen dem erklärten Willen des Bundes-
tages das Arzneimittelgesetz von der Exekutive nunmehr dahin 
ausgelegt wird, das Gesetz verlange auch für das Trocknen, Rei-
nigen, Waschen, Mahlen, Zerkleinern und Mischen von Kräutern 
die Beschäftigung von akademisch vorgebildeten Herstellungs-
und Kontrolleitern und unterwerfe die genannten Tätigkeiten 
einer Erlaubnispflicht, und was hat die Bundesregierung getan, 
um den in den Gesetzesmaterialien eindeutig zum Ausdruck 
kommenden Willen des Gesetzgebers zur Geltung zu bringen? 

Welchen Inhalt werden die nach dem § 57 Abs. 2 und dem 
§ 58 Abs. 2 des Arzneimittelgesetzes zu erlassenden Verordnun-
gen haben, und wann ist mit der Zuleitung der entsprechenden 
Entwürfe an den Bundesrat zu rechnen? 

Zu Frage B 39: 

Mir ist nicht bekannt, daß die Notwendigkeit einer 
Herstellungserlaubnis für Betriebe der von Ihnen 
geschilderten Art von den zuständigen Behörden 
der Bundesländer unterschiedlich beurteilt wird. Im 
übrigen gehe ich davon aus, daß die im Bericht des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(BT-Drucksache 7/5091) zum Ausdruck gebrachte 
Auffassung bekannt ist. Eine unterschiedliche Be-
urteilung im Einzelfall könnte darauf zurückzufüh-
ren sein, daß die Abgrenzung zwischen Erzeugung 
von Rohstoffen einerseits und Herstellung von Arz-
neimitteln andererseits schwierig ist. In einer be-
sonderen Arbeitsgruppe des Ausschusses Arznei-
mittel-, Apotheken- und Giftwesen der Leitenden 
Medizinalbeamten der Länder, in der auch der Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit mit-
arbeitet, sollen im Interesse einer bundeseinheitli-
chen Handhabung Grundsätze als Entscheidungs-
hilfe für die Abgrenzung entwickelt werden. 

Zu Frage B 40: 

Die Bundesregierung beabsichtigt in einer Verord-
nung über Arzneimittel, die zur Anwendung bei Tie-
ren bestimmt sind, u. a. auch Vorschriften aufgrund 
der in § 57 Abs. 2 des Arzneimittelgesetzes 1976 
enthaltenen Ermächtigung zu treffen. Die bisher in 
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§ 34 a Abs. 3 des Arzneimittelgesetzes 1961 enthal-
tene Vorschrift, daß Tierhalter über die in ihrem Be-
sitz befindlichen Arzneimittel Nachweise führen 
müssen, soll übernommen und durch eine entspre-
chende Nachweispflicht für Personen ergänzt wer-
den, die Arzneimittel berufs- und gewerbsmäßig bei 
Tieren anwenden, ohne Tierarzt oder Tierhalter zu 
sein. Diese Nachweispflicht würde also insbesonde-
re auch für Tierheilpraktiker gelten. Es ist beab-
sichtigt, den Verordnungsentwurf dem Bundesrat 
Ende dieses Jahres zuzuleiten, so daß die Verord-
nung baldmöglichst nach Inkrafttreten der Ermäch-
tigung (1. Januar 1978) verkündet werden kann. 
Der Erlaß einer Verordnung nach § 58 Abs. 2 des 

Arzneimittelgesetzes 1976 ist zunächst nicht beab-
sichtigt. In diesem Zusammenhang ist aber auf den 
Entwurf einer Verordnung nach § 15 Abs. 3 des Le-
besmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes über 
Stoffe mit pharmakologischer Wirkung hinzuwei-
sen, wonach die Anwendung bestimmter Stoffe bei 
Tieren, die der Gewinnung von Lebensmitteln die-
nen, verboten oder eingeschränkt wird. Der Ent-
wurf ist dem Bundesrat am 19. April 1977 zugeleitet 
worden (Bundesrats-Drucksache Nr. 180/77). 

Anlage 82 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 41) : 

Wie weit sind die Arbeiten an einer bundeseinheitlichen Hy-
gieneverordnung, und welche Gründe stehen einem baldigen In-
krafttreten im Wege? 

Die Arbeiten an einer bundeseinheitlichen Lebens-
mittelhygiene-Verordnung haben inzwischen einen 
Stand erreicht, daß — wie zu vorausgegangenen-An-
fragen bereits ausgeführt — ein erster Entwurf nach 
der diesjährigen Sommerpause versandt werden 
kann. Eine Prognose über den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Verordnung ist gegenwärtig nicht mög-
lich, da abgesehen von der nach § 39 Lebensmittel-
und Bedarfsgegenständegesetz vorgeschriebenen An-
hörung der Wissenschaft, der Verbraucherschaft und 
der beteiligten Wirtschaft das Verordnungsvorha-
ben mit den Ländern abgestimmt werden muß. 

Anlage 83 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kreile (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage B 42) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit, durch das Steuer-
änderungsgesetz 1977 — bei dem z. B. eine Zweikinderfamilie 
monatlich mit 28 DM mehr belastet wird und andererseits nur eine 
Erhöhung des Kindergeldes um 10 DM erhält — trete „bei den 
kleinen Familien keine bedeutende Verbesserung", also immer-
hin eine Verbesserung, ein? 

Bei der Äußerung, um die es Ihnen geht, handelt 
es sich offenbar um diejenige, die Frau Bundesmini-
ster Huber bei der Ersten Lesung des Entwurfs eines 
Steueränderungsgesetzes 1977 getan hat. Sie lautet: 

„Schließlich möchte ich noch etwas zu dem Vor-
wurf sagen, daß die Mehrwertsteuererhöhung die 
Kindergeldverbesserung ganz aufzehre. Es ist rich-

tig, daß bei den kleinen Familien keine bedeutende 
Verbesserung eintritt." 
Diese Äußerung ist richtig. Ihr liegt folgende 

Überlegung zugrunde: 
Die 10 DM Kindergeld, die die Familie mit zwei 

Kindern vom 1. Januar 1978 an monatlich mehr 
erhalten soll, werden in Höhe von 8 DM monatlich 
dadurch aufgezehrt, daß die statistisçh erhobenen 
Kosten des Kinderunterhalts durch die Erhöhung 
der Mehrwertsteuer steigen. Folglich verbleibt die-
ser Familie per Saldo eine Verbesserung des Fa-
milienlastenausgleichs um 2 DM monatlich. 
Man darf in diesem Zusammenhang nicht — wie 

Sie es offenbar wollen — auch die Verteuerung der 
Lebenshaltung der Eltern gegenrechnen, die sich 
aus der Erhöhung der Mehrwertsteuer ergeben wird. 
Diese hat mit den zum 1. Januar 1978 wirksam wer-
denden kindbedingten Be- und Entlastungen — nur 
hierum ging es in der Äußerung von Frau Bundes-
minister Huber — nichts zu tun. Die Verteuerung 
der Lebenshaltung der Eltern trifft gleichermaßen 
die kinderlos Verheirateten. Sie muß daher bei der 
Bewertung des durch den Familienlastenausgleich 
bewirkten Einkommensabstandes zwischen Kinder-
losen einerseits und Eltern andererseits außer Be

-

tracht bleiben. 

Anlage 84 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 43 
und 44) : 

Wird die Bundesregierung, nachdem sie in den letzten Jahren 
bereits zwei Bundesbehörden — die Oberpostdirektion Braun-
schweig und das Bundesbahnausbesserungswerk Braunschweig — 
aus Braunschweig abgezogen hat, nunmehr dafür sorgen, daß das 
Braunschweiger Wasser- und Schiffahrtsamt in der Stadt ver-
bleibt? 
Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß auf Grund der 

Wirtschaftsinteressen im Städtedreieck Braunschweig — Salzgit-
ter — Wolfsburg das zentral zum Elbe-Seiten- und Mittelland-
Kanal gelegene Wasser- und Schiffahrtsamt aus Gründen der 
Förderung der Wirtschaftskraft im genannten Bereich erhalten 
werden muß? 

Nach der zum 1. Januar 1976 vorgenommenen 
Neuordnung der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
erfolgt nunmehr die Neuordnung der Unterinstanz. 
Zur Vorbereitung der Entscheidungen sind die Prä-
sidenten der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen be-
auftragt worden, bis Mitte 1977 Vorschläge für die 
Neugliederung der Ämter einschließlich der Auf-
sichtsbezirke und Bauhöfe vorzulegen. Hierbei sind 
das Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung und der Bericht 
der Projektgruppe des Bundesverkehrsministeriums 
„WSV/Org" zu beachten. Es ist sichergestellt, daß 
alle Anregungen berücksichtigt werden, die die vor-
liegende Konzeption verbessern. 
Die Entscheidung über die Vorschläge zur Neu-

ordnung der Unterinstanz wird voraussichtlich Ende 
1977 getroffen werden. Eine Aussage über die künf-
tigen Standorte der Wasser- und Schiffahrtsämter, 
Aufsichtsbezirke und Bauhöfe im Bereich der Ost-
strecke des Mittellandkanals und des Elbe-Seiten-
Kanals, bzw. über die Erhaltung des Wasser- und 
Schiffahrtsamtes Braunschweig ist daher zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht möglich. 
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Anlage 85 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/357 Fragen B 45 und 46) : 

Wann wird der vierspurige Ausbau der Bundesstraße 45 neu, 
die von einer wachsenden Zahl von Verkehrsteilnehmern benutzt 
wird, nördlich Weiskirchens durchgeführt? 

Wann werden die seit Jahren bestehenden Pläne für eine 
flüssige Verkehrsführung der drei aufeinanderfolgenden Kreisel 
im Zuge der B 45, die sich immer mehr — besonders im Berufs-
verkehr — als Verkehrshindernis und Gefahrenpunkt erweisen, 
neu in Angriff genommen? 

Der zweibahnige Ausbau der Bundesstraße 45 
(neu) zwischen Jügesheim und Tannenmühle (nörd-
lich Weiskirchen), wodurch zugleich die Anschluß

-

stelle Hanau (Kreuzung der A 3 mit der B 45) plan-
kreuzungsfrei gestaltet und die 3 aufeinanderfolgen-
den Kreisel im Zuge der B 45 beseitigt werden, wird 
sofort begonnen, sobald die baurechtlichen Voraus-
setzungen geschaffen sind. 

Der Entwurf ist bereits genehmigt. Wie die hes-
sische Straßenbauverwaltung mitgeteilt hat, soll im 
Herbst 1977 das Planfeststellungsverfahren einge-
leitet werden. Sofern in diesem Verfahren und bei 
der Durchführung des Grunderwerbs keine größeren 
Schwierigkeiten auftreten, kann 1979/1980 mit den 
Bauarbeiten begonnen werden. 

Die erforderlichen Mittel stehen im Straßenbau-
haushalt des Bundes hierfür bereit. 

Anlage 86 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Seefeld (SPD) (Drucksache 
8/357 Frage B 47): 

An welchen Strecken der Bundesautobahn sind Notrufsäulen 
noch nicht aufgestellt, und wann werden sie eingerichtet? 

Am 1. Januar 1977 waren von den 6 435 km unter 
Verkehr liegenden Bundesautobahnen 468,5 km 
(7,3 0/0) noch nicht mit Notrufanlagen ausgestattet. 
Diese 468,5 km verteilten sich auf eine Vielzahl 
kurzer Einzelstrecken, bei denen entweder die Ver-
legung des Fernmeldekabels im Gange oder die Vor-
aussetzung für die Notrufabfrage wegen Fehlens der 
zugehörigen Autobahnmeisterei noch nicht erfüllt 
ist. Stets werden die Notrufeinrichtungen so 
schnell wie möglich fertiggestellt. 

Von der Erhebung der noch nicht mit Notrufein-
richtungen ausgestatteten Einzelstrecken wurde we-
gen des hohen Verwaltungsaufwandes, der dazu 
erforderlich wäre, Abstand genommen. 

Anlage 87 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Stercken (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen B 48 und 49) : 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die end-
gültige Aufgabe eines Schienenwegs oder eines Bahnhofsgeländes 
Veranlassung geben sollte, die drängenden Gemeinschaftsaufga-
ben zu fördern und daher solche Grundstücke an Gemeinden oder 
von ihnen bezeichnete Dritte für diesen Zweck zu veräußern? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Deutschen Bundesbahn zu 
empfehlen, die Eisenbahnstrecke von Aachen-Kornelimünster nach 

Aachen-Walheim sowie das Bahnhofsgelände von Aachen-Wal-
heim, die nach Auskunft des Bundesbahnbetriebsamts Aachen 
nicht mehr für den Bundesbahnverkehr benötigt werden, zum 
Zwecke vordringlicher Gemeinschaftsaufgaben zu veräußern? 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn (DB) ist 
grundsätzlich bereit, durch Streckenstillegungen und 
aus sonstigen Gründen freigewordene und für 
Zwecke der DB dauernd entbehrliche Grundstücke 
auch an Gemeinden zum Verkehrswert zu veräui 
Bern. 

Anlage 88 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 50 und 51) : 

Wann ist mit der Einleitung konkreter Baumaßnahmen zum 
Ausbau der B 248 und der A 39 zwischen den Nachbargroß-
städten Wolfsburg und Braunschweig zu rechnen, nachdem hin-
sichtlich dieser dringend erforderlichen Verkehrsverbindung wie-
derholt Ausbauzusagen gegeben wurden, bisher aber kein Bau-
beginn erkennbar ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen einer dringend er-
forderlichen Zwischenlösung die durchgängige Geschwindigkeits-
begrenzung auf der B 248 überprüfen zu lassen und dafür zu 
sorgen, daß gefahrlose Überholzonen eingerichtet werden, die 
das ausnahmslose Überholverbot von 30 km Länge sinnvoll auf-
locikern? 

Zu Frage B 50: 

Nach dem derzeitigen Stand der Planung ist im 
Bereich der Teilstrecke Mörse—Anschlußstelle 
Flechtorf der Bundesautobahn A 39 ein Baubeginn 
im Jahre 1978 vorgesehen. 

Zu Frage B 51: 

Auf die Aufhebung der Geschwindigkeitsbeschrän-
kung auf der B 248 zwischen der Anschlußstelle 
Braunschweig-Ost und Wolfsburg hat die Bundes-
regierung keinen Einfluß. Die Anordnung von Ver-
kehrsbeschränkungen und -verboten, hierzu zählen 
auch Geschwindigkeitsbeschränkungen und .Überhol-
verbote, fällt in die ausschließliche Zuständigkeit 
der Straßenverkehrsbehörden der Länder (§ 45 
Abs. 1 Straßenverkehrs-Ordnung [StVO]). 

Anlage 89 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/357 Fragen B 52 und 53) : 

Welche Kreise, Städte und Gemeinden profitieren von der 
neuen Regelung durch die Einrichtung der Regionalverkehrsge-
sellschaft Köln als Versuch mit dem Ziel, durch Zusammenarbeit 
von Bahn und Post eine günstige Führung zu erzielen, und kann 
man den Versuch der Errichtung dieser Regionalverkehrsgesell-
schaft als gescheitert betrachten, wenn man eine Verkehrsgesell-
schaft gründet mit dem Ziel, kostengünstiger zu arbeiten, jedoch 
innerhalb eines Jahrs feststellen muß, daß erhebliche Preiser-
höhungen vorgenommen werden müssen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei solchen Preiserhöhungen 
die Offentlichkeit bzw. die Presse oder sonstige Medien über die 
Größenordnung zu unterrichten, zumal im Bereich der gesamten 
Regionalverkehrsgesellschaft Köln bei kombinierten Monats-
karten Preiserhöhungen zwischen 35 und 75 % erfolgt sind? 

Im Raum Rhein-Sieg-Wupper-Erft haben Bahn und 
Post am 1. Januar 1976 ihre Busdienste probeweise 
in der Regionalverkehr Köln GmbH (RVK) zusam-
mengeführt. Die RVK bedient Städte und Gemein-
den im Großraum Köln/Bonn, im Rhein-Sieg-Kreis, 
im Oberbergischen Kreis, im Rheinbergischen Kreis, 
im Erftkreis und in Teilen des Kreises Euskirchen. 
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Ziel der Zusammenführung der Busdienste von Bahn 
und Post in der RVK ist es, in dem erwähnten Raum 
ein leistungsfähiges und wirtschaftliches Unterneh-
men des öffentlichen Personennahverkehrs zu schaf-
fen, das auch zu einer regionalen Integration der 
Busverkehrsdienste beizutragen vermag. 
Der Betriebsversuch ist noch nicht abgeschlossen; 

seine Ergebnisse werden in der 2. Hälfte des Jahres 
1977 auf Grund von Erfahrungsberichten der Ge-
sellschaft und der beteiligten Verwaltungen ausge-
wertet. 
Die Bekanntmachung von Fahrpreiserhöhungen im 

öffentlichen Personennahverkehr ist Aufgabe des 
Verkehrsunternehmens, nicht der Bundesregierung. 
Die RVK hat entsprechend ihrer gesetzlichen Ver-
pflichtung die neuen Fahrpreise am 22. April 1977 
in zahlreichen Tageszeitungen des Köln-Bonner Rau-
mes angekündigt. 

Anlage 90 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Todenhöfer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 54 und 55) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele die Deutsche 
Bundesbahn benutzende Personen von den diskutierten Strecken

-

stillegungen der Deutschen Bundesbahn in der Westpfalz (Kai-
serslautern Hbf.—Lauterecken-Grumbach, Kaiserslautern Hbf.-
Lampertsmühle-Otterbach, Lampertsmühle-Otterbach—Lauterecken-
Grumbach, Homburg Hbf.—Glan-Münchweiler, Glan-Münchwei-
ler—Altenglan, Altenglan—Lauterecken-Grumbach, Lauterecken-
Grumbach—Stauderheim, Pirmasens—Kaiserslautern Hbf.) betrof-
fen sein werden, bzw. ist die Bundesregierung bereit, eine der-
artige Untersuchung zu veranlassen? 

Mit welcher Begründung wurden die genannten Stredcenab-
schnitte in den Katalog der stillzulegenden Strecken aufgenom-
men, und wie lassen sich nach Ansicht der Bundesregierung diese 
Maßnahmen mit der Notwendigkeit vereinbaren, gerade in be-
nachteiligten Gebieten wie der Westpfalz Industrieansiedlungen 
zur Dämpfung der Arbeitslosigkeit zu erhalten bzw. zu fördern? 

Die Erhebungen über die genannten Strecken 
zwecks Umstellung des Schienenpersonenverkehrs 
auf Busverkehr sind noch im Gange. Zahlen über das 
Reisenden- bzw. Gutaufkommen auf den untersuch-
ten Strecken sind der Deutschen Bundesbahn (DB) 
und dem Bundesminister für Verkehr bekannt. 
Ein Katalog stillzulegender Strecken liegt nicht 

vor; es wurden lediglich die Strecken in einer Über-
sicht zusammengefaßt, die z. Z. untersucht werden. 
Damit sind aber keinesfalls schon Entscheidungen 
weder zur Umstellung noch über Stillegungen vor-
weggenommen. 

Anlage 91 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Peter (SPD) (Drucksache 
8/357 Frage B 56) : 

In welchem Umfang wird die Deutsche Bundesbahn die in der 
Ausbildungswerkstatt des Bundesbahn-Betriebswerks St. Wendel 
vorhandene Ausbildungsplatzkapazität im Jahr 1977 aussdiöpfen? 

Von den 40 Ausbildungsplätzen beim Bundesbahn-
betriebswerk (Bw) St. Wendel werden z. Z. 35 ge-
nutzt. 
Im Jahre 1977 werden in St. Wendel 12 Lehrlinge 

ihre Ausbildung beenden. Nach Mitteilung der zu-
ständigen Bundesbahn-Direktion Saarbrücken sind 
5 Neueinstellungen beabsichtigt. 

Anlage 92 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/357 Frage B 57): 

Auf welcher fiachprüfbaren und zeitnahen Kosten-Nutzen-
Analyse im Sinne der Erklärung des Bundesverkehrsministers 
vom II. Dezember 1974 beruhen die hohen Aufwendungen für 
Planungen einer Intercity-Strecke Köln—Mannheim? 

Auf Grund der Zielvorgaben des Bundesministers 
für Verkehr vom 11. Dezember 1974 für den Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn (DB) ist die DB ge-
halten, anstelle der geplanten Strecke Köln—Groß 
Gerau einen anderen Lösungsvorschlag zur Verbes-
serung der Verbindung Köln—Frankfurt/Main zu 
entwickeln. Eine ergänzende Trassenstudie über die 
Verknüpfung der Neubaustrecke mit dem vorhan-
denen Schienennetz im Rhein-Main-Gebiet mit einer 
Weiterführung bis Mannheim wurde als Forschungs-
vorhaben des Bundesministers für Verkehr durchge-
führt und fließt in die Untersuchungen der DB ein. 

Anlage 93 
Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Engelhard (FDP) (Druck-
sache 8/357 Fragen B 58 und 59) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung etwa schon vorhandene 
Erfahrungen (z. B. Verletzungsrisiko) bzw. die möglichen künf-
tigen allgemeinen Gefahren auf Grund der zur Zeit rapid an-
wachsenden Zahl sogenannter skate boards (Bretter auf Roll-
schuhrädern), deren durchweg minderjährige Benutzer gerade 
in Großstädten auf Gehwegen und in Fußgängerzonen wie° auch 
im Straßenverkehr bereits Belästigungen und Unfälle verursacht 
haben sollen, und welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Welche rechtlichen — z. B. zulassungsrechtlichen, verkehrs-
rechtlichen, ordnungsrechtlichen, haftungsrechtlichen und versiche-
rungsrechtlichen — Fragen können sich gegebenenfalls für Be-
nutzer bzw. geschädigte Dritte ergeben, wenn — wie Meldungen 
zeigen — demnächst auch motorbetriebene (und dadurch sehr 
verletzungs- und unfallträchtige) Rollbretter auf öffentlichen 
Verkehrsflächen auftauchen sollten, und sieht die Bundesregie-
rung insoweit einen Anlaß zu einer gesetzgeberischen Initiative? 

Zu Frage B 58: 

Statistisches Material über das Verletzungsrisiko 
beim Skateboard-Fahren liegt der Bundesregierung 
nicht vor. Bei den Skateboards handelt es sich um 
„ähnliche Fortbewegungsmittel" im Sinne des § 24 
Abs. 1 StVO. Sie gelten also verkehrstechnisch nicht 
als Fahrzeuge. Der Skateboard-Fahrer darf deshalb 
nicht die Fahrbahn benutzen, sondern muß auf dem 
Gehweg bleiben (§ 25 Abs. 1 StVO). Selbstverständ-
lich ist er Verkehrsteilnehmer und muß sich deshalb 
so verhalten, daß kein anderer geschädigt, gefähr-
det oder mehr, als nach den Umständen unvermeid-
bar, behindert oder belästigt wird (§ 1 Abs. 2 StVO). 
Gegen Auswüchse einzuschreiten ist eine Angele-
genheit der Polizei der Länder. Gesetzgeberische 
Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Zu Frage B 59: 

Würden die Skateboards mit einem Motor verse-
hen, so gilt folgendes: 

a) Falls die bauartbestimmte Höchstgeschwindigkeit 
dieses Fahrzeugs mehr als 6 km/h beträgt, be-
steht 

— Fahrerlaubnispflicht (§ 4 StVZO) 
— Zulassungspflicht (§ 18 StVZO). 
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Mit anderen Worten: 

Ohne daß das Fahrzeug zugelassen ist und der 
Fahrzeugbenutzer eine Fahrerlaubnis erteilt be-
kommen hat, dürfte ein motorisiertes Skateboard 
im öffentlichen Verkehrsraum nicht verwendet 
werden. 

b) Die zivilrechtliche Haftung beim motorisierten 
Skateboard würde sich nach den §§ 7 ff. StVG, 
§§ 823 ff. BGB richten. 

c) Ein motorisiertes Skateboard würde der Pflicht-
versicherung unterliegen, wenn seine durch die 
Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit mehr 
als 6 km/h beträgt (§§ 1, 2 des Gesetzes über 
die Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter 
vom 5. 4. 1965 [BGBl. I S. 213]). 

Auch insoweit sind gesetzgeberische Maßnahmen 
nicht erforderlich. 

Anlage 94 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage 
B 60) : 

Sieht der Bund eine Möglichkeit, sich an dem Ausbau der 
Ingolstädter Landstraße in München (B 13) im Hinblick darauf 
finanziell zu beteiligen, daß diese Straße in großem Umfang von 
Bundeswehrfahrzeugen aus den anliegenden Kasernen benutzt 
wird? 

Die Bundeswehr ist grundsätzlich bereit, der Lan-
deshauptstadt München die ihr satzungsgemäß zu-
stehenden Anliegerbeiträge für den Ausbau der 
Ingolstädter Straße (B 13) zu zahlen. Ob und ggf. 
in welcher Höhe der Landeshauptstadt München 
ein Anspruch zusteht, konnte bisher nicht geprüft 
werden, da der Bundeswehr ein entsprechender Be-
scheid noch nicht zugegangen ist. 

Soweit zusätzliche militärische Forderungen (z. B. 
besondere Fahr- und Abbiegespuren) erfüllt werden 
müssen, werden diese als Maßnahmen der zivilen 
Infrastruktur von militärischem Interesse behandelt 
und von der Bundeswehr als Veranlasser bezahlt. 

Uber Einzelheiten wird noch mit der Stadt Mün-
chen verhandelt. 

Uber den Ausbau der B 13 von der Stadtgrenze 
bis zur Autobahnanschlußstelle Neuherberg ist in-
zwischen mit der Obersten Baubehörde im Bayeri-
schen Staatsministerium des Innern Einvernehmen 
erzielt worden. 

Anlage 95 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 61) : 

Wie ist das Genehmigungsverfahren für die Herausnahme 
eines Verkehrslandeplatzes aus der ADIZ, d. h., welche Dienst-
stellen oder Behörden werden gehört bzw. müssen ihre Zustim-
mung geben, wenn ein Verkehrslandeplatz aus der ADIZ heraus-
genommen werden soll, und welche Dienststelle erteilt dann 
endlich die Genehmigung? 

Die Flugüberwachungszone (FlugUZ) — Air De-
fence Identification/Zone (ADIZ) — ist als Gebiet 

mit Flugbeschränkungen nach § 11 der Luftverkehrs

-

Ordnung durch den Bundesminister für Verkehr er-
richtet worden. Die Ausdehnung der FlugÜZ sowie 
beabsichtigte Änderungen und die in der F1ugÜZ zu 
beachtenden Vorschriften werden von dem Bundes-
minister für Verkehr in Ubereinstimmung mit dem 
Bundesminister der Verteidigung und den zuständi-
gen Stellen der für die Wahrung der Unversehrtheit 
des Luftraums der Bundesrepublik Deutschland im 
Frieden verantwortlichen Drei Mächte festgelegt. 

Anlage 96 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage B 62) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß auf dem 
Rhein zunehmend Küstenmotorschiffe unter Billigflaggen (Zypern, 
Panama, Liberia, Singapur) verkehren, und daß inzwischen be-
reits 200 Einheiten dieses Typs festgestellt worden sind, die im 
direkten Rhein-See-Verkehr eingesetzt sind, und was gedenkt 
sie dagegen zu tun? 

Die Schiffahrt auf dem Rhein ist unter Beachtung 
der geltenden Vorschriften den Fahrzeugen aller 
Nationen grundsätzlich gestattet und im Rhein/See-
verkehr an Preisvorschriften nicht gebunden. Die

-

von Küstenmotorschiffen erbrachten jährlichen Ver-
kehrsleistungen liegen bei etwa 2 % des Gesamtver-
kehrs, wovon jedoch allein die deutsche Flagge 
etwa 2/3 abdeckt. Es ist bekannt, daß Küstenmotor

-

schiffe, die nicht unter einer Flagge eines Rhein-
uferstaates fahren, etwa 200 Fahrten, und zwar 
nahezu ausschließlich zum Niederrhein, durchgeführt 
haben. Die Bundesregierung sieht in diesem men-
genmäßig unbedeutenden Verkehr z. Z. keine Gefahr 
für etwaige Einflüsse auf die Preisgestaltung oder 
die allgemeine Sicherheit im Schiffsverkehr. 

Anlage 97 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 63 und 64) : 

Erkennt die Bundesregierung an, daß die Stillegung der Bahn-
linie Kempten—Isny für den Personenverkehr angesichts der 
Strukturschwäche des Raums Isny und besonders mit Rücksicht 
auf die zahlreichen Patienten, die zu ihrer Reise nach den Kur-
anstalten in Isny einschließlich Neutrauchburg auf das Verkehrs-
mittel Bundesbahn angewiesen sind, für diesen Raum zu einer 
raumordnungspolitisch nicht vertretbaren Beeinträchtigung und 
Schädigung führen würde, und wird sie gegebenenfalls daraus 
für das künftige Schicksal dieser Bahnlinie die erforderlichen 
Konsequenzen ziehen? 
Erkennt die Bundesregierung an, daß die Einstellung des Per-

sonenverkehrs auf der Bahnlinie Leutkirch—Bad Waldsee—Aulen-
dorf angesichts der Strukturschwäche des von dieser Bahnlinie 
bedienten Raums und besonders mit Rüdrsicht auf die zahl-
reichen Patienten, die für ihre Reise vor allem nach den Kur-
einrichtungen in Bad Waldsee auf die Bundesbahn angewiesen 
sind, für diesen Raum und seine Gemeinden zu einer raumord-
nungspolitisch nicht vertretbaren Beeinträchtigung und Schädi-
gung führen würde, und wird sie gegebenenfalls daraus für das 
künftige Schicksal dieser Bahnlinie die notwendigen Schlußfolge-
rungen ziehen? 

Die Strecken Kempten—Isny und Leutkirch—Au-
lendorf sind zur Untersuchung für eine Umstellung 
des Schienenpersonenverkehrs auf Busverkehr vor-
gesehen. In diese Untersuchungen werden auch die 
struktur- und regionalbedingten Erfordernisse ein-
bezogen. Zur Zeit ist die Bundesbahn dabei, die er-
forderlichen Daten zusammenzustellen. Für die end-
gültige Entscheidung bleiben die Untersuchungs-
ergebnisse im einzelnen abzuwarten, 
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Anlage 98 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Wimmer (Mönchenglad-
bach) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 65) : 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung gewährleistet, daß unbe-
schadet der Überlegungen zu Streckenstillegungen bei der Deut-
schren Bundesbahn die Deutsche Bundesbahn als Teilnehmerin der 
Internationalen Arbeitsgruppe für die Linie Antwerpen—Mön-
chengladbach - Düsseldorf an notwendigen Maßnahmen zur Inten-
sivierung des Verkehrsaufkommens auf dieser Strecke mitwirken 
kann? 

Der Mitwirkung der Deutschen Bundesbahn (DB) 
an den Arbeiten der genannten Arbeitsgruppe steht 
nach Ansicht der Bundesregierung nichts im Weg. 

Anlage 99 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 66 und 67) : 

Gehört zu den 6 000 km Strecken im Personenverkehr, deren 
Stillegung der Bundesverkehrsminister angekündigt hat, auch 
die Bundesbahnstrecke Wiesbaden—Diez, und wann ist dann mit 
der Stillegung zu rechnen? 

Welche Ersatzbeförderungsmöglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung im Falle einer Stillegung angesichts der Überlastung der in 
diesem Gebiet vorhandenen Straßen? 

Die Strecke Wiesbaden—Diez ist im Reisezugver-
kehr für eine Untersuchung zur Umstellung des 
Schienenpersonenverkehrs auf Busverkehr vorge-
sehen, während der Güterverkehr vorbehaltlich der 
abschnittsweisen Betrachtungsergebnisse voraus-, 
sichtlich auf dieser Strecke erhalten bleiben wird. 
Doch bleiben die Untersuchungsergebnisse, die etwa 
bis Herbst vorliegen werden, zunächst abzuwarten. 

Anlage 100 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen B 68, 69 und 70) : 

Mit welchen finanziellen Aufwendungen und in welchen zeit-
lichen Abschnitten kann der einbahnige Bundesautobahnneubau 
vom Autobahnkreuz bei Singen bis zur schweizerischen Grenze 
bei Bietingen verwirklicht und damit der angestrebte Verkehrs-
wert zum frühestmöglichen Zeitpunkt erreicht werden, und welche 
Planungs- und Baumaßnahmen sind noch für 1977 vorgesehen? 

Sind der Bundesregierung Ergebnisse schweizerischer Unter-
suchungen bekannt, daß man bei 400 beobachteten Verkehrs-
opfern in acht Prozent der Fälle nicht primär tödliche Verletzun-
gen festgestellt hat, treffen diese Ergebnisse vergleichsweise 
auch für die Bundesrepublik Deutschland zu, und was sollte 
gegebenenfalls unternommen werden, um am Unfallort eine sach-
kundige erste Hilfe sicherzustellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Interventionen mit dem 
Ziel, daß in Zukunft im Straßenbau Bordsteine mit abgeschrägten 
Kanten verwendet werden, um u. a. Behinderten im Rollstuhl 
das Fahren zu erleichtern, und welche Möglichkeiten sieht gege-
benenfalls die Bundesregierung, dieses Ziel zu erreichen? 

Zu Frage B 68: 

Der zunächst nur einbahnige Neubau der Bundes-
autobahn A 98 vom jetzigen Endpunkt westlich des 
Autobahnkreuzes bei Singen bis zur Bundesstraße 34 
bei Bietingen ist auf 89 Millionen DM veranschlagt. 
Von der Straßenbauverwaltung des Landes Baden-
Württemberg werden die Arbeiten so vorbereitet, 
daß 1978 mit dem Bau des Probestollens für den 
„Tannenberg-Tunnel" begonnen werden kann. Durch 
entsprechende zeitliche Abstimmung der eigentlichen 

Tunnelarbeiten sowie der Erd- und Fahrbahnarbeiten 
auf den Anschlußstrecken ist mit der durchgehen-
den Fertigstellung vom Singener Kreuz bis zur 
Bundesstraße 34 bei Bietingen voraussichtlich in den 
Jahren 1981/82 zu rechnen. 

Zu Frage B 69: 

Der Bundesregierung sind diese Untersuchungen 
nicht bekannt. Vergleichende Schlußfolgerungen kön-
nen insoweit auch nicht gezogen werden. 

Zu Frage B 70: 

Die Bundesregierung unterstützt Bemühungen, das 
Los Behinderter — insbesondere der Rollstuhlfahrer 
— zu erleichtern. In diesem Zusammenhang ist auf 
den „Katalog der Schwerpunkte bei der Beseitigung 
baulicher und bautechnischer Hindernisse" hinzuwei-
sen, der unter Federführung des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom „In-
terministeriellen Ausschuß für Beseitigung baulicher 
und technischer Hindernisse" im Februar 1973 her-
ausgegeben wurde. Danach sollen Bordsteine im Be-
reich von Fußgängerüberwegen nach Möglichkeit auf 
Fahrbahnhöhe, mindestens jedoch auf 3 cm Höhe 
abgesenkt werden. 

Der Bundesminister für Verkehr hat diese Frage 
im Jahre 1975 auf einer Dienstbesprechung mit den 
obersten Straßenbaubehörden der Länder erörtert. 
Dabei wurde Einigkeit darüber erzielt, daß Bord-
steine an Fußgängerüberwegen auf eine Höhe von 
3 cm abgesenkt werden sollen, und zwar auf der 
Gesamtbreite der Fußgängerüberwege. Dieses Er-
gebnis wird bei der Überarbeitung der Richtlinien 
für die Anlage und Beleuchtung von Fußgängerüber-
wegen berücksichtigt. 

Eine Absenkung der Bordsteine auf 3 cm Höhe im 
Bereich von Fußgängerüberwegen fordert auch die 
bereits genannte DIN 18024 „Bauen für Behinderte 
und alte Menschen". Der Bundesminister für Verkehr 
hat mit Schreiben vom 10. August 1976 die obersten 
Straßenbaubehörden der Länder gebeten, die DIN 
18024 für den Bereich der Bundesfernstraßen zu be-
achten, und empfohlen, bei Maßnahmen im Zustän-
digkeitsbereich der Länder die DIN ebenfalls anzu-
wenden. 

Die Möglichkeiten des Bundesministers für Ver-
kehr sind aber aufgrund der nur für den Bereich 
der Bundesfernstraßen gegebenen Zuständigkeit be-
grenzt. Er hat deshalb bereits im Januar 1975, einem 
Wunsche des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau entsprechend, die Bundes-
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände gebe-
ten, der Frage der Absenkung von Bordsteinen an 
Fußgängerüberwegen näherzutreten. 

Anlage 101 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Sauter (Epfendorf) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 71 und 72) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, im Einver-
nehmen mit den Bundesländern auf die Gemeinden einzuwirken, 
daß an den Ortsenden Hinweisschilder auf die nächste Ortschaft 
und die Entfernung dorthin angebracht werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Gemeinden die Kosten 
ganz oder teilweise zu ersetzen? 
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Durch die Verordnung über Maßnahmen im Stra-
ßenverkehr vom 27. November 1975 (BGB1. I S. 2967) 
wurde ein Ortsendeschild in die StVO übernommen, 
das — mit Entfernungsangabe — auf die nächste 
Ortschaft weist. Diese Vorschrift trat am 1. Januar 
1976 in Kraft. Im Interesse der Kostenersparnis gilt 
für sie eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 
1982. So können die Schilder jeweils im Zuge der 
normalen Erneuerung ausgewechselt werden. 

Die Kosten für diese Schilder müssen — ebenso 
wie bei allen anderen Verkehrszeichen — vom Stra-
ßenbaulastträger getragen werden (§ 5 b Straßenver-
kehrsgesetz). Die Bundesregierung beabsichtigt 
nicht, diese gesetzliche Bestimmung zu ändern. 

Anlage 102 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck-
sache 8/357 Fragen B 73 und 74) : 

Wie wirkt sich die Verordnung über die zeitliche Einschrän-
kung des Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen und Motorseglern an 
Landeplätzen vom 16. August 1976 (BGB1. I S. 2216) in der Praxis 
aus, wonach laut § 1 auf Flugplätzen mit mehr als 20 000 Starts 
zeitliche Einsdränkungen gelten, und sieht die Bundesregierung 
die mit dem Erlaß der Verordnung verbundenen Erwartungen als 
erfüllt an? 

Wird unter Umgehung des Willens des Gesetzgebers auf bisher 
schwächer frequentie rte Flugplätze ausgewichen, um damit die 
zeitlichen Einschränkungen zu umgehen, und wenn ja, was ge-
denkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 

Da die Verordnung über die zeitliche Einschrän-
kung des Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen und 
Motorseglern an Landeplätzen erst am 1. Oktober 
1976 in Kraft getreten ist, und in den Wintermona-
ten der Flugbetrieb mit diesem Fluggerät aus Wet-
tergründen verhältnismäßig gering ist, ist eine fun-
dierte Aussage über die Auswirkungen der Verord-
nung z. Z. noch nicht möglich. Aus dem gleichen 
Grunde konnten bisher auch noch keine Erkennt-
nisse über eine eventuelle Verlagerung des Flugbe-
triebs von größeren Landeplätzen auf bisher schwä-
cher frequentierte Landeplätze gewonnen werden. 

Anlage 103 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 75) : 

In welchem Ausmaß beabsichtigt der Bundespostminister, die 
Deutsche Bundespost zu einer weiteren Reduzierung von Post-
stellen auf dem Lande und des Einsatzes fahrbarer Postschalter zu 
veranlassen, und inwieweit sind davon die Landkreise Lüneburg, 
Uelzen und Lüchow/Dannenberg betroffen? 

Eine Arbeitsgruppe des Bundesministeriums für 
das Post- und Fernmeldewesen untersucht z. Z., wie 
die Postversorgung auf dem Lande und in Stadt-
randgebieten unter Einsatz von 

— ortsfesten Annahmestellen (Postämtern und Post-
stellen), 

— mobilen Annahmestellen (Fahrbaren Postschal-
tern) und 

— Landzustellern mit Annahmemöglichkeiten 

unter Wahrung der Kundenfreundlichkeit wirtschaft-
licher gestaltet werden kann. 

Hauptaufgabe dieser Arbeitsgruppe ist es, die 
Kriterien für die Abgrenzung dieser. organisatori-
schen Möglichkeiten zu bestimmen. 

Z. Z. bestehen für die Landkreise Lüneburg, Uelzen 
und Lüchow-Dannenberg keine konkreten Planun-
gen, Poststellen durch fahrbare Postschalter zu er-
setzen. 

Anlage 104 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Regenspurger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen B 76 und 77) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Kräfte mit Auf-
stiegsprüfung bei der Deutschen Bundesbahn am 1. Januar 1977 
vorhanden waren, die wegen fehlender Unterbringungsmöglich-
keiten nicht in das Eingangsamt des mittleren, gehobenen oder 
höheren Dienstes befördert werden konnten? 

Wie lange warten diese Kräfte bereits auf ihre Beförderung, 
und wann ist mit der Einweisung dieser Kräfte in eine entspre-
chende Planstelle zu rechnen? 

Zu Frage B 76: 

Die in den höheren Dienst aufsteigenden Beamten 
der Deutschen Bundespost konnten bisher stets nach 
beendeter Einführung in das Eingangsamt der neuen 
Laufbahn befördert werden. Für die Laufbahnen des 
gehobenen Dienstes liegen keine Zahlen über die 
Beamten vor, die trotz abgelegter Aufstiegsprüfung 
wegen fehlender Unterbringungsmöglichkeiten noch 
nicht in das Eingangsamt befördert werden konnten. 
Es dürfte sich nur um Einzelfälle handeln. Nach 
einer Erhebung vom März 1977 konnten in der Lauf-
bahn des mittleren Postdienstes (Fachbereich Post-
fachdienst) 377 Aufstiegsbeamte wegen fehlender 
Unterbringungsmöglichkeiten noch nicht zum Post-
assistenten befördert werden. 

Zu Frage B 77: 

Über die Länge der bisherigen Wartezeiten und 
die möglichen Beförderungszeitpunkte stehen Unter-
lagen nicht zur Verfügung. Entsprechende Erhebun-
gen würden wegen des damit verbundenen Verwal-
tungsaufwandes längere Zeit in Anspruch. nehmen. 

Anlage 105 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Schmitz (Baes-
weiler) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fragen B 78 
und 79) : 

Stimmt die Bundesregierung mit mir überein, daß die im § 34 
Abs. 1 des Bundesbaugesetzes verwendete Formulierung„... und 
es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung ...” nicht dazu 
führen muß, daß die heute üblichen Geschoßhöhen auf die früher 
üblichen niedrigeren Geschoßhöhen oder die vorhandenen Ge-
schoßhöhen reduziert werden müssen, weil damit eine Gewähr-
leistung der heutigen „gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse' 
oft nicht mehr gegeben ist und dadurch eine Lückenschließung 
nicht mehr möglich würde, und will die Bundesregierung — be-
jahendenfalls — die Abstimmung mit den Länderministerien 
dergestalt erreichen, daß in allen Bundesländern nach einheit-
lichen  Kriterien in der Auslegung des § 34 verfahren wird? 

Was will die Bundesregierung unternehmen, um die durch eine 
wie oben angesprochene Auslegung des § 34 des Bundesbauge-
setzes zu erwartenden städtebaulichen Mängel zu verhindern? 

Die Bundesregierung stimmt mit Ihnen darin über-
ein, daß nach § 34 Bundesbaugesetz die in den Nach-
bargebäuden bestehenden Geschoßhöhen nicht ein-
zuhalten sind, wenn dadurch in dem geplanten Ge- 
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bäude ungesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
geschaffen werden. 
Der am 1. Januar 1977 in Kraft getretene neue 

§ 34 Bundesbaugesetz verlangt in Abs. 1 unter ande
-dem, daß sich das Vorhaben nach dem Maß der bau-

lichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umge-
bung einfügt. Dies kann beispielsweise eine grund-
sätzliche Anpassung an die in der näheren Umge-
bung vorhandene Geschoßzahl und Gebäudehöhe 
bedeuten, aber nicht ohne weiteres auch eine Anpas-
sung an die Geschoßhöhe in den umliegenden Ge-
bäuden. Denn in § 34 Abs. 1 Bundesbaugesetz wird 
weiter verlangt, daß dein Vorhaben öffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, insbesondere die Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse gewahrt bleiben. Eine Anpassung an die Ge-
schoßhöhe in den Gebäuden der näheren Umgebung 
des Bauvorhabens darf daher nicht dazu führen, daß 
in dem geplanten Gebäude ungesunde Wohnver-
hältnisse entstehen. 
Schließlich sind bei der Genehmigung eines Bau-

vorhabens auch — und dies ist in § 29 Satz 3 Bun-
desbaugesetz ausdrücklich bestimmt — die Vor-
schriften des Bauordnungsrechts der Länder zu be-
achten, in denen aus Gründen der Sicherung gesun-
der Wohn- und Arbeitsverhältnisse Mindestmaße 
für Geschoßhöhen vorgeschrieben sind. 

Niedrige Geschoßhöhen von Nachbarhäusern sind 
daher nach § 34 Abs. 1 Bundesbaugesetz nicht ein-
zuhalten, wenn sie den heutigen Anforderungen an 
gesunde Wohnverhältnisse nicht entsprechen. Das 
kann allerdings, weil beispielsweise aus Gründen 
des Ortsbildes nur eine Gebäudehöhe entsprechend 
der Nachbarhäuser einzuhalten ist, dazu führen, 
daß in der betreffenden Baulücke ein Gebäude mit 
nur geringerer Geschoßzahl als die der Nachbarhäu-
ser zugelassen wird, wenn die Nachbarhäuser eine 
zu niedrige Geschoßhöhe, dafür aber eine größere 
Geschoßzahl haben. 
Die Rechtslage ist insoweit eindeutig. Dennoch 

wird das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und -Städtebau Ihre Anfrage zum Anlaß neh-
men, im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der für 
das Bau- und Wohnungswesen zuständigen Minister 
und Senatoren der Länder die von Ihnen aufgewor-
fenen Fragen zur Erörterung zu stellen. 

Anlage 106 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Wimmer (Mön-
chengladbach) (CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Fra-
gen B 80 und 81) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß verstärkt 
durch kommunistische Organisationen zu stark verbilligten so-
genannten Kinderferien in der DDR eingeladen wird, und in 
welchem Umfang werden dabei öffentliche Verkehrsmittel des 
Bundes zu welchen Konditionen benutzt? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, in 
welcher Weise eine Beeinflussung westdeutscher Kinder im 
Sinne kommunistischer Vorstellungen während der Kinderferien 
erfolgt? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß jährlich 
Ferienreisen zu relativ geringen Teilnehmerbeiträ-
gen für Kinder aus der Bundesrepublik Deutschland 
in der DDR durchgeführt werden, und zwar mit Un

-

terstützung der DKP von ihrer Kinderorganisation 
„Junge Pioniere — Sozialistische Kinderorganisa-
tion" (JP), die vor etwa drei Jahren gegründet 
wurde. Der Anteil dieser Reisen an den allgemei-
nen Fahrten Jugendlicher in die DDR ist gering. 
Nadi den der Bundesregierung vorliegenden Er-
kenntnissen nehmen daran Kinder teil, die in der 
Regel von der erwähnten kommunistischen Kinder-
organisation erfaßt sind. Der Teilnehmerkreis dürfte 
von daher relativ begrenzt sein und sicherlich ist 
davon auszugehen, daß diese Kinder im Sinne kom-
munistischer Vorstellungen beeinflußt sind und daß 
ihnen während ihres Ferienaufenthalts ein Bild von 
der DDR vermittelt werden soll, das mit der offi-
ziellen Selbstdarstellung der DDR identisch ist. So-
fern für diese Reisen öffentliche Verkehrsmittel des 
Bundes benutzt werden, können die für alle Reise-
gruppen bestehenden ermäßigten Tarife genutzt 
werden. Inwieweit das geschehen ist, konnte in der 
Antwortfrist bei der Bundesbahn noch nicht festge-
stellt werden. 
In der Beurteilung dieser Art der Reisen besteht 

zwischen Ihnen und der Bundesregierung keine Dif-
ferenz. So ist es sicher nicht notwendig zu betonen, 
daß für diese Reisen keine öffentlichen Zuschüsse 
gegeben werden. 
Grundsätzlich unterstützt die Bundesregierung die 

Bemühungen öffentlicher und nichtöffentlicher Ein-
richtungen und Verbände, um Beziehungen im Ju-
gendbereich mit der DDR zu entfalten. In ihrem 
jüngsten Bericht über die Entwicklung der Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik 1969 
bis 1976 hat sie darauf hingewiesen, daß das Inter-
esse der jungen Generation in der Bundesrepublik, 
die Verhältnisse in der DDR kennenzulernen und 
Kontakte mit der Jugend in der DDR zu finden 
und zu pflegen, in den letzten Jahren kontinuierlich 
gewachsen ist. Die Bundesregierung begrüßt es 
grundsätzlich, daß gerade auch junge Menschen die 
durch die Deutschlandpolitik geschaffenen Möglich-
keiten zu Begegnungen mit Gleichaltrigen in der 
DDR in zunehmendem Maße nutzen, neue mensch-
liche Verbindungen knüpfen und aus eigener An-
schauung in kritischer Auseinandersetzung mit den 
Verhältnissen dort sich ein Bild von der DDR ma-
chen. Diese Entwicklung im Jugendbereich - und 
ich hoffe, daß Sie auch darin keine Differenzen zur 
Bundesregierung sehen — ist als grundsätzlich po-
sitiv zu werten. 

Anlage 107 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/357 Frage B 82) : 

Womit begründet die Bundesregierung die Maßnahme des 
Bundesministers Franke gegen den Ministerialdirektor Kreutzer, 
daß sich dieser unter Androhung disziplinarischer Maßnahmen 
jeglicher politischer Veröffentlichungen zu enthalten habe, und 
steht diese Maßnahme im Zusammenhang mit der Tätigkeit 
Kreutzers in der Fritz-Erler-Gesellschaft und/oder seiner Mittei-
lungen über den DDR-Vertreter Kohl an den SPD-Parteivorstand? 

Die Bundesregierung hält sich auch in diesem Fall 
an die Regel, Personalangelegenheiten von Beamten 
nicht in der Offentlichkeit zu erörtern. 
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Anlage 108 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jochimsen auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Fragen B 83 und 84) : 

Wird die Bundesregierung von ihrem Gesetzgebungsrecht Ge-
brauch machen, um durch eine bundeseinheitliche Regelung den 
Anspruch auf Bildungsurlaub für Arbeitnehmer für die Teil-
nahme an anerkannten Veranstaltungen sowohl der politischen 
Bildung als audi der beruflichen Weiterbildung sicherzustellen, 
und wenn nein, hält dann die Bundesregierung den Abbau der 
bestehenden Ungleichbehandlung der Arbeitnehmer in der Frage 
des Bildungsurlaubs in der Bundesrepublik Deutschland durch 
landeseigene Gesetze für durchsetzbarer? 

Sieht die Bundesregierung in der ungleichen Handhabung des 
Bildungsurlaubs in den einzelnen Bundesländern eine Verletzung 
des Grundsatzes der Chancengleichheit für Arbeitnehmer, und 
wenn ja, für welchen Personenkreis und für welchen Zweck 
sollte dann Bildungsurlaub gewährt werden, und wie gedenkt die 
Bundesregierung, dieser Auffassung Rechnung zu tragen? 

Zu Frage B 83: 

Der Bildungsurlaub gehört zu denjenigen Maß-
nahmen zur Erhöhung der Inanspruchnahme von Bil-
dungsleistung, die wegen ihrer wirtschaftlichen Aus-
wirkungen sowie wegen der Notwendigkeit der ge-
nauen Zielbestimmung und der Klärung noch offe-
ner inhaltlicher und methodischer Fragen zweckmä-
ßigerweise in Stufen durchzuführen sind. Aus dieser 
Erkenntnis heraus haben sich die Unterzeichner des 
Übereinkommens über den bezahlten Bildungsurlaub 
der Internationalen Arbeitskonferenz auch zu einer 
Politik einer schrittweisen Förderung der Einführung 
des Bildungsurlaubs verpflichtet. Wenn neben den 
schon bestehenden und insgesamt sehr wirksamen 
Gesetzen des Bundes (Betriebsverfassungsgesetz, 
Personalvertretungsgesetz, Gesetz über Betriebs-
ärzte und Sicherheitspersonal sowie Sonderurlaubs-
verordnung für den öffentlichen Dienst), zu denen 
wegen des sachlichen Zusammenhangs auch das Ar-
beitsförderungsgesetz zu zählen ist, eine Reihe von 
Ländern in eigenen Gesetzen vorab Bildungsurlaubs-
ansprüche unterschiedlicher Art konstituiert haben, 
dann ist dieses Vorgehen durchaus nicht nachteilig. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
schrittweiser Ausbau nach einheitlichen Grundsätzen 
anzustreben ist. Nicht zuletzt deshalb befaßt sich die 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung mit den Fragen des Bildungs-
urlaubs. Die Bundesregierung wird dabei diejenigen 
Kenntnisse einbringen können, die sie im Rahmen 
der seit Jahren laufenden Versuchs- und Entwick-
lungsprogramme des Bundes gesammelt hat. Dabei 
sind die Erfahrungen, die in Ländern mit Bildungs-
urlaubsgesetzen gemacht wurden, von großem Nut-
zen. 

Zu Frage B 84: 

Unter Würdigung der in Ihrer ersten Frage aufge-
worfenen Probleme weist die Bundesregierung dar-
auf hin, daß ein schrittweiser Ausbau des Bildungs-
urlaubs insgesamt als sinnvolle Entwicklung ange-
sehen werden kann. Regional unterschiedliche Rege-
lungen lassen sich allerdings nicht ausschließen. So 
werden z. B. Vereinbarungen auf diesem Feld auf 
Grund von Tarifverträgen getroffen; ein bekanntes 
Beispiel hierfür ist der entsprechende Tarifvertrag 
für den Bereich der bayerischen Metallarbeiter. 

Anlage 109 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jochimsen auf die Schrift-
lichen Fragen des Abg. Pfeifer (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/35 Fragen B 85 und 86) : 

Treffen Presseberichte zu, wonach derzeit ca. 150 Angehörige 
des öffentlichen Dienstes ausschließlich damit beschäftigt sind, 
die Darlehenskonten im Rahmen des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes zu führen? 
Treffen Presseberichte zu, wonach der durch diese Darlehens-

konten entstehende jährliche Personalaufwand ca. 4,5 Millionen 
DM beträgt, und — falls nein — wie hoch ist der Personalauf-
wand tatsächlich? 

Zu Frage B 85: 

Es trifft nicht zu, daß ca. 150 Angehörige des 
öffentlichen Dienstes mit der Führung der Dar-
lehenskonten im Rahmen des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (BAföG) befaßt sind. In der ei-
gentlichen Kontenführung, die bei der für den Ein-
zug zuständigen Bundeskasse liegt, sind zur Zeit 
6 Beschäftigte tätig. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
Rückzahlungen aus dem 1974 eingeführten Grund-
darlehen erst drei Jahre nach Ausbildungsabschluß, 
also ab 1978, anstehen. Die 13 000 jetzt laufenden 
Fälle sind Zusatzdarlehen aus der Zeit vor 1974. Für 
die Darlehensverwaltung (Rückforderungsbescheide; 
allgemeiner Schriftverkehr; Erlaßfragen u. a. m.) im 
Bundesverwaltungsamt sind 38 Bedienstete tätig. 
Hier ist bereits eine große Zahl von Empfängern von 
Grunddarlehen erfaßt. 
Die Darlehensbewilligung und -auszahlung er-

folgt durch die Länder zusammen mit der Antrags-
bearbeitung und Förderung insgesamt. 
Ein Mehraufwand durch den Darlehensanteil läßt 

sich nicht isolieren und ist in jedem Fall als sehr 
gering anzusehen. 

Zu Frage B 86: 

Die sogenannten Angaben zum Personalaufwand 
treffen nicht zu. Der Personalaufwand für die ge-
nannten 44 Stellen liegt bei etwa 2,2 Millionen DM. 
Ergänzend weise ich darauf hin, daß der Bundes-

rechnungshof zur Zeit auf Veranlassung des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages eine 
Kosten/Nutzen-Analyse über die Vergabe, Verwal-
tung und den Einzug der nach dem BAföG geleiste-
ten Darlehen erstellt. 

Anlage 110 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/357 Frage B 87) : 

Warum hat die Bundesregierung auf der Hannover-Messe die 
Bezeichnung BRD statt Bundesrepublik Deutschland auf Schau-
tafeln im Informationsstand des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit angewandt? 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit war auf der Hannover-Messe 1977 mit 
einem Informationsstand zum Thema „Technologien 
für Entwicklungsländer" vertreten. Dabei wurde auf 
einer Schautafel der „Anteil der Entwicklungsländer 
am Import der Bundesrepublik Deutschland" darge-
stellt. Die ausführende Agentur verwendete dabei 
die Abkürzungen „EL" und „BRD". Bei der Abnah-
me des Standes wurde dies festgestellt, eine Korrek-
tur veranlaßt und von der Agentur durchgeführt. 
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